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dpa. Nach Mitteilung des bayerischen Innenministers sind die Verletzungen, 
die sich Strauß bei der Vorführung des Gummiwuchtgeschosses zugezogen hat, 
leicht, und der Totalverlust des rechten Auges hindert ihn nicht bei der 
Verrichtung seiner Amtstätigkeit. Strauß selber ließ verlauten, daß ihn 
die Harmlosigkeit des Gummiwuchtgeschosses so beeindruckt habe, daß er auf 
die persönliche Erprobung weiteren Polizeigeräts verzichte.
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BRD-A ußenpolitik
Die ersten 100 Tage seit der Regierungserklärung: 
BRD-Imperialisten schlagen aus US-,,Aufbruch“ Kapital

Schmidt: Sicherheit und 
Zusammenarbeit

,,1. Ohne Gleichgewicht gibt es in un­
serer Welt keinen verläßlichen Frieden. 
Wir können uns sicher fühlen, weil die 
Atlantische Allianz das Gleichgewicht 
wahrt und zu welchem wir unser volles 
politisches und militärisches Gewicht 
in die Waagschale des Westens gelegt 
haben. 2. Das Gleichgewicht ist eine

Apel: Sicherheitspolitik in 
den achtziger Jahren
„ Lassen Sie mich ein Fazit der Rü­
stungskontrollpolitik ziehen: Das letzte 
Jahrzehnt hat noch nicht die Ergebnis-

Genscher: Möglichkeiten und 
Grenzen deutscher Außenpolitik

,,Es gibt keine deutsche Sonder rolle 
zwischen West und Ost, Wir gehören 
zum Westen, aber es gibt eine besonde­
re deutsche Verantwortung für Frieden 
und Zusammenarbeit in Europa ... 
Unser Ziel ist eindeutig: I. Wir wollen 
Sicherheit auf der Grundlage des 
Gleichgewichts, 2. Wir wollen das 
Gleichgewicht auf einem möglichst nie­
drigen Niveau der Rüstungen .,, An 
der Schwelle der achtziger Jahre wird 

notwendige, aber noch keine hinrei­
chende Bedingung des Friedens. Des­
halb muß der Frieden auch durch eine 
Politik der Rüstungsbegrenzung und 
der Zusammenarbeit gesichert werden 
... Wir werden die Politik der Zusam­
menarbeit mit unseren östlichen Nach­
barn fortsetzen im Interesse der friedli­
chen Entwicklung in Europa und der 
Zukunft des ganzen deutschen Volkes. 
3. Die Europäische Gemeinschaft 
bleibt für uns unverzichtbare Grundla­
ge für Frieden, Freiheit, sozialen und 
wirtschaftlichen Fortschritt. Auch sie 
dient dem Gleichgewicht. 4. Mit unse­
rer Politik der gleichberechtigten Part­
nerschaft wollen wir helfen „ die wirt­
schaftliche, politische und kulturelle 
Unabhängigkeit/ der Länder der Drit­
ten Welt langfristig zu sichern.“ 
(Schmidt in der Regierungserklärung 
am 24. November 1980) 

se gebracht, die wir uns erhofft haben. 
Rüstungskontrollpolitik war besten­
falls eine kontrollierte Aufrüstungspo­
litik ... Dennoch: Der Friede in Euro­
pa ist heute gefestigter als in den 50er 
und 60er Jahren, Das ist zurückzufüh­
ren auf die banale Wahheit, daß zur 
Erhaltung des Friedens kontrollierte 
Aufrüstung in einer politisch stabilen 
Atmosphäre besser ist als unkontrol­
lierte Aufrüstung in Spannungs 
Zeiten,“ (Apel am 21.2.81 auf der 
XVI1L Wehrkundebegegnung) 

das Thema Mittelstreckenwaffen zur 
Schlüsselfrage dafür, ob es gelingt, 
Gleichgewicht gleichsam nach unten, 
d .h. durch Abrüstung zu schaffen, 
oder ob wir zum Gleichgewicht nach 
oben, d.h. zum Rüstungswettlauf ge­
zwungen werden, oder ob Westeuropa 
durch Hinnahme von wachsender 
Überlegenheit der östlichen Seite den 
Weg der sicherheitspolitischen Abkop­
pelung von den Vereinigten Staaten be­
schreitet . .. Nur eine westliche Poli­
tik, die eindeutig auf Gleichgewichtssi­
cherung gerichtet ist, die keine Zweifel 
läßt, daß sie sowjetische Überlegenheit 
nicht hinnehmen wird, die auch ihre ei­
gene Öffentlichkeit nicht im Zweifel 
darüber läßt, daß das Streben nach 
Überlegenheit in seinen Auswirkungen 
immer offensiv ist, nur eine solche Po­
litik bedeutet aktive Friedenssiche­
rung.“ (Genscher am 8.12,80’vor der 
Westberliner Pressekonferenz)

Nach gut hundert Tagen der neuen 
Amtsperiode von Schmidt und Gen­
scher ergibt die außenpolitische Bilanz: 
Die westdeutsche Monopolbourgeoisie 
hat Grund zur Zufriedenheit mit der 
Verfechtung ihrer Interessen durch die­
se Regierung. Mit dem Antritt der neu­
en US-Regierung zeichnet sich eine ra­
sante Verschärfung der Widersprüche 
zwischen den Imperialisten ab, vor al­
len Dingen zwischen den USA und der 
UdSSR.

Mit äußerster Energie und Wendig­
keit haben sich Schmidt und Genscher 
seit der Regierungserklärung Ende No­
vember daran gemacht, aus dieser Ent­
wicklung Kapital für die Position der 
westdeutschen Bourgeoisie zu schla­
gen. In ihrem außenpolitischen Kon­
zept sind der weitere Ausbau und die 
Befestigung einer europäischen Mittel­
macht-Position grundlegend. Gestützt 
auf das westeuropäische Wirtschaft­
spotential sehen die westdeutschen Im­
perialisten die nächsten Möglichkeiten 
der Ausdehnung ihrer Geschäftstätig­
keit durch verstärkte Kapitalanlage in 
Ländern der Dritten Welt und im Ost­
handel.

Ausdehnung der imperialistischen 
Geschäftstätigkeit führt unausweich­
lich zu schärferen „Interessenkonflik­
ten“. Das ist deutschen Imperialisten 
seit 1890 klar. Weder Genscher noch 
Apel hatten daher irgendwelche Pro­
bleme, gemeinsam mit der neuen US- 
Regierung bei ihren Besuchen Einigkeit 
über die „Notwendigkeit forcierter 
Rüstung“ zu bekunden. Und bei allen 
Differenzen, wer für was wieviel zahlt, 
lassen sich die westdeutschen Imperia­
listen nicht lange nötigen, „im Rah­
men der NATO-Ar beit Steilung“ ihre 
Militärpositionen in Mitteleuropa aus­
zubauen.

- Mit Bedacht hatte die Regierung 
die Ministerbesuche in Washington 
und Moskau auf den Zeitraum nach 
den „37. deutsch-französischen Kon­
sultationen“ terminiert. Damit unter­
strichen Schmidt und Genscher beson­
dere Wertschätzung einer Art Achsen­
bildung BRD - Frankreich. Die Vertre­
ter der französischen Regierung unter­
zeichneten bei diesen Konsultationen 
Anfang Februar teilweise wörtlich die 
außenpolitische Zielsetzung der BRD- 
Regierungserklärung. Zwischen den 
Zeilen wurde die neue US-Regierung 
gewarnt, die westeuropäischen Impe­
rialisten als Fußtruppen in der Ausein­
andersetzung USA - UdSSR um Welt­
herrschaft zu betrachten: „Stabilisie­
rung des Ost-West-Verhältnisses . . .
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,, Sicherheitsinteressen ‘ ‘ 
in Ausdehnung begriffen
Franz-Josef Strauß auf dem Sicher­
heitspolitischen Kongress der CDU 
im Januar 1980: „Es gibt welche, die 
durch Eroberungskriege immer klei­
ner werden, und andere, die durch 
reine Verteidigung immer größer 
werden ... Ich bin kein Befürworter 
irgendwelcher weltpolitischer Aben­
teuer. Aber ich kann auch nicht ein­
fach, unabhängig davon, ob ich 
Kanzler werde oder nicht, als verant­
wortlicher Politiker die Augen davor 
verschließen, daß unsere Lebensli­
nien bedroht und zum Teil abge­
schnitten werden ... “

Manfred Wörner auf dem Sicher­
heitspolitischen Kongress der CDU 
im Januar 1980: „Daher muß jetzt in 
der Struktur und Aufgabenstellung 
der NATO die Konsequenz gezogen 
werden: a) die Sicherung der Roh­
stoff- und Ölversorgung muß zu ei­
ner zentralen Aufgabe der NATO 
werden, b) die Koordinierung der 
Ost- und Osthandelspolitik der Ver­
bündeten ist ebenfalls vordringlich, 
c) die geographische Begrenzung 
muß fallen.“

Bundeskanzler Schmidt am 28. 
November 1980 im Bundestag: ,,... 
daß ein deutscher militärischer Bei­
trag im Persischen Golf nicht mög­
lich ist ... Aber das, was Herr Wör­
ner vorgestern verlangte, ist doch 
nun längst geschehen: nämlich wir 
haben gegenüber den Vereinigten 
Staaten von Amerika die Bereitschaft 
zu einer Arbeitsteilung innerhalb der 
Allianz erklärt.“

Wörner für die CDU am 5. Januar 
1981 über „Schwerpunkte der Au­
ßen- und Sicherheitspolitik in den 
80er Jahren“: „Es bedarf einer ge-

Nördlicher Wen­
dekreis des Krebses

‘=^><_)Operationsgren/e
des NATO-Verl raus

Westdeutsches Kapital im Ausland Ende 79 *—
(Mrd. DM)

Belgien/Luxemburg 6.2 Übriges Europa 3.«
Frankreich 6.4 USA 12,3
Niederlande 4.1 Brasilien 5.0
Großbritannien 2.4 Kanada 4,4
Übrige EG 2.6 Übriges Amerika 3.6
Schwei/ 5.3 Afrika 3.2
Spanien 3.4 Übrige Well 3.2

meinsamen Krisenplanung des Westens 
als Voraussetzung erfolgreicher Kri­
senbewältigung, u.a. auch zur Siche­
rung der Rohstoff- und Energieversor­
gung ... Diese Aufgabe übersteigt den 
Rahmen der NATO. Es muß eine 
Struktur gefunden werden, die es er­
laubt, Japan, Australien und Neusee­
land mit einzubeziehen.“

Bundeskanzler Schmidt not der Jah­
resversammlung des Industrie- und 
Handelstages am 10.2.1981: ,,... weil 
wir inzwischen gemerkt haben - siehe 
Sicherheit unserer Energiezufuhren aus 
dem Ausland -, daß zwar . .. der 
Rahmen unserer Verteidigung durch 
den Nordatlantikvertrag geographisch 
abschließend definiert ist, daß sich nun 
aber herausstellt, daß damit anderer­
seits unsere Sicherheitsinteressen noch 
nicht abschließend definiert sind.“

Genscher am 10.3. zur Studie „Die 
Sicherheit des Westens: Neue Dimen­

sionen und Aufgaben“: „Den dro­
henden Konfliktgefahren in der Drit­
ten Welt ist durch eine vorausschau­
ende Politik zu begegnen. Das Bünd­
nis muß den äußeren Rahmenbedin­
gungen seiner Sicherheit verstärkte 
Aufmerksamkeit widmen.“

Kohl auf den) CDU-Parteitag vom 
9.-12. März 1981: „Europa, so sa­
gen sie (die Autoren der oben ge­
nannten Studie, d.Red.), müsse einen 
echten Beitrag zur westlichen Sicher­
heit im Nahen Osten leisten, poli­
tisch, wirtschaftlich und militärisch 
in der Form, daß beispielsweise wir 
Deutschen dafür sorgen, daß ameri­
kanische Ressourcen für den Mittle­
ren Osten freigesetzt werden. Frank­
reich und Großbritannien können 
darüber hinaus gehen ... ich halte 
dies in der Tat für ein unabdingbares 
Erfordernis . .. “

schließt die Hinnahme einer Position 
der Schwäche ebenso aus wie das Stre­
ben nach militärischer Überlegenheit.“ 
Den EG-Gipfel in der letzten März- 
Woche benutzte Schmidt, um zu de­
monstrieren, daß die BRD-Imperiali- 
sten eine britische Anfechtung ihrer 
westeuropäischen Führungsansprüche 
nicht dulden.

- Nachdrücklich haben die west­
deutschen Kapitalistenverbände ihr In­
teresse an verstärkter Kapitalanlage in 
den Entwicklungsländern betont. Ro­
denstock reiste persönlich an der Spit­
ze einer BDI-Delegation im Februar 
nach Saudi-Arabien, um u.a. über 
„Gemeinschaftsfinanzierungen“ mit 
den ölexportierenden Ländern dabei 
zu verhandeln. Kurz zuvor hatte Gen­
scher Algerien besucht, eines der ange­
sehensten Länder der Blockfreien-Be- 
wegung. Genscher bekundete Interesse 

an Direktinvestitionen und äußerte 
große Befriedigung bei Unterzeich­
nung eines Abkommens zur Bildung 
einer , »gemischt deutsch-algerischen 
Wirtschaftskommission“. 
„Gemischt“ heißt: Vertreter von „Re­
gierung und Wirtschaft“.

Gleichzeitig haben die westdeut­
schen Imperialisten ihre direkte Einmi­
schung in die inneren Verhältnisse der 
Staaten der Dritten Welt und ihr Auf­
treten gegen die Befreiungsbewegun­
gen zügig fortgesetzt. Schon vor der 
Regierungserklärung belehrte Gen­
scher den Präsidenten der SW APO in 
Bonn über den Segen von „Verhand­
lungslösungen“, besonders unter im­
perialistischem Vorsitz, und „Gewalt­
losigkeit“ als Bedingung für „BRD- 
Unterstützung“. Nachträglich hielt es 
das Auswärtige Amt für angebracht, 
die SW APO förmlich darauf aufmerk­

sam zu machen, daß sie von der BRD 
keineswegs ernsthaft als einzig legiti­
mer Vertreter des Volkes von Namibia 
anerkannt wird: Auch Vertreter der 
von den südafrikanischen Koloniali­
sten eingesetzten „Turnhallen- 
Allianz“ seien der BRD-Regierung 
willkommen.

Der stellvertretende Ministerpräsi­
dent der türkischen Militärjunta mußte 
schon zweimal in Bonn antreten, um 
über die Freigabe einer weiteren „Kre­
dithilfe“ zu verhandeln. Staatsminister 
im Auswärtigen Amt Hamm-Brücher 
wies bei Gelegenheit des Besuchs des is­
raelischen Außenministers auf die „be­
sonderen Beziehungen zu Israel“ hin 
und rechtfertigte die Kolonialunter­
drückung durch dieses Regime: 
die Aufgabe, das Existenzrecht Israels 
und die legitimen Rechte des palästi­
nensischen Volkes miteinander in Ein­
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klang zu bringen. Hier steht Recht ge­
gen Recht.“ Um in El Salvador die Be­
freiungsbewegung zu spalten, propa­
giert die BRD-Regierung das Konzept 
der ,,Unterstützung der demokrati­
schen Kräfte in beiden Lagern“. Die 
USA schickten ihren Sonderbeauftrag­
ten Eagleburger Mitte Februar nach 
Bonn, um über die Bedingungen direk­
ter Militär-Intervention zu verhandeln.

- Nach Ankündigung der Reagan- 
Regierung, den Handel mit der UdSSR 
zu beschränken, sehen die westdeut­
schen Imperialisten ihre Aktien im Ost­
geschäft steigen. Genscher und Haig 
,,einigten“ sich auf die zweideutige 
Formulierung, solche Wirtschaftsbe­
ziehungen seien „ein wichtiges Ele­
ment der Ost-West-Beziehungen“. 
Und: „Über die amerikanische Politik 
hierzu wird noch beraten“. Auf jeden 
Fall bekam Lambsdorff bei seinem an­
schließenden US-Besuch die „ernsten 
Bedenken“ der US-Regierung gegen 
das 10-Milliarden-Erdgasgeschäft zu 
hören. Nach diesem Geschäft lecken 
sich die westdeutschen Banken als Kre­
ditgeber und Salzgitter AG, Mannes­
mann und AEG als Lieferanten von 
Röhren und Kompressorenstationen 
alle zehn Finger. Als Rückzahlung ver­
langen die BRD-Imperialisten bei einer 
Verzinsung von über 10% Erdgasliefe­
rungen im Umfang von etwa 5 bis 6% 
des gesamten westdeutschen Energie­
bedarfs. Nicht ohne Seitenblick auf die 
vor einigen Jahren durch die USA ver­
fügte Sperrung der Plutonium-Liefe­
rungen bekräftigte Schmidt dieses Ge­
schäftsinteresse vor der Jahresver­
sammlung des DIHT als „Politik der 
Risikostreuung“. Beschleunigung des 
Abschlusses gehört zu den Verhand­
lungsaufträgen Genschers in Moskau.

Weiter war Genschers Interesse in 
Moskau auf Absicherung der BRD- 

^Einmischung in Polen gerichtet. Im 
^Westen ist Polen mit 23 Mrd. $ ver­
schuldet, 10,9 Mrd. davon sind fällig. 
Die polnische Regierung ist zahlungs­
unfähig. Bei seinen Verhandlungen 
über weitere Kredite in Warschau vor 
der Moskau-Reise erklärte Genscher 
mit ,,Fingerspitzengefühl“: Polen 
könne man nicht behandeln wie „ir­
gendein afrikanisches Land“. Aber 
dennoch stelle er sich weitere Bürg­
schaften analog zu den IWF-Bedin­
gungen in solchen Fällen vor. Im Klar­
text heißt das: Forderungen nach wei­
terer Konsumeinschränkung in Polen, 
Exportsteigerung und wirtschaftlicher 
Öffnung.

Kein Wunder, daß bei diesen Mittel­
macht-Ambitionen die BRD-Imperiali- 
sten keinen Zweifel an der „Atlanti­
schen Allianz“ aufkommen lassen. 
Auf einen „strategischen Schirm“, wie 
ihn die USA bieten, ist die Konstruk­
tion dieser Politik genauso angewiesen 
wie auf die „Runderneuerung der Bun­
deswehr“.

Entwicklungshilfe

Um 10,4% wächst 1981 der Etat des 
Bundesministeriums für wirtschaftli­
che Zusammenarbeit, der höchste 
Zuwachs von den Etats der Ministe­
rien. Bis 1983 will die Bundesregie­
rung die Entwicklungshilfe jährlich 
um 12,5% erhöhen.

Lohnende „Zukunftsinvestitio­
nen“ der BRD-Imperialisten. Denn: 
Ohnehin flössen fast 67% der 1979 
gezahlten Finanzhilfe - nicht rück­
zahlbare Zuschüsse oder billige Kre­
dite - direkt an die westdeutsche In­
dustrie zurück. Bei den Mitteln für 
„technische Zusammenarbeit“ wa­
ren es 79% und bei den BRD-Zah- 
lungen für multilaterale Hilfe (Welt­
bank, EG etc.) sogar weit über 
100%. Das eigentliche Geschäft aber 
bringen Anschlußaufträge, Kapital­
investitionen und Bankenkredite, für 
die die bescheidehe staatliche Ent­
wicklungshilfe — BMZ-Etat 1981: 
5,7 Mrd. DM - den Boden vorberei­
tet hat. So steigerte die BRD ihren 
Export in Entwicklungsländer von 
1972 bis 1979 von 12 auf 17% des Ge­
samtexports. Aus der Aufstellung der 
wichtigsten Empfängerländer von 
BRD-Entwicklungshilfe geht hervor, 
daß die BRD als wichtiger Außen­
handelspartner und - teilweise — 
Hauptgläubiger sich diese Länder zu­
nehmend abhängig gemacht hat. 
Schwerpunkt der BRD-,,Hilfe“ ist 
Afrika und der Nahe Osten.

Im 81er Etat wird verstärktes Ge­
wicht auf die „technische Zusam­
menarbeit“ gelegt. Dazu gehören 
Projekte wie der Aufbau der Berufs­
schulen in Saudi-Arabien, die über 
den Einsatz von BRD-,,Experten“

BRD-Entwickl.- DM Zusagen Außenhandel ö.Schul-Gesamt­
hilfe 50-79 pro 1979 mit BRD 79 den an verseh.

Zuw. Kred. Kopf Exp. Imp. BRD 79 78

Türkei................. 369,7 2593,4 68,5
Jugoslawien.......... 47,9 1 000,0 47,6
Ägypten............... 455,9 1467,8 48,6
Tunesien.............. 283,0 705,2 160,0
Tansania............. 552,1 448,6 58,5
Marokko............. 206,6 759,5 53,3
Sudan..........:.... 285,8 448,5 43,2
Kenia................... 334,1 348,6 46,8
Ghana................. 285,1 280,7 53,9
Brasilien............... 671,0 499,8 10,1
Peru..................... 452,4 455,6 52,5
Indien................... 1082,5 4073,0 8,1
Indonesien............ 522,0 1478,7 13,9
Israel................... 103,5 1854,1 529,1
Pakistan............... 346,1 1579,2 25,6
Bangladesh.........  434,7 721,9 16,1
Süd-Korea...........  247,1 390,3 17,2
Jordanien ........... 191,6 409,5 214,7
Quellen: BMZ-Handbuch Entwicklungspolitik 1980; Weltbank: World Development Report, 1980; BMZ: Vierter 
Bericht zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung, 1980. — BRD-Entwicklungshilfe, Zusagen 1979 und Außen­
handel 1979 in Mio. DM, öff. Schulden und Gesamtverschuldung in Mio. $.

Offergeld auf Inspektion

langfristige Einflußnahme auf das 
Aufbaukonzept des Landes verspre­
chen. Priorität hat auch die Mittel­
vergabe für die unterentwickeltsten 
Länder der Dritten Welt. Hier sollen 
Voraussetzungen für künftigen Wa­
ren- und Kapitalexport geschaffen 
werden, der sich gegenwärtig auf die 
entwickelteren Länder der Dritten 
Welt konzentriert.

„Die Bundesrepublik Deutschland 
drängt den Partnerländern politi­
sche, gesellschafts- und wirtschafts­
politische Vorstellungen nicht auf.“ 
(„Entwicklungspolitische Richtlini­
en“ vom Juli 1980) Die Praxis: Seit 
1979 z.B. blockiert die BRD jede EG- 
Zahlung für Angola und Mozambi­
que, weil diese Länder nicht unter­
schreiben, daß Westberlin Teil der 
BRD sein soll. Dadurch ist u.a. die 
Finanzierung der Eisenbahnprojekte, 
die die Länder des südlichen Afrika 
von Südafrika unabhängig machen 
sollen, gefährdet.

538,2 901,7 1 345,5 1562,1 6188
6,0 2200,5 5797,7 1813,1 3454

285,0 344,4 1 509,2 1 477,2 9879
100,2 400,4 650,1 599,8 2359
142,5 147,3 214,4 253,0 1095
170,1 492,8 418,1 490,0 5139
135,1 65,3 195,4 281,8 2076
121,0 309,4 258,8 342,7 953
61,1 190,2 190,3 272,1 843

119,1 2531,4 2379,2 7794,2 28821
87,1 255,7 296,0 292,7 5 367

442,1 1002,0 1 284,8 2613,3 15326
175,8 733,2 746,4 2527,2 13089
155,8 963,7 1 282,4 1440,6 9209
119,8 253,3 510,8 1 190,0 7568
191,1 44,2 160,1 474,2 2798
51,2 1473,6 1 465,7 975,0 11992
88,1 11,0 387,0 299,6 840

5



Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Hessen: Reaktion er­
hält Magistrate

Frankfurt. Die CDU solle 
Stimmen in ganz Hessen ge­
wonnen haben, was sich be­
sonders durch absolute Mehr­
heiten in Wiesbaden und 
Frankfurt äußere. Tatsache 
ist, daß die auf 71% gesunkene 
Wahlbeteiligung prozentual 
Gewinne vortäuscht, die nicht 
vorhanden sind. Der SPD ge­
lang es nirgendwo mehr, den 
Widerstand gegen die Reak­
tion zu sammeln. Mit Ausnah­
me von Wiesbaden äußerte 
sich die Ablehnung der Politik 
der herkömmlichen bürgerli­
chen Parteien in Parlaments­
sitzen für die ,»Grünen“, Bis 
oder fortschrittliche Wählerge­
meinschaften, insbesondere 
dort, wo die SPD/FDP-Lan- 
desregierung Projekte direkt 
gegen die Volksmassen durch­
setzen will (Wiederaufberei­
tungsanlage Volkmarsen, 
Flughafenausbau in Mörfelden
— 42% für Anti-Atom-BI; 
25% für ,,Grüne“, 8% für die 
Revisionisten). Die FDP ge­
wann - absolut unerheblich
- Stimmen hinzu. Mit Aus­
nahme des KBW in Frankfurt 
kandidierte selbständig keine 
ML-Organisation; auch den 
Wahlbündnissen unter Beteili­
gung von Marxisten-Lenini- 
sten gelang es nicht, die er­
kennbare Ablehnung der bür­
gerlichen Politik politisch und 
organisatorisch zu fassen.

Bunte Liste für Paten­
schaft mit Zimbabwe

In einem Brief an SPD, FDP 
und CDU in Bielefeld tritt die 
Ratsfraktion der Bunten Liste 
für eine Finanzierungshilfe für 
eine Schule in Zimbabwe ein 
und für Patenschaft durch die 
Stadt. Der Vorschlag geht zu­
rück auf einen Aufruf des Er­
ziehungsministers von Zim­
babwe, Unterstützung für den 
Aufbau einer Schule für 2000 
Schüler zu leisten.

Hungerstreik gegen 
Haftbedingungen

Seit Anfang Februar befinden 
sich mehrere Gefangene in der 
BRD und in Westberlin im 
Hungerstreik. Mit dem Einsatz 
ihres Lebens kämpfen sie ge­
gen Haftbedingungen, die 
nichts anderes sind als ein To­
desurteil auf Raten. Die staat­
liche Gewalt hält sie in sog. 
Hochsicherheitstrakts einge­

sperrt, in schalldichten Zellen 
isoliert, überwacht sie Tag und 
Nacht, entzieht ihnen selbst 
die minimalen Rechte anderer 
Gefangener und versucht jetzt, 
ihren Willen durch die Folter 
der Zwangsernährung gänzlich 
zu brechen. Einige haben bis 
Anfang letzer Woche abgebro­
chen, die anderen befinden 
sich in akuter Lebensgefahr, 
nicht nur in Folge des Hunger­
streiks, sondern in Folge der 
oft schon Jahre währenden 
Haftbedingungen.

Matthöf er für „Eigen­
verantwortlichkeit* *

Kurz bevor die Erhöhung der 
Mineralöl- und Branntwein­
steuer in Kraft tritt, trägt 
Matthöfer neue Plünderungs­
pläne vor: Er sorge sich, ob 
„die Nettobezüge eines be­
schäftigten Arbeitnehmers im 
richtigen Verhältnis zu den 
Nettobezügen eines Arbeitslo­
sen“ stehen. Kurzum, er will 
das Arbeitslosengeld besteu­
ern. „Eigenverantwortlich­
keit“ sei die Devise. Seine Ar­
beitslosigkeit verantwortet der 
Arbeitslose nicht. Was also? 
Daß er seine Haut zu jedem 
Preis zu Markte trägt!

„Wir sehen uns 
hier getäuscht“

Bitterböse kehrte der Kanzler 
vom EG-Gipfel aus Maastricht 
zurück. Hingefahren war er in 
der Absicht, das Bündnis der 
europäischen Finanzbourgeois 
auf Linie, seine Linie, zu brin­
gen, um Spielraum für west­
deutsche Weltpolitik zu gewin­
nen. Doch in keinem Punkt 
mochten sich die Geschäfts­
partner dem westdeutschen 
Führungsanspruch beugen. In 
der Fischereifrage blieb Groß­
britannien gegenüber französi­
schen Ansprüchen hart, eine 
Einigung wurde nicht erzielt, 
und der für die westdeutsche 
Hochseefischerei einträgliche 
Vertrag mit Kanada tritt des­
halb nicht in Kraft. 2,6 Mrd. 
DM habe er von den britischen 
EG-Beiträgen „auf Treu und 
Glauben“ übernommen, tobt 
der Kanzler, weil Großbritan­
nien nachzugeben versprochen 
habe. In der Agrarpolitik will 
v.a. Frankreich anders als die 
BRD, jedenfalls nicht die an­
gestrebte Änderung, die seine 
führende Position antaste. Im 
Stahlkrach vermochte Schmidt 
niemanden zu überzeugen, 
durch Streichung bisheriger 
Subventionen für die Stahlka-

Über 10000 protestierten am 14.3. in Frankfurt gegen die impe­
rialistische „Türkeihilfe“ und die Unterdrückung der demokrati­
schen und gewerkschaftlichen Rechte durch die unter Beteiligung 
der BRD-Imperialisten an die Macht gebrachte Militärjunta. 
Mindestens 560 Mio. DM werde die BRD auch in diesem Jahr 
wieder bereitstellen, erklärte Genscher. Die US-Imperialisten ha­
ben bereits für 1982 400 Mio. Dollar Kredite für Waffenlieferun­
gen und 300 Mio. für „Wirtschaftshilfe“ eingeplant, 150 Mio. 
mehr als für dies Jahr vorgesehen. Der neue Haushalt der Türkei 
ist nach dem Interesse der Imperialisten: Bei vollständiger Ver­
schuldung des Landes sind 21,2% aller Ausgaben für Militär und 
Polizei vorgesehen.

pitalisten den westdeutschen 
Monopolen das Feld zu über­
lassen. Statt einer Einigung in 
diesen Fragen sah der Kanzler 
neuen Ärger aufziehen: Meh­
rere Länder, u.a. Belgien, wo­
möglich Italien, tragen sich mit 
Abwertungsgedanken, um ih­
ren Export anzukurbeln, was 
die Aussichten der BRD-Impe­
rialisten, ihre Marktpositionen 
in Europa zu halten oder gar 
auszubauen, schmälert. Unter­
einander dermaßen zerstritten, 
brachten es die EG-Imperiali­
sten gegenüber den USA, die 
durch ihre Politik der hohen 
Zinsen flüssiges Kapital aus 
Europa weglocken, auch nur 
zu einer lauen Absichtserklä­
rung: Man werde dereinst eine 
„gemeinsame Strategie“ aus­
arbeiten.

„Wachsamkeit 
geboten!“

Mit diesem Aufruf wendet sich 
der belgische Gewerkschafts­
bund gegen die Pläne v.a. der 
christdemokratischen Regie­
rungspartei, die Ansprüche der 
Lohnabhängigen auf Sozial­
versicherungszahlungen dra­
stisch zu kürzen, um mit die­
sen hinterzogenen Geldern den 
Staatshaushalt zu sanieren. 
Weiter wendet er sich dagegen, 
daß die 1981 zu zahlenden Ein­
kommenssteuern für 1980 
nicht indexiert werden und die 
Regierung zukünftig alle Ein­
kommen der Lohnabhängigen, 
z.B. Arbeitslosengeld, Renten, 
besteuern will. Stattdessen for­
dert er die progressive Besteue­
rung von Einkommen, Vermö­
gen und Erbschaft.

NL: „Kein Lohn­
stopp, wenn ...“

. .. wenn die Gewerkschaften 
die Erhöhung der Sozialversi­
cherungsbeiträge nicht durch 
Lohnforderungen auszuglei­
chen versuchen. Diese Erhö­
hung spült in 6 Monaten 860 
Mio. DM in die Kassen. Bei 
Lohnforderungen will Sozial­
minister Albeda erneut ein 
Lohnstopp-Gesetz erlassen.

Dritte Welt: Sinkende 
Terms of Trade

Nach Mitteilung der UNO-Or- 
ganisation für Landwirtschaft 
und Ernährung verschlechtern 
sich die Handelsbedingungen 
für die Dritte Welt weiter: t 
Trotz mengenmäßiger Steige­
rung der landwirtschaftlichen 
Exporte um 2,5% im Jahre 
1979 konnten die Entwick­
lungsländer ihre Kaufkraft auf 
dem Weltmarkt nicht steigern. 
Lediglich die erdölexportieren­
den Entwicklungsländer konn­
ten in den letzten zehn Jahren 
eine deutliche Verbesserung 
der Austauschverhältnisse 
durchsetzen. Trotz erheblicher 
Anstrengungen können insbe­
sondere die vorwiegend land­
wirtschaftliche Güter exportie­
renden Entwicklungsländer 
das von den Imperialisten dik­
tierte Tempo der Produktivi­
tätssteigerung nicht erreichen. 
Damit verschärft sich der von 
der wachsenden Verschuldung 
ausgehende Druck weiter. En­
de 1979 wird die Gesamtver- 
schuldung der Entwicklungs­
länder mit 376 Mrd. US-S an­
gegeben, das sind fast 20% ih­
res Bruttosozialprodukts.
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VR Polen

Fremde Truppen nicht abgezogen — 
Vorbereitung des Generalstreiks

Das Manöver „Sojus 81“, das von 
Truppen der UdSSR, der CSSR, der 
DDR und der VR Polen hauptsächlich 
auf polnischem Territorium durchge­
führt wird, ist nicht termingemäß 
beendet worden. Einen Tag danach hat 
die Gewerkschaft Solidarität erklärt, 
sie halte sich zum Generalstreik bereit 
für den Fall, daß ein Ausnahmezu­
stand verhängt würde. Das Problem ei­
ner Intervention der UdSSR, das viele 
in den letzten Monaten beschäftigt hat, 
stellt sich zur Zeit in der Form, ob die 
Truppen, die bereits da sind, das Land 
wieder verlassen oder dort bleiben.

Kräfte, die das Eingreifen fremder 
Truppen in der VR Polen herbeizufüh­
ren wünschen, fühlen sich zu Angrif­
fen auf die Gewerkschaft Solidarität 
ermutigt. In Bydgoszcz, wo nach einer 
gegen die Bauern gerichteten Räu­
mungsaktion der Polizei anschließend 
auf der Straße mehrere Gewerkschafts­
mitglieder in einer Schlägerei schwer 
verletzt .wurden, sprach ,»Solidarität“ 
von einer Provokation gegen den von 
dem neuen Ministerpräsidenten einge­
schlagenen Kurs.

In der Mitgliedschaft der PVAP 
herrscht Unzufriedenheit über die Ver­
schiebung des Parteitages möglicher­
weise über den Herbst hinaus. Ur­
sprünglich sollte er Anfang April statt­
finden. Die Tatsache, daß die Partei 
damit viele Fragen, die dringend ge­
klärt werden müßten, in der Schwebe 
läßt, andererseits aber Organisationen 
unterschiedlicher und sicher nicht so­

Warnstreik der Beschäftigten der Textilindustrie in Lodz

zialistischer Richtung sich entschiede­
ner denn je äußern, trägt zur Beunru­
higung der Mitglieder, die ja in der 
Mehrzahl auch Mitglieder der Gewerk­
schaft Solidarität sind, erheblich bei.

Die Demokratische Partei, die ihre 
Basis in Handwerk und Kleingewerbe 
hat, sucht das Drittel der Bevölkerung, 
das die Vereinbarungen von Gdansk 
nur mit Vorbehalten unterstützt, für 
die Vernachlässigung der wirtschaftli­
chen Forderungen zu gewinnen. Zwar 
hat sie auf ihrem XII. Kongreß erklärt, 
ihr Tätigkeitsprogramm habe diese 
Vereinbarungen zur Grundlage, be­
schlossen wurde aber das neue Pro­
gramm „Die Verwirklichung der De­
mokratie im sozialistischen polnischen 
Staat“. Mit Sozialismus hat auch die 
Erhebung dös 3. Mai zu ihrem eigenen 
Feiertag, mit dem sie an die Traditio­
nen des bürgerlichen polnischen Staa­
tes nach dem 1. Weltkrieg und an einen 
Feiertag der katholischen Kirche an­
knüpft, nichts zu tun. Um mehr Ein­
fluß auf die Jugend zu nehmen, hat sie 
einen neuen Jugendverband gebildet. 
Fast gleichzeitig hat der Polnische 
Pfadfinderverband eine nationalisti­
sche Variante dieser Richtung, die Wir­
kung „im Dienste für die Heimat“, 
hinzugefügt.

Der Landeskongreß der Ökonomen 
hat über die von Jaruzelski beabsich­
tigten größeren Möglichkeiten der Be­
triebe zur Umschulung und Umsetzung 
der Arbeiter hinaus gefordert, „einen 
freien Umsatz mit Produktionsmitteln 

zwischen den Unternehmen zu ermög­
lichen, um die nicht genutzten Vorräte 
schneller nutzen zu können“. Alle die­
se Erscheinungen deuten darauf hin, 
daß, je länger die Regierung sich als 
unfähig erweist, die Fähigkeit der Ar­
beiterklasse zur Organisierung der Pro­
duktion und Verteilung zu heben, de­
sto mehr die Kräfte anschwellen, die 
Interesse daran haben, die Planwirt­
schaft zu beseitigen und ein pluralisti­
sches Parteiensystem einzuführen.

Demgegenüber erscheinen die von 
der Regierung beschlossene Erhöhung 
der Alkoholpreise, die vor allem die 
hochprozentigen Getränke betrifft, so­
wie die schrittweise Rationierung von 
Lebensmitteln als die einzigen konkre­
ten Schritte im Inneren, die der Durch­
führung der von Jaruzelski aufgestell­
ten zehn Punkte seiner Regierungser­
klärung dienen sollen. Selbst diese 
müssen zweideutig erscheinen, da sie 
auch den Schwarzmarkt beleben. Wie 
die Entlassungen von fünf Arbeitern in 
Lodz wegen Aufdeckung von Schiebe­
reien und die anschließenden Warn­
streiks trotz der Aufforderung Jaru­
zelskis, drei Monate nicht zu streiken, 
nahelegen, ist kein Vertrauen in die Re­
gierung da, sie würde etwa den 
Schwarzmarkt beseitigen.

Während die UdSSR zwar ihre im 
ersten Quartal fälligen Lieferungen an 
Polen teils übererfüllt, aber durch Kür­
zung ihrer Lieferungen von Erdgas und 
Erdöl an kapitalistische Länder doku­
mentiert hat, daß die Versorgung im 
Rahmen des RGW nicht garantiert ist, 
hat sich die polnische Regierung an die 
Europäische Wirtschaftskommission 
bei der UNO mit dem Vorschlag ge­
wandt, insbesondere die Zusammenar­
beit bei der Entwicklung neuer Metho­
den zur Kohleverarbeitung als Ersatze­
nergiequelle und als Rohstoff für die 
chemische Industrie zu intensivieren.

DDR
Kampagne für höhere 
Arbeitsproduktivität

,, Überdurchschnittlicher Leistungszu­
wachs bei verringertem Material- und 
Energieaufwand und hoher Qualität, 
wesentliche Steigerung der Arbeitspro­
duktivität - das entspricht genau der 
Wirtschaftsstrategie unserer Partei für 
die 80er Jahre.“ Für ihren Beitrag da­
zu - eine Million Wandfliesen zusätz­
lich zum Plan - überbrachte H. Zieg- 
ner am 17.3. den Beschäftigten der 
Fliesenwerke in Boizenburg den Dank 
und das Ehrenbarjner des ZK der SED.

Über 200 Betriebe der DDR erhiel­
ten in der 2. Märzhälfte das Ehrenban­
ner, weil sie sich im Wettbewerb zum 
X. Parteitag der SED im April - Lo-
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sung: „Das Beste zum X. Parteitag! 
Alles zum Wohle des Volkes!“ - 
durch Erfüllung der „Parteitagsver- 
pflichtung“ auszeichneten. Ausgangs­
punkt des Wettbewerbs waren vor Mo­
naten die Zeiss-Werke: eine Tagespro­
duktion zusätzlich bis zum Parteitag, 
dieses Ziel wurde dann von den ande­
ren Betrieben übernommen. Das Zen­
tralorgan der SED spricht von „der 
größten Volksinitiative seit Bestehen 
der Republik“. Einige Beispiele dazu 
aus „Neues Deutschland“.

Im Petrochemischen Kombinat 
Schwedt wird die Inbetriebnahme neu­
er Anlagen vorbereitet. Der Stammbe­
trieb (8600 Beschäftigte) hat das Ziel, 
bis zum Parteitag 1840 Arbeitskräfte 
für diese Anlagen freizusetzen, erfüllt. 
In den Lokomotivbau-Elektrotechni- 
schen Werken Henningsdorf will das 
Kollektiv Steuerungsbau die Arbeits­
produktivität 1981 gegenüber 80 um 
15% steigern. Wie? „Mit hoher Ar­
beitsdisziplin, Neuerertum und in en­
ger Gemeinschaft mit Ingenieuren und 
Konstrukteuren“. Im Rohrkombinat 
Riesa hat sich das Walzwerk IV ver­
pflichtet, ein Intensivierungspro­
gramm zu erarbeiten: „Taktzeitver­
kürzungen und effektivere Wartungs­
und Reparaturmethoden“. Im Braun­
kohletageabbau Lohsa läuft die Initia-

Eln unzumBtbares NoWer, das endlich abgeschafft werden muß

Bavernmonat 
bringt Verluste

Arbeitnehmer der bayeri­
schen Metallindustrie sind 
bei den Tariferhöhungen ei­
nen Monat später dran als 
ihre Kolleginnen und Kolle­
gen im übrigen Bundesge­
biet Dieser sogenannte 
„Bayernmonat“ brachte ei­
ne Zeitlang einige Vorteile. 
Die IG Metall konnte den 
bayerischen Arbeitgebern 
In regionalen Verhandlun­
gen jeweils zusätzliche Ver­
besserungen abringen:
• Wegfall der Ortsklassen- 
und Attersabschläge
• Lohn- und Gehaltssiche­
rung für leistungsgeminder­
te ältere Arbeitnehmer
• Zusätzliche Verbesse­
rungen In den unteren Lohn­
gruppen

Seit 1978 mauern die Ar­
beitgeber: Keine Zuge­
ständnisse mehr für den 
„Bayernmonat“. Sie über­
nehmen unverändert „Mo­

dellabschlüsse“ aus ande­
ren Tarifbezirken.

Durch diesen Unterneh­
mer-Starrsinn hat der 
„Bayernmonat“ seine einst­
malige Berechtigung verlo­
ren. Die Arbeitgeber haben 
aus ihm ein unzumutbares 
Notopfer für die bayeri­
schen Metaller werden las­
sen. Für sie Ist er ein Ver­
lustgeschäft. Den einzigen 
Nutzen aus dem „Bayern­
monat“ ziehen die Arbeit­
geber:
• Allein in den Jahren 1978 
bis 1980 haben sie 265 Mil­
lionen Mark an Löhnen und 
Gehältern eingespart-dank 
„Bayernmonat“
• Noch mal 20 Prozent da­
von sparten sie an Beiträ­
gen zur Sozialversicherung 
-dank „Bayernmonat“
• Für jeden der Im Februar 
1980 rund 700000 Beschäf­
tigten errechnete sich ein

Lohn- und Gehaltsverlust 
von je 170 Mark - dank 
„Bayernmonat“
• Gerade in der gegenwär­
tigen Situation werden soli­
darische Aktionen der baye­
rischen Metaller mit Ihren

Kolleginnen und Kollegen in 
der übrigen Metallindustrie 
gebremst. Well - dank 
„Bayernmonat“ - auch die 
Friedenspflicht einen Monat 
später endet als im übrigen 
Bundesgebiet.

Chef, Sie müssen das Schild auswechseln, bei uns Ist der Gürtel 
bereits im letzten Loch. Eine kleine Umverteilung täte uns beiden 
auch mal gut.

tive „Störquote Null“; zur effektive­
ren Nutzung der Arbeitszeit ertönt 
über Lautsprecher: „Zur Information: 
Eine Stunde Stillstandszeit kostet je 
Brücke 2175 Mark.“
Der Volkswirtschaftsplan 1981 weist 
gegenüber dem Vorjahr folgende Zu­
wachsraten aus: Industrielle Waren­
produktion 5%, Arbeitsproduktivität 
(Industrie) 5%, Investitionen (Indu­
strie) 2,5%, Außenhandelsumsatz 
16%, Einzelhandel 4%, Nettogeldein­
nahme 4%. Laut Plan sollen die Pro­
duktivitätsfortschritte in erster Linie 
ein Ergebnis der Anwendung neuer 
Technologien wie der Mikroelektronik 
sein. Die Beispiele aus der Wettbe­
werbskampagne legen aber den Schluß 
nahe, daß die Steigerung der Produk­
tion nicht hauptseitig aus der Erneue­
rung des Produktionsapparates 
kommt, sondern schlicht aus der In­
tensivierung der Arbeit.

Lohnbewegung Metall
Kapitalisten lassen sich 
Zeit, Zeit, Zeit ...
Volle zwei Monate lassen die Kapitali­
sten die Belegschaften der metallverar­
beitenden Industrie inzwischen zu den 
alten Löhnen Weiterarbeiten. Dies be­
deutet bei einer (grob geschätzten) Ge­
samtlohn- und Gehaltssumme von 
rund 9,5 Milliarden DM pro Monat 
und einen Abschluß im Volumen der 
Teuerungsrate von rund 6% vorausge­
setzt einen zinslosen Kredit an die Ka­
pitalisten in Höhe von 1,16 Mrd. DM. 
Diese Summe wird mit jeder Verzöge­
rung weitersteigen. Nimmt man einmal 
an, die Nachzahlung würde Ende 
April erfolgen. Für einen Arbeiter, der 
in der Gegend des Durchschnittslohns 
verdient und nach Steuerklasse IV be­
steuert wird, würden dann ca. 25 DM 
Steuer mehr fällig; wegen der Progres­
sion. Im Ganzen würden, aus demsel­
ben Grunde, in der Staatskasse runde 
90 Mio. DM Mehreinnahmen fällig. 
Man mag dies für Kleinigkeiten halten, 
aber fest steht doch, daß Verzögerung 
der Neutarifierung im Großen und 
Ganzen die Position der Kapitalisten 
dauernd stärkt und die Position der 
Beschäftigten schwächt. Denn die In­
flation geht ja weiter, während der 
Lohn nicht steigt. Vielleicht deswegen 
ist nicht erstaunlich, daß die Kapitali­
sten keine große Lust zu weiteren Ver­

handlungen zeigen, sondern die kalte 
Schulter.

Die IG Metall verweist auf die hohe 
Beteiligung an den Warnstreiks. Bis 
jetzt schon über eine Million, die letzte 
Märzwoche noch gar nicht eingerech­
net. Die IG Metall meldet eine Zunah- z 
me der Mitgliedschaft. Diese Meldung s 
wird aus den Betrieben bestätigt. Viele 
Betriebe, die seit Jahrzehnten nicht be­
streikt wurden, werden bestreikt. Noch 
nicht in der Gewerkschaft Organisierte 
nehmen an den Streiks teil. Dennoch 
muß bedacht werden, daß - nach den 
Angaben der IG Metall geschätzt - 
der Verlust an Arbeitszeit für die Kapi­
talisten rund 0,1% der Gesamtarbeits­
zeit seit 1. Februar betragen haben 
mag; eine eindeutig spürbare Beein­
trächtigung der Produktion wird dar­
aus nicht gefolgt sein.

Vor Wochen noch war verbreitete 
Ansicht - auch von höheren Funktio­
nären der IG Metall — ein Abschluß 
unter sechs Prozent komme nicht in 
Frage. Inzwischen veröffentlicht die 
IG Metall reihenweise Abschlüsse zwi­
schen 5,0 und 5,5%, die sie im Metall­
handwerk getätigt hat. So kann man 
auch eine Marke setzen und das Ziel ei­
nes Abschlusses, der die Teuerungsrate 
deckt, gänzlich auf die unterste Lohn-
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IG Metall-Vorstand
04/Abt. Tarifpolitik

Tarifbewegung 1981
Warnstreiks in der Metallindustrie

Gesamtzahlen: vom 4.3. bis 20.3.1981

Bezirke beteiligte 
Betriebe

beteiligte 
Arbeit­
nehmer

Essen 427 102565
Hagen 269 85960
Hamburg 125 79150
Hannover 119 159931
Köln 271 81610
München
Münster 170 51505
Stuttgart 512 250893
Berlin 30 19650
Frankfurt 224 169284

Insgesamt 2147 1000548

Frankfurt, den 23. März
links: aus der Agitation der IG Metall, 
„metall 1 - Nachrichten für Bayern“ 
vom 6.3.1981

gruppe verschieben, die nach dem letz­
ten Angebot ein wenig angehoben wer­
den soll.

Unter diesen Bedingungen ist nicht 
recht begreiflich, warum die IG Metall 
den Übergang zum Flächenstreik weit 
von sich weist. Hans Janßen, Vor­
standsmitglied der IG Metall, soll (zi­
tiert nach dem ,,Handelsblatt“) gesagt 
haben, er interpretiere den Vorstoß des 
Kapitalistenverbandes, zentral die Ver­
handlungen fortzusetzen, „als einen 
Versuch, uns in den Flächenstreik zu 

‘ zwingen. Dies wolle die IG Metall je­
doch unter allen Umständen vermei­
den.“ Wären alle Mitglieder der IG 
Metall so leicht nervös zu machen wie 
Hans Janßen, dem dies „unter allen 
Umständen“ aus dem Munde fuhr, 
kein einziger Warnstreik hätte stattfin­
den können. - Mag sein, daß die Ab­
lehnung des 4 % -Abschlusses durch die 
IG Bau, Steine, Erden die Lage ein we­
nig verbessert. In der bürgerlich libera­
len Ecke mehren sich zudem Stimmen, 
die an die Kapitalisten appellieren, ei­
ner großen Streikaktion durch Ange­
bot von Lohn- und Gehaltserhöhungen 
im Volumen der Inflationsrate vorzu­
beugen; die Politiker fürchten bereits 
jetzt die ideologischen und morali­
schen Folgen der Warnstreiktaktik. 
Aber die Geldmenschen der freien 
Wirtschaft wird dieselbe Furcht erst 
überkommen, wenn Aktionen wenig­
stens eingeleitet sind, die ihre Moral 
wirklich berühren, und die sitzt nun 
mal in der Börse.

Sch werbehinderte
BVG bereitet Urteil 
zu den Kosten vor

Am 10. März hat das Bundesverfas­
sungsgericht über die verfassungsrecht­
lichen Bedenken gegen das Schwerbe­
hindertengesetz verhandelt, die vom 
Verwaltungsgericht Aachen aufgrund 
der Klagen von drei Kapitalisten vorge­
legt worden waren. Nach dem Schwer­
behindertengesetz von 1974 sind öf­
fentliche und private Arbeitgeber in 
Betrieben mit mehr als 16 Beschäftig­
ten verpflichtet, 6% Schwerbehinderte 
einzustellen. Mit 100 DM pro Kopf 
können sie sich von dieser Pflicht frei­
kaufen. Bei dieser Abgabe handelt es 
sich nach herrschender Meinung um ei­
nen Lastenausgleich der Kapitalisten 
untereinander. Diese sehen die Arbei­
ter als Kostenfaktor an und die Behin­
derten, die nach dem Gesetz z.B. mehr 
Urlaub erhalten müssen und besseren 
Kündigungsschutz genießen, eben als 
überdurchschnittlichen Kostenfaktor.

Die Kapitalisten richten ihre Ein­
wände nicht frontal gegen diese Abga­
be. Vielmehr erregt ihre Unzufrieden­
heit die Verwendung der Gelder durch 
das Bundesarbeitsministerium, erhal­
ten sie doch bloß 30% davon zur freien 
Verfügung zurück, wenn sie Behinder­
te beschäftigen. Der Rest wird für 
Wohnanlagen und spezielle Werkstät­
ten für Behinderte ausgegeben. Mini­
ster Ehrenberg verteidigte sich damit, 
daß die Gelder für die Arbeit von Be­
hinderten genutzt würden und nicht et­
wa für Sozialfürsorge. In der Tat ist 
der Zweck der subventionierten Werk­
stätten und anderer Einrichtungen die 
Flüssigmachung von Arbeitskraft zu 
untertariflichen Bedingungen.

Die Kapitalisten berufen sich auf ein 
Urteil des BVG zur Arbeitsplatzförde­
rungsabgabe vom 10. Dezember 1980, 
nach dem „Sonderabgaben nur für 
gruppennützige Interessen einer homo­
genen Gruppe“ erhoben werden dür­
fen.

Die Gruppennützigkeit wird bestrit­
ten mit dem an das BVG gerichteten 
Hinweis, gerechter sei, die Schraube 
der Steuern auf Lohn anzuziehen zur 
Finanzierung der Kosten, die der Ruin 
der Arbeitskraft durch den kapitalisti­
schen Produktionsprozeß macht. Die 
Kapitalisten wollen selbst den minima­
len Beitrag, den sie derzeit zahlen müs­
sen, loswerden, am liebsten das ganze 
Gesetz, das sie zu gewissen Rücksich­
ten zwingt.

Die Einnahmen des bürgerlichen 
Staates aus der Ausgleichsabgabe sind 
1980 drastisch gesunken, da die Kapi­
talisten unter Hinweis auf das seit drei 
Jahren schwebende Verfahren 195 
Mio. DM einfach nicht gezahlt haben, 

schon ein bewegender Grund für das 
BVG, tätig zu werden.

Das Schwerbehindertengesetz geht 
zurück auf das erstmals nach dem er­
sten imperialistischen Weltkrieg 1919 
beschlossene Gesetz zur Versorgung 
von Kriegs- und Arbeitsopfern. Neu an 
dem 1974 verabschiedeten Gesetz war 
der Verzicht auf Untersuchung der Ur­
sache einer schweren Behinderung, da 
sich bereits abzeichnete, daß Schwer­
behinderte massenweise nicht mehr 
durch außergewöhnliche Umstände 
wie Krieg und Arbeitsunfall, sondern 
zunehmend durch den gewöhnlichen 
Gang der kapitalistischen Produktion 
produziert werden. Heute sind diejeni­
gen, die durch Kriegsverletzungen oder 
Unfälle zu Schwerbehinderten gewor­
den sind, in der Minderzahl. Die mei­
sten leiden an chronischen Verschleiß­
krankheiten.

Das Schwerbehindertengesetz wird 
von den Ländern durchgeführt. Sie 
stellen das medizinische und sonstige 
Personal zur Bearbeitung und Beschei­
dung der Anträge auf Anerkennung 
von mindestens 50%iger Erwerbsunfä­
higkeit. Minister Ehrenberg hat Mitte 
dieses Monats erneut darauf gedrun­
gen, daß nicht zu viele schwere Behin­
derungen anerkannt werden. Seine An­
strengungen gehen dahin, die Begut­
achter besser in der Anwendung der 
vom Bundesarbeitsministerium erlasse­
nen „Anhaltspunkte für die ärztliche 
Gutachtertätigkeit“ zu trimmen. Bes­
sere Schulung und Kontrolle der Gut­
achter selber, also Vermehrung der 
Dienstaufsicht, soll , »gutachtlichen 
Fehlbeurteilungen entgegenwirken“. 
Buschfort, Bundesbeauftragter für die 
Belange der Behinderten, setzt sich 
jetzt dafür ein, daß mehr Zivildienstlei­
stende zur Betreuung Schwerbehinder­
ter eingesetzt werden, um „die Einglie­
derung behinderter Mitbürger zu ver­
bessern“.

A rbei tsbeschaffung
Ehrenbergs Konzept 
gegen Arbeitslose

Nach wiederholten Gesprächen mit 
Schmidt hat Ehrenberg als eine der er­
sten Maßnahmen der Bundesregierung 
ein „Konzept für einen offensiven Ein­
satz der arbeitsmarktpolitischen In­
strumente“ vorgelegt. Als „paradoxe 
Situation“ greift Ehrenberg in diesem 
Memorandum an, daß die Ansprüche 
auf Arbeitslosengeld gesetzlich garan­
tiert seien, wohingegen es beim Zugriff 
der Kapitalisten auf die Gelder der Ar­
beitslosenversicherung übet Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen bereits jetzt 
„finanzielle Engpässe und somit bei 
der arbeitsmarktpolitischen Hand­
lungsfähigkeit Probleme gebe“. Bis zu
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80% in der Regel, höchstens 90% der 
Gesamtkosten kann der Kapitalist bei 
einem als ABM-Maßnahme durchge­
führten Projekt als Förderungsmittel 
bekommen, davon bis zu 30% aus Zu­
schüssen des Bundes, den Rest aus den 
Geldern der Arbeitslosenversicherung. 
Der Zuschuß bemißt sich dabei minde­
stens nach 60% des Lohns, der dem 
zwangsverpflichteten Arbeiter gezahlt 
wird. Über den Zuschuß hinaus kann 
dem Kapitalisten ein Darlehen bis zur 
doppelten Höhe des Zuschusses zur 
Verfügung gestellt werden, das mit 
höchstens 2% zu verzinsen ist. Dabei 
können bis zu zwei tilgungsfreie Jahre 
eingeräumt werden. Insgesamt liegen 
den Arbeitsämtern für 1981 Anträge 
auf Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
in Höhe von 1 Mrd. DM vor, weitere 
1,025 Mrd. werden bereits noch für 
Maßnahmen aus dem Vorjahr gezahlt. 
850 Mio. DM hat der Bund im Haus­
halt bereitgestellt, weitere 170 Mio. als 
Soforthilfe im Februar, und Ehrenberg 
veranschlagt in seinem Konzept weitere 
500 Mio. DM. Ein Arbeitsloser, so 
rechnet er vor, bezöge einschließlich 
der Sozialversicherungsbeiträge 18700 
DM im Jahr. Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen kosteten, je nach Um­
fang, 24000 bis zu 28000 DM, so daß 
für 10000 ABM-Verpflichtete und wei­
tere 10000 in fortbildenden Kursen 520 
Mio. DM an die Kapitalisten gezahlt 
werden könnten, wogegen Arbeitslo­
sengeld in Höhe von 374 Mio. DM ge­
spart würde. 60000 plant Ehrenberg 
nach diesem Konzept neu zu ABM- 
Maßnahmen zu verpflichten, vorwie­
gend dabei im öffentlichen Dienst und 
den Sozialstationen. So könnte auch, 
rechnet er Matthöfer vor, die Steuer­
plünderung dieser Arbeitslosen fortge­
setzt werden.

Bundeswehrverband
30 DM-Forderung 
ein Spottgeld

Mehr als drei Jahre ist es her, daß der 
Sold der Wehrpflichtigen zum letzten 
Mal erhöht wurde. Der Bundeswehr­
verband will eine Erhöhung um 1 DM 
pro Tag bzw. 30 DM pro Monat. Für 
den Schützen wäre dies eine Anhebung 
um 15,4%, für den Gefreiten um 
12,5%. Seit dem 1.1.1978 sind die Le­
benshaltungskosten in der BRD um 
mehr als 16% gestiegen. Die 30 DM 
reichen also nicht einmal, um die Teue­
rung auszugleichen. - Schon 1957, bei 
der Rekrutierung der ersten Wehr­
pflichtigen in die neugegründete Bun­
deswehr, war der Wehrsold so elend 
niedrig, daß die Reproduktion der Sol­
daten ohne zusätzliche Mittel nicht 
möglich war.

Entwicklung des Wehrsolds seit 1957

1) Nettodurchschnittslohn nach Berechnungen des Ehrenberg-Ministeriums. 2) in % vom 
Bruttodurchschnittslohn.

Jahr Durchschn.lohn Schütze Gefreiter Obergefreiter
brutto netto1 DM %2 DM DM %2

1957 . ... 420 361 60,0 14,3 75 17,9 75 17,9
1.7.1962 . ... 560 467 66,0 11,8 87 15,5 87 15,5
1.7.1965 . ... 769 636 90,0 11,7 113 14,7 113 14,7
1.7.1969 . ... 987 779 112,5 11,4 135 13,7 135 13,7
1.1.1971 . ... 1244 943 135,0 10,9 180 14,5 195 15,7
1.1.1974 . ... 1698 1226 165,0 9,7 210 12,4 225 13,3
1.1.1978 . ... 2187 1524 195,0 8,9 240 11,0 255 11,7

1980 . ... 2484 1744 195,0 7,9 240 9,7 255 10,3

Seither hat sich das Verhältnis zwi­
schen dem Wehrsold des Schützen und 
dem Bruttodurchschnittslohn der Ren­
tenversicherten von 14,3% auf 7,9% 
verschlechtert. Selbst unter dem Fa­
schismus war dieses Verhältnis noch 
,,günstiger“: 1935 etwa erhielt ein

Berufsausbildung
Steigendes Ausbildungsplatzangebot, 
aber schlechtere Ausbildung
Das Verhältnis der bei den Arbeitsäm­
tern gemeldeten Ausbildungsstellen zur 
Nachfrage nach Ausbildungsstellen hat 
sich von 1972 bis 1978 erheblich verän­
dert.
Jahr Angebot Nachfrage

1972 371355 69527
1974 249205 254566
1976 345273 346855
1978 382616 386716

Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes ist von 1962 bis 1974 der 
Anteil der Facharbeiter an allen in der 
Industrie Beschäftigten von 41,3 auf 
39,7% gefallen und die Zahl der ge­
werblich Auszubildenden von 246500 
auf 218000. Die vom Deutschen Indu­
strie- und Handelstag veröffentlichten 
Statistiken ergeben folgende Entwick­
lung: Von 1972 bis 1976 ist die Zahl der

Demonstration der LSV-Gymnasien, der LSV-Berufsbildenden Schulen und der 
DGB-Jugend am 7.3.81 in Kiel.

Schütze 10,7% des Bruttodurch­
schnittslohns. Um wenigstens dem 
Verhältnis von 1957 zu entsprechen, 
müßte der Sold, eine durchschnittlich 
5%ige Erhöhung des Lohns für 1981 
angenommen, um 178 bis 212 DM an­
gehoben werden.

gewerblichen Lehrlinge in der Industrie 
um 9% zurückgegangen. „Der danach 
erfolgte Wiederanstieg im Jahre 1978 
dürfte das Ergebnis hoher staatlicher 
Ausbildungssubventionen und gesenk­
ter Ansprüche an die Qualität betriebli­
cher Lehre sein“.* Wir haben bereits 
in den Politischen Berichten 5/80 
nachgewiesen, welchen Anteil das BGJ 
an der Verschlechterung der Ausbil­
dung hat und daß die IG Metall auf ih­
rer Bundesdelegiertenkonferenz be­
schlossen hat, den weiteren Ausbau 
des BGJ abzulehnen.

Im Gefolge des Berufsbildungsgeset­
zes von 1969 wurde in der Elektroindu­
strie die Anzahl der Ausbildungsberufe 
von acht auf zwölf erhöht und die Stu­
fenausbildung eingeführt.

Der Beruf des Starkstromelektrikers 
ist zerlegt worden in Elektroanlagenin- 
stallateur/1. Stufe und Energiean­

10



lagenelektroniker/2. Stufe. Dabei zeigt 
sich folgendes: Die ganze mechanische 
Grundausbildung, die bisher die 
Grundfertigkeiten in der Metallverar­
beitung und im Umgang mit Werk­
zeugmaschinen umfaßte und den aus­
gebildeten Elektrikern noch einen be­
stimmten Einblick in diesen Kernbe­
reich der industriellen Produktion ver­
mittelte, wird jetzt auf das für die spä­
tere Arbeit Allernötigste zusammenge­
strichen, reduziert auf einfache Hand­
fertigkeiten im Umgang mit Bohrma­
schinen. Selbst der zum Spezialisten 
ausgebildete Energieanlagenelektroni­
ker hat den Umgang mit der Drehbank 
nicht mehr gelernt. Für die Lehrlinge 
der ersten Stufe wird gleichzeitig inner­
halb ihres engeren Arbeitsbereiches 
Elektrotechnik weggekappt. Sie lernen 
nicht mehr, selbständig einen Schalt­
plan zu zeichnen, vor allem aber wird 
die ganze Technik der Steuerung von

Werkzeugmaschinen und Produk­
tionsanlagen für die zweite Stufe der 
Ausbildung vorbehalten. Das Aufsu­
chen von Fehlern, Voraussetzung für 
die selbständige Reparatur und War­
tung von elektrischen Anlagen und 
Maschinen, sollen die Lehrlinge in der 
ersten Stufe nicht mehr lernen. Sie 
müssen die Leitungen bis zu den 
Schaltschränken montieren, wie’s drin­
nen aussieht, geht sie nichts an.

Die Einführung numerisch gesteuer­
ter Drehautomaten in Industrie- und 
größeren Handwerksbetrieben macht 
die handwerklichen Fähigkeiten eines 
gelernten Drehers überflüssig, schafft 
ein neues Berufsfeld mit niedrigerer 
Qualifikation, den Automateneinrich­
ter, und als Anlernberuf den Automa­
tendreher. Zur Veranschaulichung: In 
einem Betrieb mit 20 Beschäftigten wa­
ren 10 als gelernte Dreher eingestellt. 
Durch Einführung von drei numerisch 

gesteuerten Drehautomaten verbleiben 
noch zwei Dreher für die Einzelpro­
duktion, die ganze Serienproduktion 
läuft über die Drehautomaten. An die­
sen werden zwei Dreher als Automa­
teneinrichter ausgebildet, ein Dreher 
wird als Automatendreher weiterbe­
schäftigt, mit vergleichsweise niedrige­
rem Lohn. Alles, was ein Dreher über 
Schnittgeschwindigkeit, Vorschubge­
schwindigkeit, Winkel und Material 
des Drehmeißels wissen muß, ist für 
den Automateneinrichter überflüssig. 
Er ist damit beschäftigt, das bereits ge­
schriebene Programm in den Speicher 
der Maschine einlesen zu lassen, die 
vorgeschriebenen Meißel zu verwen­
den, die ersten Stücke nachzumessen 
und mit den Angaben in der Zeichnung 
zu vergleichen und eventuelle Korrek­
turen abzuspeichern. Die weitere Be­
dienung und Überwachung sowie gele­
gentliches Nachmessen übernimmt der

Automatendreher. Die neue Genera­
tion der mikroprozessorgesteuerten 
Drehautomaten macht selbst das 
überflüssig. Sie sind in der Lage, 
Werkstücke zu erkennen, einzuspan­
nen, Fehler zu finden und zu korrigie­
ren. Um an ihnen zu arbeiten, muß 
man mindestens Techniker sein, der 
Automateneinrichter und Program­
mierer zugleich ist.

Die Entwicklung des Produktions­
prozesses mit Hilfe der Mikroprozesso­
ren muß weiter untersucht werden, um 
zu klären, wie die Arbeiterklasse einer­
seits Schranken gegen Dequalifizierung 
und Unterbezahlung errichten und an­
dererseits diese Entwicklung nutzen 
kann, um eine bessere Ausbildung 
durchzusetzen, die sie zur Beherr­
schung der Produktion befähigt.
♦ Max Planck Institut Projektgruppe Bildungsbe­
richt, Jugendarbeitslosigkeit und Lehrstellen­
markt, S. 968

Westberliner CDU
Statt Berlinzulage Geld 
für deutsche Kinder

Westberlin. So vorausschauend war 
die CDU auch wieder nicht,, daß sie im 
November 1980 vorausgesehen hätte, 
daß Neuwahlen in den nächsten Mona­
ten bereits ins Haus stehen. Sonst hätte 
Jürgen Wohlrabe, CDU-Abgeordneter 
und jetzt wieder einer der zwölf Spit­
zenkandidaten der CDU, den Artikel 
sicher nicht geschrieben. In der CDU- 
Zeitung ,,Berliner Rundschau“ räson- 
niert er am 6.11. öffentlich über die 
Abschaffung der Berlinzulage und 
schlägt vor: „Die Arbeitnehmerzulage 
wird in ein besonderes Kindergeld für 
deutsche Familien umgewandelt, das in 
seiner Höhe einen echten Anreiz bietet, 
die Last zu übernehmen, die Kinder 
nun einmal bedeuten.“

1955 wurde das erste Mal eine beson­
dere Lohnkostenbefreiung für die 
Westberliner Kapitalisten eingeführt. 
Den Lohnabhängigen wurde 20% der 
Lohnsteuer ermäßigt und dadurch der
- wie auch der Bruttolohn - gegen­
über vergleichbaren westdeutschen 
Großstädten niedriger liegende Netto­
lohn erhöht.

1961 wurden dem Westberliner Ar­
beitsmarkt durch den Mauerbau mit ei­
nem Schlag 50 — 60000 Arbeitskräfte 
entzogen, 7% der Erwerbstätigen ins­
gesamt. Einen leergefegten Arbeits­
markt lieben die Kapitalisten nicht. Er 
mindert die Konkurrenz unter den Ar­
beitern und stärkt so ihre Kampfkraft. 
Es mußte ein „Anreiz“ geschaffen 
werden, um westdeutsche Arbeitskräf­
te nach Westberlin zu bekommen. Die 
Löhne lagen, brutto wie netto, nach 

. wie vor sogar unter Bundesdurch­
schnitt . (1960: Monatsdurchschnitts­
lohn brutto/netto BRD = 509/429 
und Westberlin 489/413 DM). Die so­
genannte „Zitterprämie“ wurde in die 
Diskussion gebracht. 50 DM für jeden 
Westberliner, aber wieder fallengelas­
sen - wegen der Gefahr „festbesolde­
ter Berliner“. Beschlossen wurde eine 
Erhöhung der Lohnsteuerermäßigung 
auf 30% und zusätzlich eine Zulage 
zwischen 25 DM (ca. 5% des damali­
gen Durchschnittslohns) und 45,80 
DM sowie die Gewährung von zinslo­
sen Familiengründungsdarlehen.

Doch der „Anreiz“ brachte auf die 
Dauer nicht die gewünschte Wirkung
- quantitativ nicht und qualitativ 
nicht. Quantitativ: In den Jahren 
1965-70 kamen in der Bilanz der ge­
samten Wanderungsentwicklung von 
und nach Westberlin insgesamt 
4000 - 5000 Arbeitskräfte mehr in die 
Stadt, also einschließlich der ausländi­
schen Arbeiter, in der Wanderungsbi­
lanz zwischen Westberlin und der BRD



gingen aber ca. 2000 ,, verlor en“. Qua­
litativ: die Familie mit Kind wurde 
nicht gezielt genug gefördert, sprich 
die Form der Zulage war nicht ausrei­
chend als Spaltungsinstrument einsetz­
bar.

Außerdem: Bei den in Aussicht ge­
nommenen Steuerreformen, mit denen 
die Lohnsteuern in die Höhe getrieben 
werden sollten, mochte sich eine An­

bindung von Nettolohnerhöhungen an 
die Lohnsteuerabzüge wie die 30% 
auch als ungünstig erweisen.

Es sollten jährlich aber ca. 15000 
Arbeitskräfte mehr aus Westdeutsch­
land nach Westberlin kommen, nicht 
nur aus ökonomischen Gründen, son­
dern auch aus politischen.

Wird die Bevölkerung in Westberlin 
gehalten, kann auch die ,,deutsche 
Frage“ besser offengehalten werden. 
So titulierte Westberlins Wirtschaftsse­
nator Dr. Karl Schiller 1962 die west­
deutschen Arbeiter, die nach Westber­
lin gingen, um dort zu arbeiten, enthu­
siastisch als ,,innerdeutsches Friedens­
korps“. Es sollten dementsprechend 
auch Arbeitskräfte angezogen werden, 
die nach Möglichkeit in Westberlin 
blieben, also eher Familien als Allein­
stehende.

Ab 1.1.1971 wurde die Berlinzulage 
dann in ihrer heutigen Form einge­
führt: 8% vom Bruttolohn, abzugsfrei 
auf den Nettolohn gezahlt. Zusätzlich 
ab 1.1.70 ,,gezielte Förderung“: ein 
Kinderzuschlag von 22 DM monatlich. 

Das waren damals 11,4% des Netto­
durchschnittslohns eines männlichen 
Industriearbeiters.

Heute sind es 12,1%. 1978 war dies 
ein Betrag von 1,8 Mrd. DM: aus Steu­
ergeldern gezahlte, den Kapitalisten ge­
schenkte Lohnbestandteile. Trotzdem 
Gelder, die die Kapitalisten natürlich 
noch lieber als Kapitalsubvention di­
rekt zur Verfügung hätten. So erfolgte 
dieser Vorstoß der CDU beim ersten 
Anzeichen dafür, daß die gewünschte 
Überfüllung des Arbeitsmarkts mit Ar­
beitskräften, auch bei den Facharbei­
tern, sich auch anders her st eilen läßt: 
In den nächsten Jahren soll die Wegra­
tionalisierung von Arbeitsplätzen in 
großem Maßstab weitergehen, und ge­
burtenstarke Jahrgänge kommen auf 
den Arbeitsmarkt. Der Vorstoß trifft 
sich mit der beabsichtigten Reallohn­
senkung insgesamt - aber für’s deut­
sche Kind kann noch ein bißchen mehr 
gezahlt werden.

Wie Wohlrabe jedoch in seinem Ar­
tikel selbst vermerkte: als Wahl­
kampfthema denkbar ungeeignet. So 
wird die Angelegenheit vorläufig in der 
Form des Dementis durch den CDU- 
Fraktionsvorsitzenden Diepgen weiter 
unter die Leute gebracht.

Österreich
Massenentlassungen in 
der Stahlindustrie

Noch 1981 sollen bei dfen Vereinigten 
Edelstahlwerken (VEW) 1900 Beschäf­
tigte entlassen werden; das sind ca. 
10% der Belegschaft. Dies erklärte 
VEW-Generaldirektor Bayer am 16.3.

Die VEW wurden 1975 als Tochter­
gesellschaft der staatlichen VOEST-Al- 
pine AG gegründet. Sie gehören zu den 
größten Edelstahlherstellern der Welt. 
80% der Produktion werden expor­
tiert, davon 37% in die EG und 23% in 
den RGW. Bedingt durch die weltweite 
Krise der Stahlindustrie ist der Absatz 
ins Stocken geraten. Zwar stieg der 
Umsatz 1980 um 6,5% auf 11,05 Mrd. 
S (100 S = ca. 14 DM), jedoch ist das 
Betriebsergebnis auch 1980 mit 876 
Mio. S negativ (1979: 994 Mio. S). Die 
aufgehäuften Verluste der VEW betra­
gen 3,5 Mrd. S. Damit die VEW bis 
1983 wieder in die schwarzen Zahlen 
kommen und 1985 wieder eine Divi­
dende ausschütten können, sollen über 
ein Strukturprogramm Massenentlas­
sungen und die Konzentration der Pro­
duktion durchgeführt werden.

Eigens zu diesem Zweck gab Bun­
deskanzler Kreisky bei der US-Firma 
Booz-Allen ein Gutachten in Auftrag. 
Das Ergebnis ist, daß die Belegschaft 
um 4000 Mann reduziert werden müsse 
und der Staat rund 4 Mrd. S an Sub­

ventionen für die Modernisierung und 
Konzentration der Produktion bereit­
stellen soll. Auf einer Betriebsver­
sammlung im Werk Ternitz am 6.3. er­
klärte Kreisky vor 2500 Beschäftigten, 
daß rasch einschneidende Maßnahmen 
ergriffen werden müßten. Er schlug 
vor, vor allem ältere und kranke Arbei­
ter vorzeitig zu pensionieren und aus­
ländische Arbeiter zu entlassen. Bezüg­
lich der staatlichen Subventionen müs­
se der Steuerzahler verstärkt zur Kasse 
gebeten werden. Kreisky wußte auch 
gleich die Volksmassen verantwortlich 
zu machen, die durch Volksentscheid 
den Betrieb des Kernkraftwerkes 
Zwentendorf verhinderten: „Wenn 
Zwentendorf in Betrieb wäre, könnten 
wir die im Werk Ternitz erzeugten 
Kernkraftwerksteile wesentlich leichter 
verkaufen.“ (Die Presse, 7.3.81)

Betroffen von den geplanten Entlas­
sungen sind vor allem die Arbeiter in 
der von der Stahlproduktion abhängi­
gen Steiermark. In Judenburg werden 
durch die Schließung des Elektrostahl- 
und des Walzwerkes 380 Arbeiter frei-

VEW-Bohrgerät im Untertagebergbau

gesetzt (25% der Belegschaft); durch 
die Verlagerung der Stabstahlproduk- ( 
tion nach Kapfenberg und die Schlie­
ßung der Gießereien in Ternitz 400, in 
Mürzzuschlag 300 und in den Ybbstal­
werken 100. In Kapfenberg werden 200 
Beschäftigte entlassen, das Wiener 
Werk mit 400 Beschäftigten wird still­
gelegt, die Hauptverwaltung um 120 
Angestellte reduziert. Arbeitern, die 
freiwillig kündigen, wird eine einmali­
ge Abfindung von 48000 S angeboten. 
Ab sofort wird allen Arbeitern der Zu­
schuß für Werkswohnungen und Koh­
legeld gestrichen.

Die Belegschaft des Werkes Juden­
burg hat auf einer Betriebsversamm­
lung das Booz-Allen-Gutachten und 
die Pläne des Vorstandes abgelehnt. 
Der Betriebsrats-Obmann erklärte, er 
werde auf der Aufsichtsrats-Sitzung 
am 30.3., wo endgültig über die Entlas­
sungen beschlossen werden soll, seine 
Zustimmung zum Strukturprogramm 
zurückziehen. Auch der Judenburger 
Gemeinderat hat sich gegen die Entlas­
sungspläne ausgesprochen.
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DGB

Grundsatzprogramm beschlossen: Die Gewerkschafts­
bewegung lockert ihre Bindung an die bürgerliche Ideologie
Zu Beginn des 4. außerordentlichen 
DGB-Bundeskongresses hatte Heinz 
Oskar Vetter noch freundlich schulter­
klopfende Pressebeurteilungen. Ei­
gentlich zum Wundern, denn nach 
dem vorliegenden Antragsmaterial und 
den bekannten Voten der Antragskom­
mission stand zu diesem Zeitpunkt be­
reits fest, daß die Delegierten dieses 
Bundeskongresses einige wohlgehegte 
Pflänzchen kapitalistennaher Ideologie 
und Politik aus den Programmgrund­
sätzen des DGB auszujäten gedachten. 
Da aber Heinz Oskar Vetter und mit 
ihm andere gewerkschaftsvorsitzende 
Sozialdemokraten den Kongreß mit 
lautstarken Abgrenzungsbekundungen 
gegen Kommunismus, Kommunisten 
usw. einleiteten, wars die bürgerliche 
Öffentlichkeit zunächst zufrieden.

Denn eigentlich hätte das mit haar­
sträubend verzerrenden Blitzlichtern 
auf die Geschichte der Arbeiterbewe­
gung verbundene Donnerwettern ge­
gen den Kommunismus den nicht uner­
heblichen Teil der Delegierten, die sich 
gewissen Erkenntnissen des wissen­
schaftlichen Sozialismus verpflichtet 
fühlen, zum Versuch einer Ehrenret­
tung veranlassen müssen. Dies wieder­
um hätte dann den christlich-sozial 
oder freiheitlich-liberal gestimmten 
Kräften auf dem Kongreß die Möglich­
keit geboten, allerhand Krakeel gegen 
die zu fassenden Beschlüsse zu veran­
stalten, so daß im Endeffekt die Be­
schlußfassung mindestens umstritten 
geblieben wäre, und zwar gerade in ih­

ren fortschrittlichsten Elementen. Da 
sich in den Reihen der CDU/CSU und 
der FDP die Kräfte sammeln, die eine 
Spaltung der Gewerkschaftsbewegung 
durch Aufpäppeln von CGB und DAG 
wollen und da ein Grundsatzkonflikt 
im DGB diese Strömungen unbedingt 
gefördert hätte, handelte der Kongreß 
wahrscheinlich zweckmäßig. Was 
macht schon das Blitz- und Donner­
wetter gegen eine Sorte Kommunis­
mus, die es heute nicht gibt und wahr­
scheinlich nie gegeben hat, groß aus?

Nach Abschluß des Kongresses, als 
sich nämlich herausstellte, daß die De­
legierten fast durchweg einmütig den 
Empfehlungen der Antragskommis­
sion folgten, zeichnete sich in der bür­
gerlichen Öffentlichkeit dann auch ei­
ne gewisse Verbitterung ab, bis hin zur 
öffentlich gestellten Frage, womit sich 
eigentlich der hochgeförderte CDU- 
Mann Blüm während der ganzen Vor­
bereitungszeit dieses Kongresses be­
schäftigt habe. Denn das Ergebnis des 
Kongresses war zum Schluß, daß die 
Delegierten einmütig ein Grundsatz­
programm verabschiedeten, welches 
zur stehenden Programmatik und Poli­
tik der SPD nur punktuell paßt und 
zum Programmbestand von CDU/- 
CSU und FDP so gut wie gar nicht. 
Schlimme Schäden für den Grundsatz­
bestand in den Reihen der christlichen 
Jugendverbände, insbesondere der Ar­
beiterjugendverbände, wahrscheinlich 
auch der liberalen Jugendverbände, 
sind damit sicher, und der Regierungs­

flügel in der SPD wird auch Stoff krie­
gen.

Der Kongreß hat seine Richtungs­
entscheidungen in der Hauptsache an 
Hand der Beschlußfassung zu prakti­
schen und akuten politischen Fragen 
gefällt. Um einen Eindruck von der 
Entwicklung zu gewinnen, ist Gegen­
überstellung der vormaligen, 1963 be­
schlossenen Textstellen zu den jetzt 
empfohlenen (die Veröffentlichung des 
beschlossenen Textes wird erst nach 
Redaktionsschluß erfolgen) erforder­
lich.

Im 1963 beschlossenen Grundsatz­
programm fesselten die DGB-Gewerk- 
schaften ihre Möglichkeiten zum 
Kampf gegen Kriegsvorbereitung er­
heblich durch die folgende Passage:

„Die Gewerkschaften bekennen sich 
uneingeschränkt zur Selbstbestimmung 
der Völker. Sie verurteilen jede Ras­
sendiskriminierung und wenden sich 
gegen alle Formen kolonialer Unter­
drückung.

Sie fordern die Verwirklichung des 
Rechts auf Selbstbestimmung auch für 
das deutsche Volk. Die Wiedervereini­
gung Deutschlands ist die Vorausset­
zung für eine friedliche Ordnung Euro­
pas. Berlin bleibt die Hauptstadt 
Deutschlands“

Diese Festlegung nahm den DGB- 
Gewerkschaften die Möglichkeit, den 
Kampf für eine „Friedensordnung“ zu 
eröffnen, deren Gestaltung den Expan­
sionsinteressen der westdeutschen Mo­
nopolbourgeoisie entgegengewirkt hät-

504 Delegierte aus 17 Einzelgewerkschaften nahmen am
4.a.o. Bundeskongreß des DGB teil. IGM: 176 Delegierte; 
ÖTV: 72; IG CPK: 41; IG BSE: 33; DPG: 29; GdED: 28;

IG BE: 26; GTB: 19; HBV: 18; NGG: 15; GEW: 10;
10; IG Drupa: 9; GHK: 9; GLF: 3; GL: 3; Gewerkschaft 
Kunst: 3.
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Wichtigste Streik­
kämpfe ’63—’81

1963 100000 Metallarbeiter in Baden- 
Württemberg treten am 29.4. für die 
Forderung nach 8% Lohnerhöhung 
in den Streik. Auch in NRW demon­
striert die IGM mit zahlreichen 
Kundgebungen und einem klaren Ur­
abstimmungsergebnis ihre Streikbe­
reitschaft. Am 1. Mai antworten die 
Kapitalisten mit der Aussperrung von 
270000 Arbeitern. Am 10.5. beendet 
die IGM den Streik mit einer Lohner­
höhung von 5%.

1965 Die Beschäftigten der Beklei­
dungsindustrie Westfalen streiken elf 
Wochen für Lohnerhöhung, Verkür­
zung der Arbeitszeit, Urlaubsgeld.
1967 In einem neunwöchigen Streik 
gelingt es den 6500 Fliesenlegern in 
NRW, die Kürzung ihrer Akkordsät­
ze um durchschnittlich 44% weitge­
hend zurückzuschlagen. Nach der 
Ablehnung eines ersten ,,Kompro­
mißangebots“ stimmen 61% in einer 
3. Urabstimmung zu, daß die Ak­
kordsätze um 5,1% gekürzt werden. 
13000 Gummiarbeiter in Hessen set­
zen nach einwöchiger Arbeitsnieder­

legung Lohnerhöhungen von 5% für 
Zeit-, 4% für Akkordarbeiter durch. 
1969 Nach Lohnsenkungsabschlüssen 
1966 bis 1968 legen im September ca. 
140000 Lohnabhängige in der Stahl- 
und Metallindustrie, dem Kohleberg­
bau, der Textilindustrie und dem öf­
fentlichen Dienst die Arbeit nieder. Sie 
fordern Lohnerhöhungen zwischen 30 
und 50 Pf. Die IG Metall und IG Berg­

bau fordern vorgezogene Tarifver­
handlungen, die ÖTV Überbrückungs­
zahlungen. Die Tarifverträge der IG 
Chemie und der IG Bau, Steine, Erden 
werden aufgestockt. Auch 1970 dauern 
die spontanen Streiks und gewerk­
schaftlichen Warnstreiks an, v.a. in 
der Metallindustrie. Im Durchschnitt 
setzt die IG Metall 1970 Lohnerhöhun­
gen von 15,3% einschließlich Vorweg­
anhebung durch.
1971 Am 2.6. beginnen Streiks der 
Chemiearbeiter in Nordrhein, am 15.6. 
in Hessen, zehn Tage darauf in Ham­
burg und Westfalen. Die IG Chemie 
fordert 11%, in Hessen 11%, minde­
stens 120 DM. Der Streik, an dem sich 
50000 Chemiearbeiter beteiligen, endet 
nach vier Wochen mit einer Niederla­
ge. Der Abschluß beträgt durchschnitt­
lich 6,9%. Um wenigstens 7,5% durch­
zusetzen - die Kapitalisten lehnen ei­
nen Schiedsspruch in dieser Höhe ab 
-, muß die IG Metall in Nordbaden-

Nordwürttemberg vom 22.11. bis 
15.12. den Streik führen (Forderung 
11%). Erneut sperren die Kapitalisten 
aus, 360000 Metaller befinden sich ins­
gesamt im Ausstand.
1973 Nachdem die Konzertierte Aktion 
1972 die ,,Bekämpfung der Inflation“ 
zur Hauptaufgabe erklärt hatte und die 
Abschlüsse gerade in Höhe der Infla­
tionsrate lagen, entwickelt sich eine 
spontane Streikbewegung, die im 
Frühjahr ihren Schwerpunkt in der 
Stahlindustrie NRW, im Sommer in 
der metallverarbeitenden, v.a. der Au­
tomobilindustrie, und im Herbst im 
Saarbergbau hat. Auch in der 
Druckindustrie und dem öffentlichen 
Dienst kommt es zu spontanen Streiks. 
Ergebnis dieser spontanen Streiks ist,

te. Sie nahm ihnen die Möglichkeit, ge­
gen die Bündnispolitik der westdeut­
schen Monopolbourgeoisie zielstrebig 
und durch Propaganda eigener Vor­
stellungen zu opponieren. Sie nahm ih­
nen in der Konsequenz die Möglich­
keit, andere als bloß pazifistische Ar­
gumente gegen die Rüstungspolitik der 
westdeutschen Monopolbourgeoisie 
ins Spiel zu bringen.

Wenn der Kongreß, wie aus der 
Presse aber auch zu entnehmen ist, der 
Empfehlung der Antragskommission 
in dieser Sache gefolgt ist, so lautet die 
neue Fassung des Punktes:

,,Die Gewerkschaften bekennen sich 
uneingeschränkt zur Selbstbestimmung 
der Völker. Sie verurteilen jede Ras­
sendiskriminierung und wenden sich 
gegen alle Formen der Unterdrückung.

Sie fordern die Verwirklichung des 
Rechts auf Selbstbestimmung auch für 
das deutsche Volk.“

Hierzu hatte die Gewerkschaft der 
Polizei einen Ergänzungsantrag ge­
stellt:

„Die Wiedervereinigung Deutsch­
lands bleibt eine ständige Aufgabe. 
Begründung: Die Verpflichtung aus 
dem Grundgesetz, für die Wiederverei­
nigung Deutschlands einzutreten, soll­
te auch im Grundsatzprogramm des 
DGB verankert bleiben.“

Selbst diesen, in Bezug auf den ag­
gressiven Gehalt gegenüber der Fas­
sung von 1963 stark abgeschwächten 
Antrag hat die Antragskommission zur 
Ablehnung empfohlen. Damit löst sich 
der DGB in der Behandlung der deut­
schen Frage von der Programmatik al­

ler bürgerlichen Parteien und schafft 
sich die Möglichkeit zu selbständiger 
Politik. Wie diese dann aussehen soll­
te, ist freilich noch nicht entschieden. 
Jedoch enthält der Programmentwurf 
zumindest Anhaltspunkte, daß die 
Tendenz gut sein wird.

Im 1963er Programm war die Abrü­
stungsfrage folgendermaßen verhan­
delt worden:

„Grundlage für den sozialen und 
kulturellen Fortschritt und die soziale 
Sicherheit in allen Teilen der Welt ist 
die Erhaltung des Friedens. Die Bereit­
stellung von Mitteln für soziale und 
kulturelle Zwecke darf nicht durch Rü­
stungsausgaben beeinträchtigt werden. 
Die Gewerkschaften fordern die Äch­
tung und das Verbot aller Atomwaffen 
und aller sonstigen Massenvernich- 
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daß der Lohndrift steigt. Bereits An­
fang des Jahres hat die IG Druck nach 
mehrtägigen Streiks - am 10./11.4. 
waren 90000 im Ausstand - eine 
Lohnerhöhung von 10,8% durchge­
setzt (Forderung 13%). Vom 16. bis 
24.10. streiken 57000 Metallarbeiter in 
Nordbaden-Nordwürttemberg für ei­
nen neuen Lohnrahmentarifvertrag.

1974 Die Gewerkschaften im öffentli­
chen Dienst, bei Post und Bahn erhe­
ben eine Mindestforderung: 15%, min­
destens 185 DM, außerdem 300 DM 
Urlaubsgeld. Nach zahlreichen vorher­
gegangenen Warnstreiks streiken vom 
10. bis 13. Februar über 300000 Be­

schäftigte und erkämpfen eine Lohner­
höhung von 11%, mindestens 170 DM.

♦ Nicht durchgesetzt wurde die Forde­
rung nach Urlaubsgeld. Knapp einen 
Monat später, am 6.3., legen 52000 

Metallarbeiter im Unterwesergebiet die 
Arbeit nieder. Ihr Streik endet nach 
drei Wochen mit dem Ergebnis einer 
Lohnerhöhung von 12,25%.

1976 Der vierte und bisher schwerste 
Arbeitskampf in der Druckindustrie 
seit Bestehen der BRD beginnt am
28.4. Rund 60000 Druckarbeiter strei­
ken für 9%, mindestens 140 DM. Am
13.5. beendet die IG Druck und Papier 
den Streik mit einer Lohnerhöhung 
von 6% plus einer einmaligen Zahlung

von 275 DM. Im gleichen Jahr streiken 
648 bayerische Fliesenleger neun Wo­
chen lang für Lohnerhöhungen.
1978 Rund 4 Mio. Arbeitstage fallen in 
diesem Jahr durch Streiks aus. Den 
Anfang machen vom 25.1. bis 5.2. 
20000 Arbeiter in den Seehäfen, sie er­
reichen eine Zahlung von 115 DM für 
Januar, 7% Lohnerhöhung ab Februar 
und verbesserte Eingruppierungen 
(Forderung: 9%). Am 28.2. beginnt 
ein Streik in der Druckindustrie für ei­
nen Tarifvertrag „Neue Technik“. 
Auf dem Höhepunkt des Streiks, der 
bis Mitte März dauert, erscheinen 70% 
der Tageszeitungen nicht. Am 15.3. le­

gen 80000 Metallarbeiter in Nordba­
den-Nordwürttemberg die Arbeit 
nieder, sie fordern 8% mehr Lohn. 
Erneut sperren die Kapitalisten aus, 
diesmal 146000 Metaller. Am 3. 
April endet der Streik mit einem Ta­
rifabschluß von 5% Lohnerhöhung. 
Im April und Mai streiken auch die 
Bauarbeiter. 7,7% hatte die IG BSE

gefordert, 5,6% ist das Ergebnis. Zu 
einzelnen Streiks kommt es auch im 
Handel, in der holzverarbeitenden 
und der Brauereiindustrie. Am 28.11. 
schließlich nehmen 50000 Stahlarbei­
ter den Streik auf, der bis zum 10. Ja­
nuar 1979 dauert und an dem sich 
insgesamt 83 300 Stahlarbeiter beteili­
gen. Ihre Forderungen lauten: 35- 
Stundenwoche, 5% Lohnerhöhung. 
Der Abschluß: 6 Wochen Urlaub für 
Schichtarbeiter, 4% Lohnerhöhung, 
bei einer Laufzeit des Tarifvertrages 
von 15 Monaten.

tungsmittel sowie die allgemeine und 
kontrollierte Abrüstung. Die Beseiti­
gung von Hunger, Analphabetentum 
und Unterdrückung in allen Teilen der 
Welt ist eine wichtige Bedingung für ei­
ne stabile Friedensordnung.“

Die Neufassung, in die Antragsma­
terial der IG Metall eingearbeitet ist, 
soll nun lauten:

„Der Frieden ist elementare Voraus­
setzung für gewerkschaftliches Wirken 
und Grundlage für den sozialen und 
kulturellen Fortschritt und die soziale 
Sicherheit in allen Teilen der Welt. 
Deshalb ist die umfassende Sicherung 
des Friedens in der Welt ein zentrales 
Anliegen der Gewerkschaften.

Eine europäische und internationale 
Friedensordnung muß das Lebensrecht 
aller Nationen, ihr Selbstbestimmungs­

recht und die Unverletzlichkeit ihrer 
Grenzen respektieren. Den Gebrauch 
militärischer Gewalt, von welcher Seite 
auch immer, lehnen die Gewerkschaf­
ten ab.

Entspannung, Abrüstung und Frie­
den haben für die an der Nahtstelle 
zweier Bündnissysteme gelegene und 
exponierte Bundesrepublik ganz be­
sonderes Gewicht. Deshalb sind alle 
gewerkschaftlichen und politischen 
Kräfte in unserem Land aufgefordert, 
Entspannungs- und Friedenspolitik zu 
unterstützen. Dazu gehört der syste­
matische Ausbau einer weltumspan­
nenden Konfliktforschung und Frie­
densplanung zur frühzeitigen Erken­
nung und Abwendung von Spannun­
gen.

Der anhaltende Rüstungswettlauf 
gefährdet zunehmend den Frieden in 
der Welt. Das gilt auch für die Aufrü­
stung der Dritten Welt, wo schon loka­
le Krisenherde die Gefahr weltweiter 
Konflikte in sich bergen. Durch die 
ständig steigenden Rüstungsausgaben 
werden darüberhinaus Mittel gebun­
den, die für die wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung besonders der Drit­
ten Welt dringend erforderlich sind.

Die Gewerkschaften fordern das 
Verbot der Entwicklung, der Herstel­
lung, der Lagerung, der Weitergabe 
und der Anwendung atomarer Waffen 
und anderer Massenvernichtungsmittel 
sowie neuer Waffentechnologien. Ziel 
der Gewerkschaften bleibt die allge­
meine und kontrollierte Abrüstung. 
Die Beseitigung von Hunger, Armut
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Lebers Illusionen
Die Hauspostille des Finanzkapitals, 
die „Frankfurter Allgemeine“, trau­
ert der Vergangenheit nach: „Wenig 
erinnert an die großartigen Rede­
schlachten in den fünfziger oder 
sechziger Jahren, die Gewerkschafts­
kongresse in höchste Erregung ver­
setzten.“ (16.3.) Ja, damals gab es 
vor allem einen Georg Leber, Vorsit­
zender der IG Bau, Steine, Erden, 
„der ... die Vermögenspolitik für 
seine Bauarbeitergewerkschaft als 
wichtigsten Programmpunkt einge­
führt hat. Wären die anderen Ge­
werkschaften seinem Beispiel gefolgt, 
hätte sich die Vermögensstruktur von 
Grund auf geändert.“ Leber konnte 
sich auf dem Gewerkschaftskongreß 
von 1963 nur teilweise durchsetzen. 
Mit seinen „großartigen Rede­
schlachten“ allerdings empfahl er 
sich früh für höhere Aufgaben.

„In dem Antrag des Bundesvor­
standes wird dargestellt, wie die Lage 
der Arbeiterschaft einmal war. Es 
heißt darin, ,die frühe kapitalistische 
Wirtschaftsordnung hatte dem Ar­
beitnehmer die gesellschaftliche Ein­
gliederung verwehrt, seine Person der 
Willkür des Unternehmers unterwor­
fen* usw. Das ist die Schilderung ge­
schichtlicher Vergangenheit. Mit dem 
Antrag der IG Chemie, Papier, Kera­
mik und auch etwa mit dem Antrag 
der IG Druck und Papier wird festge­
stellt, daß dieser Zustand auch heute 
noch besteht. Es heißt in Antrag 6:

,Die kapitalistische Wirtschafts­
ordnung verwehrt dem Arbeitnehmer 
die gesellschaftliche Eingliederung. 
Er ist weitgehend der Willkür des Un­
ternehmers unterworfen, seine Ar­
beitskraft dem Marktgesetz ausgelie­
fert, seine soziale Sicherheit dem Ge­
winnstreben untergeordnet.*

Das ist die Feststellung eines Tat­
bestandes, wie er nach diesem Antrag 
jetzt noch ist. Daran ändert auch der 
Vorschlag der Antragskommission 
nichts. Denn dort wird gesagt: be­
reits zu Beginn der Industrialisierung 
hatte die sie prägende kapitalistische 
Wirtschaftsordnung dem Arbeitneh­
mer die gesellschaftliche Gleichbe­
rechtigung verwehrt*, usw. Dann 
wird das wiederholt, was in dem An­
trag der IG Chemie zum Ausdruck 
kommt. Das heißt mit anderen Wor­
ten: das war schon vor hundert Jah­
ren so, und an keiner Stelle wird in 
diesem Antrag etwas darüber gesagt, 
daß sich daran in der Zwischenzeit et­
was geändert hat . . Dieser Feststel­

lung kann man nicht widerspruchslos 
seine Zustimmung geben. Ich möchte 
sie jedenfalls verweigern und möchte 
das auch begründen . ..

Wir müssen doch nicht nur vor den 
Menschen, denen wir zu dienen haben, 
sondern auch vor uns selber so viel 
Wahrhaftigkeit aufbringen, zu sagen: 
Jawohl, wir haben etwas erreicht, wir 
haben in den hundert Jahren, die hin­
ter uns liegen, wesentliche Tatbestände 
geändert. Die Tatsache, daß heute hier 
der Oberbürgermeister dieser Stadt 
sitzt, ist doch ein Beweis dafür . ..

Bei der Annahme dieses Antrages 
der IG Chemie, Papier, Keramik und 
des Vorschlages der Antragskommis­
sion würde sich eine ganze Reihe von 
Fragen ergeben. Wo ist, so frage ich, 
die Folgerung dessen, was die IG Che­
mie, Papier, Keramik vorschlägt: der 
Arbeitnehmer ist in unserer Gesell­
schaft heute noch ausgegliedert, an 
den Rand des Staates manövriert, so, 
wie er früher einmal diskriminiert war? 
Das, was ihn heute von anderen Gesell-

schaftsschichten unterscheidet, ist 
nicht ein Diskriminiertsein, ein Außen­
seitersein, sondern die Tatsache, daß 
ungleiche Einkommensverhältnisse 
vorliegen, an denen wir etwas ändern 

müssen. Die Tatsache, daß er nicht 
über genügend Geld verfügt, ver­
sperrt ihm den Zugang zu bestimm­
ten Einrichtungen in unserer Gesell­
schaft.

Zweitens: Wo herrscht in unserem 
Staat heute noch schrankenlose un­
ternehmerische Willkür, wo ist der 
Arbeitnehmer noch in dem Maße 
ausgebeutet, wie es die Folge dieser 
Willkür wäre . .. Ich brauche hier 
nicht Dinge zu wiederholen, die jeder 
schon tausendmal in Versammlungen 
gesagt hat .. . Aber schutzlos dem 
Unternehmer ausgeliefert - denn 
das heißt doch, seiner Willkür preis­
gegeben - ist der Arbeitnehmer heu­
te nicht. Er ist auch nicht rechtlos 
und kann nicht in dem Maße ausge­
beutet werden, wie das früher einmal 
der Fall war. Auch wenn nicht alles, 
was wir heute haben, vollkommen 
ist, müssen wir doch zugeben, daß 
sich in den letzten hundert Jahren 
vieles geändert hat. Wenn man sich 
nur einmal einige Zweige ansieht: ich 
weiß nicht, ob in dem ganzen Kom­
plex des öffentlichen Dienstes, der 
doch auch hier sitzt, noch von Will­
kür und Ausbeutung gesprochen 
werden kann. In der eisenschaffen­
den Industrie und im Bergbau, dort, 
wo wir die paritätische Mitbestim­
mung haben und wo speziell die per­
sonellen und sozialen Fragen von uns 
vorgeschlagenen Vorstandsmitglie­
dern in die Hand gegeben sind, kann 
man doch nicht von Ausbeutung und 
Willkür sprechen . . . Unsere soziale 
Sicherheit ist nicht vollkommen . .. 
Unsere Gedanken sollten sich darauf 
richten, wie wir sie weiterentwickeln 
können; aber wir wollen doch nicht 
behaupten, daß die soziale Sicherheit 
,dem Gewinnstreben der Unterneh­
mer untergeordnet* sei. Unsere sozia­
le Sicherheit ist doch nicht vom 
Wohlwollen der Unternehmer und 
ihrem Gewinnstreben abhängig, son­
dern unsere soziale Sicherheit, der 
Stand, den wir erreicht haben, ist 
festgelegt in Tausenden von Gesetzen 
und Verträgen und ist nicht von un­
ternehmerischer Willkür, von unter­
nehmerischem Wohlwollen und von 
unternehmerischem Profitstreben ab­
hängig . .

1972 hielten die Bourgeois die Zeit 
für gekommen, solche Einsichten zu 
belohnen. Sie nahmen Leber in die 
Verantwortung - als Verteidigungs­
minister. Doch Lebers Illusionen, 
auch persönliche Illusionen, dürften 
sechs Jahre später einen herben 
Schlag erlitten haben. Die Gewerk­
schaftsbewegung ließ sich nicht für 
die imperialistische (Militär-)Politik 
gewinnen - Leber wurde der Fuß­
tritt versetzt.
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1949: Gründungskongreß des DGB — Unterzeichnung der Gründungsurkunde

und Arbeitslosigkeit, Analphabeten­
tum und Unterdrückung ist eine wich­
tige Bedingung für eine stabile Frie­
densordnung.“

Die Passage liefert kaum einen An­
haltspunkt für die Unterstützung ge­
rechter Kriege, obgleich die Ablehnung 
der Gewalt andererseits doch an gewis­
se Bedingungen gebunden ist, bleibt 
die Festlegung pazifistischen Traditio­
nen verhaftet. Die Stärke dieser Be­
schlußfassung würde aber im Konkre­
ten, aktuell Politischen zu finden sein.

Denn die Forderung nach „Verbot 
der Entwicklung, der Herstellung, der 
Lagerung, der Weitergabe und der An­
wendung atomarer Waffen ...“ ent­
hält Stachel um Stachel gegen die kon­
krete Politik der Bundesregierung, die 
in den konkreten Kriegsvorbereitungen 
der beiden Supermächte nicht mitmi­
schen kann, ohne gegen diese Forde­
rungen zu verstoßen.

Auffällig in den bisher zitierten Pas­
sagen ist die - dem oberflächlichen 
Eindruck nach - eher abgeschwächte 
Tendenz zur Unterstützung der Völker 
der Dritten Welt in ihrem Kampf gegen 
den Imperialismus. Aber auch hier 
sucht der DGB den Konflikt im Kon­
kreten, wenn er in sein Grundsatzpro­
gramm aufnimmt:

„Es ist im ureigensten Interesse der 
Industrieländer, das Einkommensge­
fälle zwischen Nord und Süd zu verrin­
gern und dazu beizutragen, daß die 
Entwicklungsländer längerfristig zu 
gleichberechtigten Handelspartnern 
mit aufnahmebereiten und wachsen­
den Binnenmärkten werden. Der Inter­
nationale Bund freier Gewerkschaften 
setzt sich für die Verwirklichung der 
von den Entwicklungsländern ange­
strebten neuen Weltwirtschaftsord­
nung ein, in der sie ihr Interesse an ei­
ner Sicherung und Ausweitung ihrer 
Exportchancen und der Stabilisierung 
ihrer Exporterlöse verankert haben. Er 
unterstützt den Aufbau demokrati­
scher und unabhängiger Arbeitneh­
merorganisationen, die unerläßlicher 
Bestandteil für die Herausbildung aus­
geglichener Wirtschafts- und Sozial­
strukturen in den Ländern der Dritten

Welt sind und die demokratische Ent­
wicklung dieser Länder garantieren. 
Zur Unterstützung dieser Ziele müssen 
die Industrieländer ihre Entwicklungs­
hilfe planmäßig ausweiten. Bei allen 
Entwicklungsprojekten muß sicherge­
stellt werden, daß soziale Mindeststan­
dards eingehalten werden.“

Und:
„Die Förderung des Kapitalexports 

in die Entwicklungsländer ist an So­
zialklauseln zum Schutz der Arbeit­
nehmer zu binden.“

Die Beschlußfassung wendet sich mit 
der direkten Unterstützung der Forde­
rungen der Länder der Dritten Welt 
nach Öffnung von Absatzmärkten ge­
gen die reichlichen Versuche, die Ar­
beiter in den entwickelten Ländern ge­
gen ihre Klassengenossen als Konkur­

1981: Das neue Grundsatzprogramm wird einstimmig verabschiedet

renten aufzuhetzen. Sie ermöglicht 
auch die Kritik der gegenwärtigen Ent­
wicklungshilfe und des gegenwärtigen 
Kapitalexports.

Unzweifelhaft, daß der DGB-Kon­
greß einen Schritt aus dem Kielwasser 
der bürgerlichen Politik getan hat. Un­
zweifelhaft aber auch, daß die Ent­
scheidung über den politischen Kurs 
des DGB in diesen Fragen noch nicht 
da ist. Sehr viele Anhaltspunkte ließen 
sich auch zu einer rückständigen Inter­
pretation dieses Beschlußwerkes fin­
den.

Das ausführliche Studium dieses 
Kongreßmaterials ist jedem zu empfeh­
len, der an dem politischen Formungs­
prozeß der Gewerkschaftsbewegung 
teilnehmen will. Eine Fülle von Aufga­
ben der politischen Auseinanderset­
zung, aber vor allem auch des politi­
schen Studiums und der politischen 
Bildung tut sich dabei auf.

Das, wenn man so will, „innenpoli­
tische Konzept“ des DGB, dessen Er­
örterung mit Sicherheit einige Jahre in 
Anspruch nehmen wird, ist durchaus 
nicht so formlos, wie dies in der bür­
gerlichen Presse behauptet wird. Zum 
Beispiel ist das Bekenntnis zum Berufs-
beamtentum, 1963 noch enthalten, ein­
fach weggelassen, und dies ist eine sehr 
drastische Form der Kritik der politi­
schen Entrechtung, die durch diesen 
Verfassungsgrundsatz veranstaltet 
worden ist und weiter wird.

Wie weit aber die Interpretation des 
Grundgesetzes, die der DGB vornimmt 
und die der Strebpfeiler seines ganzen 
Reformkonzeptes ist, im politischen 
Kampf tragen wird? - Der DGB ver­
sucht, über die Sozialbindung des Ei­
gentums das ganze Verfassungsboll- 
werk zum Schutz des Privateigentums 
zu unterminieren, eine derartige Poli­
tik würde von den Gerichten nicht 
sanktioniert werden, selbst wenn in 
den parlamentarischen Körpern Mehr­
heiten dafür bestünden.

Indessen bleibt Verdienst dieses 
Kongresses, den Wunsch nach Plan­
wirtschaft doch ziemlich deutlich aus­

gesprochen zu haben. Mindestens Mit­
tel zur Kritik der monopolkapitalisti­
schen Konkurrenz liefert die Beschluß­
fassung in reicher Fülle, mindestens ei­
ne starke Relativierung der heiligen 
Kuh des Privateigentums und der 
Marktwirtschaft ist eingeleitet. Und 
dies nicht nur gezielt auf die Sozialde­
mokratie und etwa aus einer Minder­
heitsposition im Rahmen dieser Partei 
heraus, sondern begründet aus den In­
teressen der Arbeiterbevölkerung des 
Landes und mit Wirkung weit hinein in 
die Mitgliederbasis der CDU/CSU und 
auch der FDP.
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Asbestverarbeitung 
wird eingeschränkt 

24000 t Rohasbest werden 
jährlich in Baden-Württem- 
berg verarbeitet, 20% des 
westdeutschen Verbrauchs. 
Mehrmals forderte der DGB 
das Verbot der Asbestverarbei­
tung, die IG Metall Nordwürt- 
temberg-Nordbaden führt Mu­
sterprozesse gegen Kapitalisten 
wegen Verletzung des Arbeits­
schutzes. Jetzt hat das Sozial­
ministerium nur das besonders 
gefährliche Asbestspritzver­
fahren generell untersagt. Und 
die Gewerbeaufsichtsämter 
sollen verschärft die Ein­
schränkung der Asbestverar­
beitung, die Verbesserung von 
Absaugeinrichtungen und die 
Einführung staubfreier Ar­
beitsverfahren überwachen.

IGBSE: Mitglieder 
gegen 4%-Abschluß 

Der 4%-Abschluß, dem die 
Verhandlungskommission der 
IG Bau Steine Erden am 
27.2.81 zustimmte, gerät in 
Baden-Württemberg zuneh­
mend unter Beschuß der Mit­
glieder. Zunächst lehnte ihn ei­
ne Betriebsräte-Voll Versamm­
lung von 46 Stuttgarter Baube­
trieben einstimmig ab. Bezirks­
vorstände organisierten Um­
fragen unter den Gewerk­
schaftsmitgliedern. Dabei wur­
de offensichtlich, daß ein Ab­
schluß von 7,5% für notwen- 

Die französische Arbeiterbewegung nutzt den Wahlkampf für die 
Staatspräsidentenwahl, um ihren Forderungen gegenüber Kapita­
listen und bürgerlichem Staat Nachdruck zu verleihen. Seit 10. 
März kämpfen die Pariser Busfahrer mit Streiks und Demonstra­
tionen für bessere Arbeitsbedingungen. Auslösendes Moment der 
Aktionen war der Anstieg tätlicher Angriffe auf die Fahrer um 
166% in den letzten fünf Jahren. Die Streikenden fordern: Neu­
einstellungen - konkret Wiedereinsatz des zweiten Mannes in 
den Bussen - 35-Stundenwoche, 104 jährliche Ruhetage. Am 
13.3. demonstrierte das Personal erstmals //? den Bussen, fast alle 
Depots wurden besetzt. Für mehr Personal, die Beendigung von 
Privatisierungen und Verrentung mit 55 Jahren demonstrierten 
und streikten am 19.3. die Lohnabhängigen aus 43 staatlichen 
Pariser Krankenhäusern. Bewegungen für ähnliche Forderungen 
werden aus Marseille, der Region Essonne und Creteil bei Paris 
gemeldet.

Düsseldorf. Rund zehntausend 
Beschäftigte des Öffentlichen 
Dienstes protestierten am 17.3. 
gegen die sogenannten Sparbe­
schlüsse der NRW-Landesre­
gierung, die unter anderem die 
Verlängerung der jetzigen Ta­
rifverträge, Einstellungssperre 
und Streichung des Weih­
nachtsgeldes 1981 vorsehen. 
Aufgerufen hatten der Landes­
bezirksvorstand des DGB so­
wie alle Gewerkschaften des 
Öffentlichen Dienstes. Im An­
schluß an die zentrale Veran­
staltung fand eine Demonstra­
tion mit ca. 5000 Teilnehmern 
statt, zu der der Ortsvorstand 
der GEW aufgerufen hatte.

dig erachtet wird. Mindestens 
aber sollte die Lohnerhöhung 
mit der Preissteigerung Schritt 
halten und wenigstens 5% be­
tragen. Schließlich fand in 
Böblingen ein Treffen mit Ver­
tretern aller 14 baden-würt­
tembergischen Bezirksverbän­
de der IGBSE statt. Auch dort 
wurde der Abschluß mehrheit­
lich abgelehnt. Hat Paul Broi- 
cher, Verhandlungsführer der 
Baukapitalisten diesen Tarif­
abschluß als „ersten Schritt 
zur Umkehr in der Lohnpoli­
tik“ zu früh gelobt?

DK: Typographen ge­
gen Schlichtung

90,4% des dänischen Typogra­
phenbundes stimmten am 9.3.

gegen das zwischen dänischem 
Arbeitgeberverband und LO 
(Dachverband dän. Gewerk­
schaften) ausgehandelte
Schlichtungsabkommen über 
Lohnerhöhungen. Grund der 
Ablehnung: 1. Ein Paragraph, 
der Recht auf Lohnverhand­
lungen auch innerhalb einer 
Tarifperiode sichert, um die 
Teuerung auszugleichen, ist 
für 10 Monate ausgesetzt, was 
laut Typografenbund einem 
Lohnverlust von 3200 DM im 
Jahr pro Beschäftigten aus­
macht. 2. Die Gewerkschaft 
fordert ein Abkommen bei 
Einführung von neuer Techno­
logie, das den Arbeitsplatz si­
chert. 1000 Typografen sind 
arbeitslos. Der Arbeitgeberver­
band beschloß daraufhin am 
18*3. die Aussperrung, die für 
den ganzen Druckbereich gel­
ten soll. 20000 Arbeiter wür­
den somit staatliche Unterstüt­
zung erhalten. Ab dem 28.3. 
werden dann vorläufig keine 
dänischen Tageszeitungen er­
scheinen.

Manteltarifvertrag 
für Auszubildende

Die Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Ver­
kehr hat für die Auszubilden­
den in den öffentlichen Dien­
sten einen neuen Manteltarif­
vertrag abgeschlossen. Er tritt 
rückwirkend ab 1. Januar 1981 
in Kraft. Durchgesetzt wurden 
u.a. folgende Rechte: „Ein 
Auszubildender darf nicht zu­
sätzlich praktisch ausgebildet 
werden an Tagen, an denen er 
schon mindestens 270 Minuten 
im Betrieb theoretisch ausge­
bildet wurde. - Der Arbeitge­
ber stellt die Ausbildungsmittel 
kostenlos zur Verfügung. - 
Zu Sonn-, Feiertags- und 
Nachtarbeit darf der Auszubil­

dende nur herangezogen wer­
den, wenn es nach dem Ausbil­
dungszweck erforderlich ist.
- Eine ärztliche Bescheini­
gung ist erst vorzulegen, wenn 
die Krankheit länger als drei 
Tage dauert. - Statt wie bis­
her an vier sind Auszubildende 
vor Abschlußprüfungen an 
fünf Ausbildungstagen freizu­
stellen. - Fahren Auszubil­
dende zum Untericht an eine 
auswärtige Berufsschule, müs­
sen sie' nur 6 statt 8% wie bis­
her der Ausbildungsvergütung 
als Fahrt kosten selbst tragen.
— Auszubildende erhalten 
künftig statt des halben volles 
Wege- und Zehrgeld. — Auch 
Auslösung und ähnlich in den 
Tarifverträgen ' für Arbeiter 
und Angestellte festgelegte Gel­
der werden ganz gezahlt.“

ÖTV Mannheim zu 
Gebührenerhöhungen 

Die Gebührenerhöhungen der 
MW bei Energie und Verkehr 
waren einziger Tagesordnungs­
punkt der ÖTV-Kreisdelegier- 
tenkonferenz Mannheim. Der 
MW-Arbeitsdirektor Karsten 
referierte über eine Stunde 
über Energiepreisentwicklung 
und verteidigte die Erhöhun­
gen. Die anwesenden ÖTV- 
Aufsichtsratsmitglieder der 
MW unterstützten ihn. Da­
von waren die Delegierten aber 
nicht zu überzeugen. Ein Dele­
gierter des Stadtjugendamtes 
hielt ein Gegenreferat, die mei­
sten Beiträge waren gegen die 
Gebührenpolitik der MW ge­
richtet. Die ÖTV-Aufsichtsrä- 
te wurden aufgefordert, den 
Erhöhungen nicht zuzustim­
men. Wegen Beschlußunfähig­
keit nach vierstündiger Debat­
te wurde ein Antrag des Stadt­
jugendamtes gegen die Erhö­
hungen nicht beschlossen.
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Stoltzenberg-Skandal
Prozeß eingestellt, um Behörden 
aus der Affäre zu ziehen

Hamburg. Aus Angst vor weiteren An­
griffen auf die Behörden mußte das 
Landgericht Hamburg jetzt den 
„Stoltzenberg-Prozeß“ gegen den Va­
ter des tödlich verunglückten Kindes 
einstellen. Nicht zu vergessen, daß 
Dahrendorf, der neue, wahlkämpfen­
de SPD-Innensenator von West-Ber­
lin, wegen des Stoltzenberg-Skandals 
seinen Senatorensessel in Hamburg 
räumen mußte.

Im September 1979 war der lljähri- 
ge Oliver Ludwig bei einer Explosion 
tödlich verunglückt, sein Bruder und 
sein Freund wurden verletzt. Die Kin­
der hatten mit explosiven Chemikalien 
experimentiert, die sie vom Stoltzen- 
berg-Gelände in der Nähe mühelos be­
schafft hatten.

Stoltzenberg war ein bekannter Spe­
zialist der chemischen Kriegsindustrie 
seit dem 1. Weltkrieg. Nach 1945 hatte 
er ,,gewissen Erfolg erzielt, ... wo es 
sich um Produktionszweige handelte, 
die wegen ihrer - chemischen oder 
auch politischen - Gefährlichkeit an­
deren Chemiefirmen noch suspekt er­
schienen“ (aus der Anklageschrift). 
1957-63 war er einer der ersten Ver­
tragspartner der Bundeswehr. Er ver­
sorgte auch die Polizei. Mit dem Fort­
gang der Wiederbewaffnung der BRD 
war die chemische Kriegswaffenpro­

duktion wieder hoffähig, trotz interna­
tionaler Ächtung. Stoltzenberg gab der 
Konkurrenz nach, indem er hochgifti­
ge Stoffe ungeschützt für ,,bessere“ 
Zeiten lagerte, um sie später profitlich 
zu verkaufen, wie es der letzte Besitzer 
der Firma, Leuschner, zu den Akten 
gab.

Dies wurde alles behördlich gedeckt: 
600 Beamte waren seit 1945, 130 seit 
1976 mit dieser Giftwaffen-Fabrik be­
faßt. Die Untersuchungskommission 
kam nach 50 Verhandlungstagen zu 
dem Ergebnis, daß keiner der Beamten 
irgendwie belangt werden könnte. 

Leuschner blieb wegen ,,dauernder Ver­
handlungsunfähigkeit“ ungeschoren.

Die Staatsanwaltschaft bestand dar­
auf, den Vater des verunglückten Kin­
des wegen ,,fahrlässiger Tötung, fahr­
lässiger Verletzung und fahrlässiger 
Herbeiführung einer Sprengstoffexplo­
sion“ zu verurteilen. Er komme „aus 
dem terroristischen Umfeld“ und hätte 
angeblich seinen Sohn zu chemischen 
Experimenten angeregt und ihm die 
Chemikalien besorgt.

Spezialisten von der Bundeswehr, 
Polizei und Feuerwehr räumten 40 Ta­
ge lang - bei Evakuierung der An­
wohner und Kurzarbeit in den umlie­
genden Betrieben - hunderte Tonnen 
Giftstoffe ins Bundeswehrdepot Mun­
ster. Darunter: Kampfgase (Tabun, 
Lost, Lewisit, Adamisit, Thiophos 
gen), hochgiftige Stoffe (Arsen, Cyan­
kali, Strychnin), explosive Materialien, 
Mörsermunition, Nebeltöpfe, Zink­
schlamm usw. 8 Mio. DM zahlte der 
Hamburger Senat dafür.

Mit der Einstellung des Prozesses ist 
die Forderung der Bürgerinitiative erst 
halb erfüllt: „Wir fordern die sofortige 
Einstellung des Prozesses gegen Karl- 
Heinz Ludwig! Auf die Anklagebank 
gehören die verantwortlichen Politi­
ker, Behördenvertreter, Produzenten 
und Abnehmer der menschenfeindli­
chen Stoltzenberg-Produkte!“

Beurteilungsverfahren
ÖTV-Funktionäre spre 
chen sich dagegen aus

Hannover. Am 11. März fand in Han­
nover eine ÖTV-Funktionärskonfe- 
renz zu dem vom Öffentlichen Dienst­
herrn angestrebten Beurteilungsverfah­
ren für Beamte wie auch Angestellte 
und Arbeiter - in dieser Reihenfolge 
soll das Verfahren eingeführt werden 
- statt. Bisher wurde eine Beurtei­
lungspflicht nur bei Beamten, z.B. bei 
Versetzungen, praktiziert.

Das Beurteilungsverfahren ist Teil 
des Aktionsprogramms des Bundesmi­
nisteriums des Innern von 1976 zur Re­
form des Öffentlichen Dienstes. „Eine 
wesentliche Steigerung der Leistungs­
fähigkeit des Öffentlichen Dienstes ist 
ferner zu erwarten, wenn es gelingt, 
den Grundsatz ,den richtigen Men­
schen an den richtigen Platz’ durch ge­
zielte Entscheidungshilfen besser als 
bisher in der Praxis Geltung zu ver­
schaffen. Dazu ist eine systematische 

Erfassung der ... Arbeitsplätze eben­
so notwendig wie die vergleichbare 
Feststellung der Befähigung einzelner 
Mitarbeiter.” Die Beschäftigten sollen 
sich einer Befähigungsbeurteilung alle 
drei Jahre und einer Leistungsbeurtei­
lung alle zwei Jahre durch einen unmit­
telbaren Vorgesetzten (Erstbeurteiler) 
und einen nächsthöheren Vorgesetzten 
(Zweitbeurteiler) unterwerfen. Für die 
Beurteilung soll das Alter unerheblich 
sein.

Beurteilt wird u.a. Arbeitsgüte, Ar­
beitsmenge, Einhalten von Vorschrif­
ten, Termingerechtigkeit, Wirtschaft­
lichkeit, Übernahme zusätzlicher Ar­
beiten, Arbeitsschnelligkeit, Beharr­
lichkeit. Diese Merkmale werden beno­
tet nach: 1 = entspricht nicht der Lei­
stungserwartung, 2 = entspricht,

3 = entspricht voll, 4 = übertrifft, 
5 = Spitzenleistung. Als Richtschnur 
zur Verteilung ist angegeben, wieviele 
Beschäftigte
Stufe 1 = 0-5 v.H.
Stufe 2 = 30 - 40 v.H.
Stufe 3 = 30 - 40 v.H.
Stufe 4 = 20 - 30 v.H.
Stufe 5 = 0-5 v.H.
erreichen sollen. Zusätzlich ist beab­
sichtigt, in jedem Beurteilungszeitraum 
15% der Beschäftigten einer Dienst­
stelle, die am besten abschneiden, eine 
Leistungsprämie zu zahlen. Die Perso­
nalkosten sollen sich dadurch nicht er­
höhen, sondern „das Ziel der Kosten­
neutralität wäre erreichbar, wenn Lö­
sungen gefunden werden, die bisher 
gewährten Bezahlungsbestandteile 
(z.B. einen Teil der Steigerungsstufen) 
in Zukunft von der Erfüllung bestimm­
ter Leistungsmerkmale abhängig zu 
machen.” Bei zwei aufeinanderfolgen­
den „schlechten” Beurteilungen er­
folgt eine Umsetzung auf einen 
schlechter bezahlten Arbeitsplatz.

Eine Ausgleichszahlung, die zu­
nächst gewährt wird, soll mit der Tari­
ferhöhung verrechnet werden. Der be­
troffene Beschäftigte nimmt also für 
einen bestimmten Zeitraum an den Ta­
riferhöhungen nicht teil. Fazit ist, bei 
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mehr Arbeitsleistung sollen Stellen ein­
gespart und Lohnkosten gesenkt wer­
den.

Auf dem letzten Gewerkschaftstag 
wurde ein Beschluß zur völligen Ableh­
nung des Beurteilungsverfahrens ge­
faßt. Auf Betriebs- und Personalver­
sammlungen im Fuhramt Hanno- 
ver/Hauptamt, Landesverwaltungs­
amt, Stadt Laatzen, Universität Han­
nover, Landkreis Hannover haben 
ÖTV-Vertreter über das Beurteilungs­
verfahren berichtet.

Auf der Funktionärskonferenz wur­
den alle Vertrauensleute aufgefordert, 
auf Betriebs- und Personalversamm­
lungen das geplante Beurteilungsver­
fahren zu erörtern und dazu die Ver­
treter der ÖTV einzuladen. Eine 
Schwierigkeit ist, daß die Einführung 
des Beurteilungsverfahrens nicht dem 
niedersächsischen Personalvertre­
tungsgesetz unterliegt.

Öffentlicher Dienst
ÖTV: Renten­
zahlung bis zu 75%

Die Große Tarifkommission der ÖTV 
hat die Sicherung der 75%igen Zusatz­
versorgung zu einem der tarifpoliti­
schen Schwerpunkte 1981 erklärt. Ar­
beiter und Angestellte des Öffentlichen 
Dienstes erhalten im Rentenfall eine 
Zusatzversorgung, die eine Gesamtren­
te bis zu max. 75% des vorherigen 
Bruttolohnes sichert. Dies war Ergeb­
nis langjähriger Tarifverhandlungen 
zwischen Bundesregierung und ÖTV, 
die 1967 ein neues Tarif- und Satzungs­
recht durchsetzte, das für Arbeiter und 
Angestellte eine beamtenähnliche Ver­
sorgung schuf.

Der Dienstherr muß Arbeiter und 
Angestellte in einer Zusatzversor­
gungskasse (ZVK) versichern. Die Bei­
träge zahlt seit 1971 ausschließlich der 
Dienstherr. Bei Eintritt des Rentenfalls 
hat der Versicherte Anspruch auf Zah­
lungen aus der ZVK, wenn er minde­
stens fünf Jahre dort versichert war. 
Somit setzt sich die Gesamtversorgung 
für einen Rentner aus der gesetzlichen 
Rente und der zusätzlichen Zahlung 
aus der ZVK zusammen. Um die Höhe 
der Zusatzversorgung zu ermitteln, 
wird zuerst der Anspruch auf die Ge­
samtversorgung errechnet. Diese be­
rechnet sich aus dem Durchschnitts­
lohn der letzten drei Arbeitsjahre und 
der Anzahl der Versicherungsjahre. 
Bei 35 Versicherungsjahren in der ZVK 
wird ein Anspruch auf Gesamtversor­
gung von 75% des vorherigen Brutto­
lohnes erreicht.

Da die gesetzliche Rentenversiche­
rung und die Zusatzversorgung unter­
schiedlich dynamisiert werden und bei

Zusammensetzung des Rentenbestandes bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) zum 31.12.79 x

X ohne die Versicherten in kommunalen Zusatzversorgungskassen und den ZVK‘s von Post, Bahn, 
Kirche.

Versichertenrenten
wegen ............................................

Anzahl in% Zahlbetrag 
inTDM

0-Zahl- 
betrag

Berufsunfähigkeit........................ 1700 0,6 773 455
Erwerbsunfähigkeit.................... 27354 9,4 15803 578
Vorgezogenes Altersruhegeld ... 76512 26,3 36404 476
flexibles Altersruhegeld.............. 61197 21,0 33753 552
Vollendung d.65.Lj...................... 124082 42,7 46631 376
Versicherte gesamt...................... 290845 100,0 133364 459

Erhöhung der gesetzlichen Rente die 
Zusatzversorgung nicht gekürzt wird, 
sowie durch das Auseinanderklaffen 
von Brutto- und Nettolohn kann in 
einzelnen Fällen eine ,, Über Versor­
gung“ eintreten. D.h. die Rente ist hö­
her als der letzte Nettolohn. Dies 
nimmt der Dienstherr als Anlaß, gegen 
die bisherigen Vereinbarungen zu het­
zen, um sie dann auch wieder außer 
Kraft setzen zu können. Die ÖTV da­
gegen stellt sich auf den Standpunkt, 
daß eine Gesamtversorgung in Höhe 
des Nettolohnes notwendig ist und daß 
sie die einzelnen Fälle von Überversor­
gung nicht zu verantworten hat. 
,,Durch die ungünstige Entwicklung 
der gesetzlichen Abzüge ist es so, daß 
nicht der Versorgungsrentner zuviel

Lärmzulagen, Kurzerkrankung
F&S-Konzern verzögert Umsetzung 
der neuen MTV-Regelungen

Schweinfurt. Nach über 30 Verhand­
lungen im Zeitraum von drei Jahren 
konnte die IGM den „Verein der Baye­
rischen Metallindustrie“ zur Unter­
schrift unter verschiedene Neuregelun­
gen der Manteltarifverträge zwingen, 
die am 1.1.1981 in Kraft traten. „An­
spruch auf die Lärmzulage von 20 
Pf./Stunde besteht in Arbeitsberei­
chen mit einem Schallpegel von über 85 
dB(A) ... Damit ist ein lange Jahre 
dauernder Streit darüber, ab welchem 
Lärm die Zulage zu bezahlen ist, aus 
der Luft geschafft“.(Tarifnachrichten 
vom 10.11.80) Bei Fichtel & Sachs, 
Werk Schweinfurt, hat bis jetzt noch 
kein Arbeiter die 20 Pf. Lärmzulage 
auf dem Lohnzettel gesehen, bis in die 
Sommermonate hinein wird sich daran 
nichts ändern. Selbst in den bereits als 
Lärmzone anerkannten Werkstätten 
wie in der Stanzerei weigert sich F&S, 
die 20 Pf. zu bezahlen. Erst müßten in 

Rente erhält, sondern der Arbeitneh­
mer zuwenig Nettoentgelt.“

Mit dem 21. Rentenanpassungsge­
setz (RAG) hatte die Bundesregierung 
ursprünglich vor, gleichzeitig mit der 
Einführung des Krankenversicherungs­
beitrages die Zusatzversorgungslei­
stung zu kürzen. Dies hätte eine Min­
derung der Gesamtversorgung um ca. 
15% bedeutet. Dagegen hat sich die 
ÖTV gewandt und auf dem Gewerk­
schaftstag 1980 beschlossen: „Wenn 
man es wagt, ohne tarifvertragliche 
Regelung Rechte und materielle Lei­
stungen abzubauen, müßte das mit Ar­
beitskampf von erheblicher Tragweite 
beantwortet werden.“ Im neuen Ent­
wurf für das RAG wurden die ÖTV- 
Forderungen berücksichtigt.

allen Abteilungen erneute Lärmmes­
sungen durchgeführt werden.

Eine gemeinsame Kommission, an 
der von Seiten des Betriebsrates zwei 
freigestellte und ein Abteilungsbe­
triebsrat teilnehmen, wurde gebildet 
und nimmt die umfangreichen Lärm­
messungen auf. Der Betriebsrat schätzt 
die Lage als äußerst arbeitsintensiv und 
vom Vorstand auf Verzögerung ausge­
richtet ein. Um eine Nachzahlung der 
20 Pf. wird F&S nicht herumkommen, 
zumindest die Zinsen werden sie aber 
einstecken wollen. Die Sache hat ziem­
lichen Streitwert: Im Werk Süd, um 
1970 erbaut, gibt es kaum Zwischen­
wände oder abgetrennte Räume. Um 
die Transportkosten zu senken, sind 
z.B. im Kupplungsnabenbau Stanzen 
und Härteöfen direkt neben Dreh-, 
Bohr- und Fräsmaschinen gestellt wor­
den. Über 90 dB(A) Dauerschallpegel 
wurden hier für Akkordarbeiter an
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6000 t-Presse zum Warmschmieden von Kurbelwellen: Ohrenbetäubender Lärm

Drehmaschinen bei unverbindlichen 
Messungen festgestellt. Absehbar wird 
der F&S-Vorstand die Abgrenzung der 
Lärmzonen in eklige Feilschereien um 
einzelne Arbeiter ausarten lassen wol­
len.

Gemessen wird im Stichprobenver­
fahren, mindestens je 3 Messungen von 
3 bis 5 Minuten Dauer und an drei ver­
schiedenen Punkten in den Abteilun­
gen. Um auch kurzzeitigen und Im­
pulsgeräuschen, d.h., Schallvorgän­
gen, die kürzer als 200 ms andauern, 
und die eine schädigendem Wirkung 
als ein gleichbleibendes Geräusch ha­
ben, gerecht zu werden, werden Im­
puls-Schallpegelmesser (mit Rechner 
und Ausdrucker) verwandt. Bei den 
Impuls-Schallpegelmessern werden 
Spitzenwerte gespeichert und langsam 
abklingen gelassen, entsprechend den 
Vorgängen im menschlichen Gehör. 
Der so ermittelte ,,energie-äquivalente 
Dauerschallpegel“ (siehe MTV) wird 
dadurch erhöht. Die Durchsetzung 
und korrekte Durchführung dieses 
Meßverfahrens durch den Betriebsrat 
ist auch von Bedeutung für zu erfol­
gende Lärmschutzmaßnahmen bzw. 
Verfahren auf Anerkennung von 
Lärmschäden bei Arbeitern.

„Bei einer Erkrankung bis zu drei 
Kalendertagen braucht ein Arbeiter 
keine Arbeitsunfähigkeitsbescheini­
gung mehr vorzulegen, wenn er dem 
Betrieb mindestens fünf Jahre ange­
hört. Damit ist es gegen den zähen Wi­
derstand der Arbeitgeber gelungen, für 
den größten Teil der Arbeiter eine Re­
gelung zu schaffen, wie sie für die An­
gestellten seit eh und je gilt“.(Tarif­
nachrichten, 10.11.1980) Der F&S- 
Vorstand hat in Reaktion darauf neue 
Gemeinheiten ausgeheckt. An alle Be­
schäftigten wurde eine Information 
ausgegeben, in der unter Hinweis auf 
den hohen Krankenstand vor einem 
Mißbrauch der neuen Regelung ge­
warnt wurde. Ein Anrufbeantworter 
beim zentralen Lohn- und Personalbü­

ro wurde installiert. Jede Erkrankung, 
Entschuldigung, jeder Urlaubswunsch 
muß hier gemeldet werden. Konnte 
man früher mit dem Meister verhan­
deln, wird jetzt das Personalbüro nach 
Vergleich mit den Fehlzeiten des Kolle­
gen per Computer entscheiden und so­
fort die Krankenkontrolleure in 
Marsch setzen. 10 Sekunden Zeit läßt 
der Anrufbeantworter. Das reicht für 
Aufsagen von Namen, Personalnum­
mer, zweimaliges tiefes Husten.

Auf die Forderung des Betriebsrates 
nach einer Jahresprämie für 1980 hat 
der Vorstand auf den hohen Kranken­
stand von 9,8% in 1980 und gegenwär­
tig 12,6% verwiesen und mitgeteilt, die 
neue Regelung für Kurzerkrankungen 
würde zu stark ausgenutzt werden.

Fritz Werner
30% „Leistungs­
reserve“ vermutet

Fritz Werner Werkzeugmaschinen in 
Westberlin gehört zur Deutschen Indu­
strieanlagen GmbH (DIAG). Eine Mil­
liarde aus Steuergeldern wurde in den 
vergangenen Jahren an diesen staatli­
chen Anlagen- und Maschinenbaukon­
zern gezahlt - zum Zwecke der „Sa­
nierung“, so Aufsichtsratsvorsitzender 
Dr. Hanns Arndt Vogels (persönlich 
haftender Gesellschafter der Friedrich 
Flick KG). Jetzt konnte DIAG-Be- 
triebsführer Boldt für 1980 erstmals 
wieder ein „leicht positives Jahreser­
gebnis“ verkünden, bei einem Jahres­
umsatz von 630 Mio. DM.

Bei Fritz Werner Werkzeugmaschi­
nen wurden die von der Betriebsfüh­
rung ausgewiesenen Verluste von 1977 
50 Mio. DM auf 1980 23 Mio. DM ge­
senkt. Hier will Betriebsführer Boldt 
vor allem nachsetzen, um spätestens 
1982 auch eine „positive Jahresbilanz“ 
vorweisen zu können. Und Werkleiter 

P. Schulz hat dafür auch einen „Maß­
nahmenkatalog“:

- In der mechanischen Fertigung 
sind zwei neue numerisch gesteuerte 
Bearbeitungscenter aufgebaut worden, 
ein drittes soll in diesem Sommer er­
richtet werden. Die Arbeiter an diesen 
Bearbeitungscentem erhalten 2 DM 
weniger Lohn als an ihren bisherigen 
Arbeitsplätzen, wo sie als Fräser be­
schäftigt waren. Gleichzeitig verkünde­
te JBetriebsführer Schulz eine Lei­
stungssteigerung von 200% durch diese 
Bearbeitungscenter. Die außerdem ge­
plante Einführung einer dritten 
Schicht an diesen Maschinen ist an 
dem Widerstand der Belegschaft bis­
lang gescheitert.

- In der Montage will Schulz den 
Zeitlohn durch die Prämienentlohnung 
ersetzen. Den Ausgangslohn für die 
Prämienberechnung will er dabei auf 
den Tariflohn drücken. Bisher ist die 
Betriebsführung damit nicht durchge­
kommen. Die Belegschaft lehnt die 
Prämienentlohnung ab. Der Betriebs­
rat weigert sich, eine Betriebsvereinba­
rung zu unterzeichnen, solange die Be­
triebsführung nicht den derzeit gezahl­
ten Effektivlohn als Ausgangslohn ga­
rantiert.

- In der mechanischen und elektri­
schen Konstruktion soll das CAD-Bild- 
schirmsystem (computergestütztes 
Konstruieren) eingeführt werden. Be­
triebsführer Schulz verspricht sich da­
durch mittelfristig eine Personalein­
sparung von 50%.

- 1980 wurden der Belegschaft mit 
dem Damoklesschwert der möglichen

800 Beschäftigte von Fritz Werner und 
der DIAG-Hauptverwaltung beteilig­
ten sich am 19.3. an einem Warnstreik 
der IGM im Lohnkampf.

Entlassungen 90000 Überstunden ab­
gepreßt (60000 bei den Arbeitern, 
30000 bei den Angestellten).

Ergebnis: Von 1978 bis heute wurde 
bei einer Verringerung der Belegschaft 
von 1100 auf 900 Beschäftigte die 
,,Werksleistung um 40% gesteigert“, 
so Betriebsführer Schulz. Und für die 
Zukunft vermutet er eine 30%ige 
„Leistungsreserve“, die zu wecken sei.
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Vereinigte Deutsche Studentenschaften
Offene Krise im Dachverband der Studentenvertretungen — 
Wende über Anpacken der beschlossenen Aufgaben möglich
Mit einem Eklat endete die 6. ordentli­
che Mitgliederversammlung der VDS: 
Mit 450 Ja-, 30 Nein- und 250 Enthal­
tungsstimmen verhinderten einige 
JUSO- und die Basisgruppen-ASten 
die Einsetzung eines neuen Vorstan­
des, für dessen Wahl mindestens 462 
Stimmen erforderlich waren. Die Vor­
standsfraktionen der VDS - MSB 
(DKP-Studenten), SHB, JUSOS, LHV 
(FDP-Studenten) - bekamen damit 
einen Denkzettel für ihre nicht nur im 
letzten Jahr betriebene Politik.

Kaum eine der für die Studentenver­
tretungen wichtigen Aufgaben wurde 
vom letzten Vorstand auch nur in An­
griff genommen: Null Aktivitäten zum 
BAFöG. Keine Unterstützung für die 
mit Prozessen überzogenen Heidelber­
ger Studenten. Und finanzielle Unter­
stützung für die in Bayern und Baden- 
Württemberg verbotenen Studenten­
vertretungen erst, als verschiedene 
ASten davon ihre weitere Beitragszah­
lung überhaupt abhängig machten.

Durch den Einsatz der Basisgrup- 
pen-ASten ist es auf dieser MV gelun­
gen, eine Reihe von nützlichen Be­
schlüssen zu fassen. In einer Resolu­
tion zur Wohnungsnot wendet sich die 
MV gegen die Aufspaltung in „Friedli­
che“ und „Gewalttäter“; weiter heißt 
es: „Wir sind der Auffassung, daß die 
Besitzrechte an Wohngebäuden, die 
leerstehen oder von ihren Eigentümern 
nicht mehr instand gehalten werden, 
verwirkt sind.“ Gefordert wird u.a.: 
„Sofortige Freilassung und Amnestie
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für alle in diesem Zusammenhang In­
haftierten! Uneingeschränktes
Demonstrations- und Versammlungs­
recht!“ Die VDS haben das am 28.3. 
stattgefundene Instandbesetzertreffen 
finanziert, ihm 10000 DM für die wei­
tere Arbeit zur Verfügung gestellt und 
den VDS-Rechtshilfefond für Prozesse 

6. o. MV der VDS vom 18. bis 21.3.81. Zu den Delegierten sprachen u.a. Vertre­
ter der neuen polnischen Studentengewerkschft NSZ und der FDR (El Salvador).

gegen Hausbesetzer um 15000 DM 
aufgestockt.

Bezüglich BAFöG unterstützt die 
VDS-MV die Forderungen der GEW

Die BAFöG-Auszahlungen sinken ununterbrochen, 
untere Einkommen sind am stärksten betroffen

In den Sozialerhebungen des Deut­
schen Studentenwerkes sind einige Da­
ten nach Berufsgruppen der Väter der 
einzelnen Studenten aufgegliedert. 
Ordnet man nun jeder Berufsgruppe 
ein typisches Einkommen zu und führt 
eine sehr starke Glättung dieser Durch­
schnittswerte durch, so erhält man ei­
nen Eindruck von der Abhängigkeit 
der Gefördertenquote vom Einkom­
men der Eltern. Die Ergebnisse in den 
beiden Schaubildern zeigen sicher 
nicht exakt die absoluten Verhältnisse. 
Sowohl die relative Entwicklung über 
die Jahre als auch die relativen Ver­
hältnisse innerhalb der Lohnskala sind 
aber hinreichend zur Bewertung der 
wirklichen Lage. Es ergibt sich zu­

nach 750 DM Höchstsatz und 1500 
DM Elternfreibetrag sowie deren Un­
terschriftensammlung. Beschlossen 
wurde: „Die VDS unterstützen die 
GEW dabei, das Ziel von mindestens 
20000 Unterschriften bis zur Übergabe 
an Bundeswissenschaftsminister Eng- 
holm am 1.4.81 zu erreichen. Während 

der BAFöG-Beratung der Bundesregie­
rung im Mai organisiert die VDS mög­
lichst in Zusammenarbeit mit der 
GEW eine öffentliche Aktion in Bonn 

nächst, daß die Förderung von 63 auf 
73 stark zugenommen hat. Seit 73 sinkt 
sie tendenziell und nähert sich langsam 
wieder der Lage von 1963 an. Die Ein­
brüche in der Förderung sind dabei be­
sonders stark im Bereich der Einkom­
men bis etwa 3 500 DM brutto (in Prei­
sen von 1980). In Folge dieser Entwick­
lung hat sich von 76 auf 79 die soziale 
Zusammensetzung der Studenten­
schaft deutlich in Richtung der Ein­
kommen über 4000 DM verschoben 
(ohne Schaubild). Die Regierung plant 
die Einfrierung des BAFöG-Etats, was 
bei steigenden Studentenzahlen, Preis- 
und Nominallohnsteigerungen zu ei­
nem beschleunigten Sinken der realen 
Förderung führen muß.



sowie Protestaktionen an den einzel­
nen Hochschulen.“

Einen Fortschritt bedeuten die Fest­
legungen im Teil ,,Fachhochschulen“ 
des Hauptantrages: „Die VDS unter­
stützen die FH-ASTEN in ihren Be­
strebungen, die Einführung von Pra­
xissemestern zu verhindern und für be­
reits durchgeführte Praxissemester eine 
tarifvertragliche, arbeits- und sozial­
rechtliche Absicherung der Praktikan­
ten in Zusammenarbeit mit dem DGB 
und seinen Einzelgewerkschaften zu 
erreichen.“

Die mit Prozessen konfrontierten 
Heidelberger Studenten sollen unter­
stützt werden u.a. durch Berichterstat­
tung . 2. in vds-Massenpress und 
anderen Publikationsorganen ... (die 
VDS sollen) ... 6. materielle Solidari­
tät mit den Angeklagten und Verurteil­
ten organisieren, wobei angestrebt 
wird, bis zur nächsten vds-MV in einer 
Kampagne mindestens 100000 DM für 
Rechtshilfe zu sammeln.“

Mit diesen Festlegungen wurde im 
wesentlichen die Beschlußlage des Vor­
jahres wiederhergestellt. Auf die mas­
sive Kritik, die sich in den Vorstands­
wahlen äußerte, haben die Vorstands­
fraktionen mit dem Versuch reagiert, 
innerhalb weniger Stunden einige der 
60 nicht angereisten ASten zwecks 
Mehrheitsbildung heranzukarren, so­
wie damit, innerhalb der JUSO-Frak- 
tion, einer „Stacheldrahtfraktion* *, 
wie ein Juso vor der MV beklagte, Mit­
glieder umzudrehen. Die Basisgruppen 
und andere ASten haben daraufhin die 
MV verlassen. Der so mit Ach und 
Krach doch noch gewählte neue VDS- 
Vorstand täte gut daran, bis zu der von 
den Basisgruppen geforderten a.o. MV 
im Herbst die beschlossenen Aufgaben 
anzupacken; der einzige Weg auch, um 
die Einheit im Verband herzustellen.
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Ausländer
Frankfurt für ,,totalen 
Zuwanderungsstopp' ‘

Im „Kommunalpolitischen Situations­
bericht“ vom Februar 1981 „erwog“ 
Frankfurts OB Wallmann (CDU) einen 
„totalen Zuwanderungsstopp für Aus­
länder“, sofern die gegenwärtig 21,2% 
betragende Quote der Ausländer an 
der 630000-Gesamtbevölkerung „sich 
auf 30% zubewegt“. Evangelische und 
Katholische Kirche, die SPD-Stadtver­
ordnetenfraktion bescheinigten Wall­
mann, sein Vorschlag sei „erwägens­
wert“. DGB-Kreisvorsitzender Kiese­
wetter jedoch sah eine „Schweinerei“, 
nicht etwa, weil Wallmann einen Zu­
zugsstopp erwog, sondern weil er ihn 
kurz vor der Kommunalwahl erwog. 
Dies leiste „ohnehin vorhandener An­
tistimmung“ Vorschub.

Diese angebliche Antistimmung wird 
in der bürgerlichen Presse mit Berich­
ten über „Asylantenberge“ und „Sozi­
alhilfemißbrauch“ zu züchten 
versucht. In der Landtagsdebatte über 
das Hessische Asylgesetz führte der un­
verdächtige Nassauer, CDU, dazu aus: 
,,... Zahl der Asylbewerber sprung­
haft angestiegen ist. Waren es 1971 ... 
5400, so waren es 1979 bereits 52000. 
Im Jahr 1980 mit mehr als 100000 
Asylbewerbern zu rechnen ... Gleich­
zeitig hat die Zahl derer, die Asyl er­
halten, nicht nur prozentual, sondern 
auch absolut abgenommen. 1972 wa­
ren es noch 53% der Anträge, die posi­
tiv beschieden wurden, . .. 1979 noch 
7%.“ Das sind 2800 bzw. 2300 tat­
sächliche „Asylanten“. Unklar ist 
auch, wie jemand, der mit seiner Frau 
auf 594 DM Sozialhilfe-Regelsatz an­
gewiesen ist, weil er als „Nicht-EG- 
Ausländer“ im ersten Jahr keine Ar­
beitserlaubnis erhält, mit dieser Sum­
me Mißbrauch treiben soll. Die Recht­
losigkeit der Ausländer, die nach 10 
Jahren BRD-Aufenthalt erst eine un­
befristete Arbeits- und Aufenthaltser­
laubnis beantragen können und bei 
wieder holten Ordnungs Widrigkeiten 
bereits ausgewiesen werden können, ist 
nicht neu.

In Frankfurt beträgt bei 3,2% 
Durchschnittsarbeitslosigkeit der Pro­
zentsatz arbeitsloser ausländischer Ar­
beiter 6%. Landesregierung und Magi­
strat Frankfurt versuchen jetzt, neu 
ankommende Ausländer zu kasernie­
ren. Dazu soll in Schwalbach ein Aus- 
länder-KZ angelegt werden, ähnliche 
Lager bestehen in anderen Gemeinden 
Hessens, die durch das Asylgesetz der 
Landesregierung aus 1980 zur Aufnah­
me „zugewiesener Asylanten“ ver­
pflichtet sind.

Die Kreisdelegiertenkonferenz des 
DGB Frankfurt hat im Oktober 1980

mit verschiedenen Anträgen der Ein­
zelgewerkschaften solchen Vorstößen 
entgegengehalten: „Der zunehmenden 
Gettobildung ... muß durch ein aus­
reichendes Angebot an Wohnungen zu 
erschwinglichen Mieten entgegenge­
wirkt werden“ (ÖTV). ,,... fordern 
den DGB-Landesbezirks- und Bundes­
vorstand auf, ... sich für die Einfüh­
rung des aktiven und passiven Wahl­
rechts für ausländische Arbeitnehmer 
... einzusetzen“ (NGG). ,,... for­
dern die Bundesregierung auf, durch 
sofortige Änderung des Kindergeldge­
setzes die Diskriminierung von auslän­
dischen Arbeitnehmern zu beseitigen 
und gleiche Kindergeldsätze zu 
zahlen“ (DPG). ,,... fordern den 
DGB-Bundesvorstand auf, . .. einzu­
wirken, daß die Erteilung der Arbeits­
erlaubnis unabhängig von der Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
gewährleistet wird, und sich weiterhin 
dafür einzusetzen, daß Arbeitnehmer 
deutscher und ausländischer Nationali­
täten gleichbehandelt werden“ (DPG, 
ÖTV). Eine Initiative „Kommmunal­
wahlrecht für Ausländer“ legte März 
1981 in Frankfurt 100000 Unterschrif­
ten für diese Forderung vor.

MTV Einzelhandel
Kapitalisten: Klein­
betriebe ausklammern

Seit über einem Jahr laufen Verhand­
lungen über den Manteltarif im bayeri­
schen Einzelhandel. Der Manteltarif­
vertrag ist am 31.12.1979 gekündigt 
worden. Die Große Tarifkommission 
hat Forderungen zu folgenden Schwer­
punkten beschlossen:
- Arbeitsverhältnis: Jeder Arbeitsver­
trag bedarf der Schriftform, in der Art 
und Umfang der Tätigkeit, Einsatzort 
und Arbeitsplatz festgelegt sind, eben­
falls die tarifliche Eingruppierung, Ar­
beitszeit und Arbeitszeitlage für Teil­
zeitbeschäftigte, Aufschlüsselung aller 
Bezüge (bisher gibt es gerade für Teil­
zeitbeschäftigte oft keinen Vertrag 
oder die Klausel, daß sie überall einge­
setzt werden können).
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- Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feier­
tagsarbeit: Mehrarbeit ist jede über die 
vereinbarte tägliche Arbeitszeit hinaus­
gehende Arbeitszeit, ebenso für Teil­
zeitbeschäftigte. Die tägliche persönli­
che Arbeitszeit darf maximal an 30 Ta­
gen im Jahr bis zu zwei Stunden ver­
längert werden (AZO). Jede Stunde 
Mehrarbeit ist mit 1 Vz Stunden Frei­
zeit (bisher eine Stunde) bzw. mit 50% 
Zuschlag zu vergüten. Nachtarbeit ist 
die Arbeit zwischen 19 Uhr (bisher 20 
Uhr) und 6 Uhr morgens, Sonn- und 
Feiertagsarbeit die Arbeit zwischen 19 
Uhr vor und 6 Uhr nach einem Sonn- 
und Feiertag. Nacht-, Sonn- und Feier­
tagsarbeit sind grundsätzlich zu ver­
meiden und nur im Notfall durchzu­
führen. Zuschläge von 75% für Nacht­
arbeit (bisher 30%) und 100% für 
Sonntagsarbeit und 200% für Feier­
tagsarbeit sind gefordert, bei Wechsel­
schicht 25% (bisher 10%).
- Teilzeitarbeit: Die tägliche Arbeits­
zeit von Teilzeitbeschäftigten darf vier 
Stunden nicht überschreiten, Verträge

Zahlen für 1979, Quelle: Bayern in Zahlen, 1/81.

Beschäftigte 
je Betrieb

% aller Beschäftigten 
im Einzeih. Bayern

Ibis 2
3 bis 5
6 bis 9
10 und mehr

41636 = 58,3% 
16817 = 23,6%
6760 = 9,5% 
6146 = 8,6%

Durchschnittliche Monatsbruttolöhne
1979 verschiedene Branchen

Chemie 2764 DM
Bau, Steine, Erden 2537 DM
Schuhindustrie 2031 DM
Einzelhandel 1828 DM
(Angestellte. Quelle: Stat. Jahrbuch Bayern)

mit weniger als 20 Wochenstunden 
sind unzulässig. Pro Betrieb darf der 
Anteil der Teilzeitbeschäftigten (im 
Verkauf) 30% der Gesamtzahl der Be­
schäftigten nicht überschreiten. An­
spruch auf alle betrieblichen Leistun­
gen.
- Auszubildende: U.a. volle Fahrtko­
stenerstattung, Übernahme nach der 
Ausbildung bzw. Kündigung drei Mo­
nate vor Ablauf der Ausbildung.
- Kündigungsschutz und Abgruppie­
rungsschutz für ältere Beschäftigte.

Über den hohen Anteil von Teilzeit­
beschäftigten und Lehrlingen im Han­
del und die Beschäftigten in kleineren 
Betrieben bzw. Filialen, die keinen Be­
triebsrat haben, treiben die Kapitali­
sten die verstärkte Arbeitshetze und 
Lohndrückerei voran. Die Forderun­
gen der HBV sind gut geeignet, die La­
ge gerade dieser Beschäftigten zu ver­
bessern und damit die Bedingungen in 
der gesamten Branche. Gerade aus die­
sem Grund sind aber die Verhandlun­
gen auch so zäh und eine Einigung 

nicht in Sicht. Denn gerade bei den 
Forderungskomplexen zur Teilzeitar­
beit und zu den Auszubildenden 
blocken die Kapitalisten ab. Bei den 
Bestimmungen zur Teilzeitarbeit hät­
ten sie gern eine weitere Aufweichung, 
um variable Arbeitszeitsysteme (Abruf 
nach Bedarf) besser einführen zu kön­
nen. Fahrtkostenerstattung für Lehr­
linge wie auch 1980 Urlaubsverlänge- 
rung für Lehrlinge wird abgelehnt.

Gegenwärtig scheint eine Einigung 
nur möglich beim Kündigungs- und 
Abgruppierungsschutz für ältere Be­
schäftigte. Aber auch hier wollen die 
Kapitalisten Beschäftigte in Betrieben 
mit unter 20 Beschäftigten ausklam­
mern. Dem stimmt die HBV jedenfalls 
beim Abgruppierungsschutz nicht zu. 
Beschäftigte, die 55 Jahre alt und 15 
Jahre im Betrieb sind, sollen 1 Vi Jah­
re lang nicht abgruppiert werden dür­
fen (Vorstellung der HBV: 30 Monate) 
und nur noch fristlos kündbar sein. 
Streikfähig sei die HBV im bayeri­
schen Einzelhandel nicht, so S. Kubiak 
(Landesbezirksleiter) auf der Mitglie­
derversammlung in Würzburg im No­
vember 1980. Er forderte die Mitglie­
der auf, die Tarifkommission zu unter­
stützen.

HB V-Betriebsrats wählen
Forderungen in der 
Tarif bewegung

Im Organisationsbereich der Gewerk­
schaft Handel, Banken und Versiche­
rungen laufen die Betriebsratswahlen 
(1.3.-30.5.) parallel zu den Lohnbe­
wegungen in den großen Fachsparten 
Einzelhandel, Großhandel, Banken 
und privates Versicherungsgewerbe. 
Am 27.3. beginnen als letzte in der Fol­
ge der Tarifverhandlungen die für das 
private Versicherungsgewerbe. Im 
April sind die Wahltermine der großen 
Belegschaften. Immerhin rd. 30000 
Betriebsräte von insgesamt 250000 
werden im HBV-Bereich gewählt. Die 
Bewegung des Aufbaus neuer Betriebs­
räte, die 1978 viel Schwung bekommen 
hat, steigert sich noch. Fanden ’78 in 
5300 Betrieben Wahlen zu 26300 Be­
triebsräten statt, so sind diesmal rd. 
15% mehr Belegschaften beteiligt, 
nämlich über 6000. Doch so erfreulich 
das ist: Von den etwa 4 Mio. Beschäf­
tigten im privaten Dienstleistungsbe­
reich sind nur etwa 1 Mio. wahlberech­
tigt im Sinne des BetrVerfG. Drei Vier­
tel sind von der minimalsten Interes­
senvertretung ausgeschlossen, weil sie 
entweder zersplittert in Kleinbetrieben 
arbeiten oder aber die Geschäftsleitung 
die Errichtung eines Betriebsrates bis­
lang hat verhindern können.

Die HBV geht sicherlich gut vorbe- , 
reitet im Vergleich zu früher in die

Auseinandersetzung um die Betriebsrä­
te. Ausdrücklich soll die Verbindung 
zum Tarifkampf in den Betrieben bis 
hin zu außerordentlichen Betriebsver­
sammlungen, ,»aktiver Pause“ und 
ähnlichen Aktionsformen hergestellt 
werden. Inhaltlich hat die HBV fünf 
Problemkreise festgelegt, zu denen die 
Gewerkschaftsforderungen propagiert 
werden sollen:

1. ,,Rationalisierung“, mit den Ge­
sichtspunkten Arbeitsplatzvernich­
tung, Einkommensverlust, Leistungs­
verdichtung, Dequalifizierung und Ab­
gruppierung

2. ,,Tarifpolitik“, wobei neben dem 
aktuellen Lohntarif der Rationalisie­
rungsschutz in den einzelnen Bereichen 
zur Tarifierung ansteht, die Kapitali­
sten Verhandlungen aber verweigern.

3. ,,Betriebliche Sozialpolitik“ mit 
dem Schwerpunkt der betrieblichen 
Altersversorgung.

4. ,,Frauen“, wo die HBV sich ge­
gen die Schaffung von Teilzeit-Arbeits­
plätzen wendet. ,,Es (ist) notwendig, 
die Arbeitszeiten für Männer und 
Frauen zu verkürzen und genügend 
Einrichtungen bereitzustellen, um die 
Familien zu entlasten .. . Teilzeitarbeit 
muß generell in die Sozialversicherung 
und die Tarifpolitik einbezogen wer­
den.“ (,,Argumente, Aktionen, Mate­
rialien“ des HV der HBV)

5. ,,Jugend“, vor allem die Beurtei­
lungssysteme. Praktisch nutzen die 
Kandidaten der HBV ihre Möglichkei­
ten, während der Arbeitszeit Wahl­
kampf zu machen, aus, indem sie die 
,,Tarifinformationen“ des HV, die 
bisher viermal erschienen sind, verbrei­
ten und die von einzelnen Betriebs­
gruppen verfaßten betrieblichen Flug­
blätter. Auf der Auftaktsveranstal­
tung zu den Betriebsratswahlen des 
Landesbezirks NRW am 14.2. berich­
tete eine Kollegin von der Betriebs­
gruppe der HBV bei der DKV/Köln ' 
über den jahrelangen Aufbau der Ge­
werkschaft im Betrieb und ihre Be­
triebsarbeit. Im ,,Ausblick“, der Zei­
tung der HBV, läuft seit Anfang ’81 ei­
ne entsprechende Artikelserie.

In den letzten Wahlen erreichte die 
HBV 13987 Sitze, die konkurrierende 
DAG 3405 und unorganisierte Kandi­
daten 8276. Die HBV hat im letzten 
Jahr 17292 neue Mitglieder organi­
siert, in den letzten Jahren 94205, und 
einen Stand von derzeit 351328 er­
reicht. Der enorme Mitgliederzuwachs 
muß sich nicht unmittelbar in einem 
entsprechend deutlichen Wahlsieg nie­
derschlagen, wie auch die ersten Ergeb­
nisse andeuten. Ein Grund dafür ist 
bestimmt die Tatsache, daß die HBV 
selber mehr als jede andere DGB-Ge­
werkschaft in mehr als hundert Tarif­
fachgruppen und -gebiete aufgegliedert 
ist und eine Konzentration und Verein­
heitlichung der Organisationskraft 
schwerfällt.
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Nürnberg: Demonstration Nürnberger Schüler am 13.3. — Pressekonferenz der Staatsanwaltschaft und des Polizeipräsi­
denten Kraus

Bayern/Baden- Württemberg
Strauß und Späth proben „Neuen Kurs“ der CDU/CSU — 
abgekarteter, aber weitreichender Vorstoß der Reaktion

Ein christlich-

28.2. Rückmarsch der über 50000 Teil­
nehmer an der Demonstration gegen 
das Kernkraftwerk Brokdorf. Wäh­
rend in den ersten Kommentaren des 
Fernsehens noch von „Erleichterung“ 
und „Zufriedenheit“ im Lager der 
bürgerlichen Parteien und der Regie­
rung die Rede ist und der Bundesver­
band der Bürgerinitiativen einen 
„grandiosen Erfolg“ zu vermelden 
versucht, haben fachkundige Kreise 
der Reaktion längst Lunte gerochen. 
In den späten Abendstunden erschei­
nen ,Bild* und ,Welt am Sonntag4 mit 
den Schlagzeilen: „Schlacht um Brok­
dorf - der Sturm der 100000“ und 
„Polizisten brannten wie Fackeln“. 
Selbige Polizisten erscheinen am 
Aschermittwoch, vier Tage später, gut 
gelöscht und wohlverpackt in der Rede 
von Strauß in Passau, diesmal als Ob­
jekte rechtsstaatlicher Schutzaufgaben 
gegen Demonstranten. Am Sonntag 
und Montag läßt Stoltenberg an ei­
nem Tischchen vor den Fernsehkame­
ras Abgründe von Gewalt auftun. Bis 

Mittwoch hatten dann Stoltenberg, 
Kohl, Strauß und Späth den „Neuen 
Kurs“ soweit vorpräpariert, daß aus 
dem DemonstrationsrecÄr das 
Demonstrationssrra/?ec/zr und aus ih­
rer Forderung nach Einschränkung des 
Demonstrationsrechts die Ausweitung 
des Demonstrationsstrafrechts gewor­
den war. Schutz des Staates zur Siche­
rung der Freiheit sollte die Brücke wer­
den, auf der sich später auch die Libe­
ralen wieder vereinnahmen ließen, de­
ren zwischenzeitliches Verprellen so-

... demokratischer
wohl eingeplant wie unvermeidlich 
war.

Die Aschermittwochrede von Strauß 
und Lothar Späths Ankündigungen 
vom „harten Durchgreifen“ trieften 
von der Absicht, eine noch unerfahre­
ne Bewegung unter der Jugend durch 
fortschreitende Provokationen von ih­
ren Anliegen abzubringen und durch 
staatshoheitliche Züchtigung niederzu­
machen, noch bevor sie sich etwa auf 
Forderungen einigen oder gar mit der 
Gewerkschaftsbewegung verbinden 
könnte.

Bis spätestens Mittwoch, den 4.3., 
sind die notwendigen Vorbereitungen 
und Absprachen für den „Neuen 
Kurs“ in Anwendung getroffen. In­
nenminister Baum wird in Stuttgart 
über das Nötige unterrichtet.

Zu finden waren rechtsverstößliche 
Ansammlungen von Jugendlichen, die 
ihren Grund nicht im Mangel an 
Wohnraum haben sollten, damit 
Strauß und Späth nicht gleich die gan­
ze Bewegung gegen die Unterversor- 
gung mit Wohnraum auf den Hals be­
kämen. Sie waren schon lange gefun­
den: der Schwarzwaldhof in Freiburg, 
ein besetzter Gebäudekomplex, der 
teilweise als Wohnraum, vor allem 
aber als Kulturzentrum benutzt wurde, 
und das „KOMM“ in Nürnberg, ein 
nach langen Auseinandersetzungen mit 
der Stadt genehmigtes und finanziell 
unterstütztes Jugend- und Kulturzen­
trum.

Am Donnerstag, dem 5.3., fahren 
gegen 20.00 h die ersten Mannschafts­
wagen vor dem KOMM auf. (Die baye­
rische Polizei ist unter Landes-CSU-

. . . Ministerpräsident
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Führung, im Stadtrat Nürnberg hat die 
SPD die Mehrheit). Als danach in der 
Stadt einige Scheiben zu Bruch gehen, 
wird das KOMM umstellt, die über 140 
Besucher werden wegen ,,dringen den 
Tatverdachts“ festgenommen, Haft­
richtern vorgeführt und nach richterli­
cher Abzeichnung von kopierten Haft­
befehlen in Untersuchungshaft ge­
steckt. Die CSU-Landesregierung wen­
det ,, streng rechtsstaatlich“ einen 
Grundsatz an, der seine technischen 
Grenzen nur im Fassungsvermögen 
von Gefängnissen und zweckentspre­
chenden Lagern findet.

In Baden-Württemberg muß Späth 
einen kleinen rechtlichen Umweg ge­
hen. Er führt über das Regierungsprä­
sidium Freiburg. An besagtem Don­
nerstag erläßt das Regierungspräsidi­
um Freiburg eine Dienstanweisung an 
die Ortspolizeibehörde Freiburg nach 
nächtlichen Durchsuchungen und 70 
Festnahmen im Schwarzwaldhof. Die 
Ortspolizeibehörde solle „bis späte­
stens 6. März 12.00 ... insbesondere 
die notwendigen polizeilichen Verfü­
gungen erlassen“. Die Ortspolizeibe­
hörde tut wie geheißen, sie verordnet, 
daß niemand den Schwarzwaldhof zu 
betreten hätte, und fordert dann die 
schon wartenden 6000 Mann Landes­
polizeitruppen an (zu den Einzelheiten 
s. Pol. Ber. 6/81). Demonstrationen 
finden in Freiburg, Nürnberg und vie­
len Städten der BRD statt, und auch 
Hausbesetzungen.

Jedenfalls, der „Neue Kurs“ zeitigt 
Folgen, die Tandler am 11.3. im baye­
rischen Landtag verallgemeinert zur 
Forderung nach Gummigeschossen 
und Brechmitteln gegen Demonstran­
ten und zur zwingenden Erkenntnis: 
„Es kann auch Situationen geben, in

Demonstration in Freiburg am 13.3. 20000 beteiligen sich. Aufgerufen hatte die 
Aktionseinheit „Für Freigabe des Schwarzwaldhofes als Wohnraum und Kultur­
zentrum“

denen auch der Schußwaffengebrauch 
zur Diskussion stehen muß.“ Am 13. 
fordert der bayerische Justizminister 
Hillermeier im Bundesrat die Beibehal­
tung und schärfere Anwendung der § 
88a und 130a.

Am Dienstag, dem 17., setzt der 
Freiburger Stadtrat seine von OB Kei- 
del wegen Tumult abgebrochene Sit­
zung fort und beschließt den Abriß des 
Schwarzwaldhofes, dafür sollen an­
geblich Räumlichkeiten für ein Kultur­
zentrum zur Verfügung gestellt wer­
den. Die Aktionseinheit hat über 6000 
Unterschriften eingereicht, die not­
wendig sind, um eine Bürgerversamm­
lung zu erreichen. In dem Maße, wie 
die Aktionseinheit die Parlamentsposi­
tionen der Grünen und Bunten im 
Stadtrat nutzt, sinnen CDU, FDP und 
der SPD-Oberbürgermeister auf ihre 
Entfernung. Schon hat Keidel in Um­
lauf gesetzt, man wisse ja aus Heidel­
berg, wie solche Leute zu entfernen sei­
en. Dort war 1975 Helga Rosenbaum 

als Gemeinderätin des KBW ausge­
schlossen worden, die gegenwärtig be­
reits seit über einem Jahr wegen Ver­
stößen gegen die Gemeindeordnung in 
Haft ist.

In Bayern kann sich die SPD zwar 
an die Spitze der Kritik an „Justiz- ( 
Skandalen“ stellen, die es freilich gibt, 
aber in ersten gewerkschaftlichen Er­
klärungen des DGB-Landesbezirksvor­
standes und des Ortsvorstandes Mün­
chen der HBV werden die Ziele der 
Landesregierung angegriffen und eine 
Änderung der Wohnungspolitik gefor­
dert. In München bereitet eine Ak­
tionseinheit von ca. 20 Organisationen 
für den 4.4. eine Demonstration gegen 
die Politik der bayerischen Landesre­
gierung vor. In Freiburg hat die Ak­
tionseinheit für Freigabe'des Schwarz­
waldhofes über die Stadträte der Grü­
nen und Bunten für den 11.4. die 
Überlassung der Stadthalle für eine 
Großveranstaltung durchsetzen kön­
nen.

,Besitzrechte bei leerstehen­
den Wohnungen verwirkt4

Die nachfolgenden Zitate wurden einer 
Erklärung der Aktionseinheit, die sich in 
Freiburg für die Rückgabe des Schwarz­
waldhofes und seine Nutzung als Wohn­
raum und Kulturzentrum einsetzt, ent­
nommen, die am Samstag, den 14.3. am 
Tag nach der Demonstration der 20000 
beschlossen wurde.
„Wir erklären eindeutig: Wer auf die Iso­
lierung eines angeblich ge walt wütigen, ra­
dikalen Kerns spekuliert, wer glaubt, uns 
spalten zu können in Gewaltfreie und Ge­
walttätige, der muß wissen, daß uns die 
Verfolgung einheitlicher Ziele und die 
Durchsetzung konkreter Forderungen ge­
eint hat trotz unterschiedlicher Grund­
auffassungen. Deshalb kann nur die Er­
füllung unserer Forderungen „Entspan­
nung“ bringen. (...) Wir unterstützen 
die Besetzer des Schwarzwaldhofes und 
kämpfen jetzt weiter gemeinsam mit ih­
nen für die Rückgabe des Schwarzwald­
hofes als Wohnraum und Kulturzentrum, 
weil für viele junge Menschen angemesse­

ner Wohnraum unerschwinglich ist, weil 
insbesondere die Jugend bei der Entfaltung 
ihrer Kultur und ihrer Art des Lebens durch 
staatliche, kirchliche und andere Bevor­
mundung gegängelt und unterdrückt wird. 
Wir sind der Auffassung, daß (auch nach 
Art. 14, Abs. 2 GG) die Besitzrechte an 
Wohngebäuden, die leerstehen, oder von 
ihren Besitzern nicht mehr instandgehalten 
werden, verwirkt sind. Solche Gebäude sind 
der Verfügung und Nutzung derjenigen zu 
überlassen, die sich zu ihrer Instandhaltung 
verpflichtet haben und sie in eigener Regie 
und Verantwortung zur Nutzung übernom­
men haben. Wir fordern die Übernahme 
des Schwarzwaldhofes durch die Stadt und 
die Freigabe an seine Bewohner zur eigen­
ständigen Nutzung.“
Der Aktionseinheit gehören an:
Aus dem Schwarzwaldhof: Bewohner des 
Schwarzwaldhofes / Kulturgruppe / Thea­
tergruppe / Lebensmittel COOP / Autore­
paraturwerkstatt / Schreinerei und Glaserei 
/ Kinderladen / Gaststätte Pflasterstein / 
Cafe / Mocambo / Musikgruppen: Lilalu- 
cha, Soldiers of Fortüne, UK Hitsville.
Projekte: Druckerei Grün / Druckerei 
Bundschuh / Buchhandlung Hecker / 
Buchhandlung Jos Fritz / Fabrik / Gruppe

Gras Offenburg / das Lager im Grün / 
Netzwerk / Radio Verte Fessenheim / 
Medienwerkstatt Freiburg / Reichsadler / 1
Stadtzeitung.
Studentengruppen und Fachschaften: u- 
AStA / GEW-Hochschulgruppe / Libera­
ler Hochschulverband / Kommunistische 
Hochschulgruppe / Marxistischer Stu­
dentenbund / Sozialistischer Hochschul­
bund / die Fachschaftsräte Physik, Völ­
kerkunde, Politik, Romanistik, Geschich­
te, Geologie, Musikwissenschaft, Geogra­
phie, Klinik, Vorklinik, Jura, Basisgrup­
pe Soziologie.
Organisationen und Parteien: Aktion 
Dritte Welt / Badischer Mieterring / 
Bund Westdeutscher Kommunisten / 
Bunte Liste / Deutsche Kommunistische 
Partei / Frauenzentrum / Gewaltfreie 
Aktion / Gruppe Internationaler Marxi­
sten / Die GRÜNEN / Initiative für ein 
sozialistisches Forum / Jungdemokraten 
/ Kommunistischer Bund / Kommunisti­
scher Bund Westdeutschland / Kulturö­
kologische Bewegung / Marxistisch-Rei- 
chistische Initiative / Sozialistische Deut­
sche Arbeiterjugend / Vereinigung der 
Verfolgten des Nazi-Regimes - Bund der 
Antifaschisten / Was wir wollen.
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Stichwort

1919 Weimarer Reichsverfas­
sung
Im Abschnitt „Das Gemein­
schaftsleben“ heißt es zum 
Versammlungsrecht

„/irz. 123: Alle Deutschen ho­
nen das Recht, sich ohne An­
meldung oder besondere Er­
laubnis friedlich und unbe­
waffnet zu versammeln.
Versammlungen unter freiem 
Himmel können durch 
Reichsgesetz anmeldepfliehtig 
gemacht und bei unmittelba­
rer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit verboten werden/'

Durch die Faschisten wurde 
dieses schon eingeschränkte 
Recht bereits im Februar 1933 
per Notverordnung außer

1933 Verordnung des Reichs­
präsidenten zum Schutz von 
Volk und Staat
,,AuJ Grund des Artikels 48 
Abs. 2 der Reichsverfassung 
wird zur Abwehr kommuni­
stischer staatsgefährdender 
Gewaltakte folgendes verord­
net:
§ 1 Die Artikel ... 123 .. . 
der Verfassung des Deutschen 
Reiches werden bis auf weite­
res außer Kraft gesetzt. Es 
sind daher Beschränkungen 

des Vereins-und Ver­
sammlungsrechts ... auch 
außerhalb der sonst hierfür 
bestimmten gesetzlichen 
Grenzen zulässig/'

Im Grundgesetz für die BRD
’ ^wurde das Versammlungsrecht 

in direkter Folge der Weimarer 
Verfassung so bestimmt:

1949 Grundgesetz für die Bun­
desrepublik Deutschland
Art. 8 (Versammlungsfrei­
heit). Alle Deutschen haben 
das Recht, sich ohne Anmel­
dung oder Erlaubnis friedlich 
und ohne Waffen zu versam­
meln.
Für Versammlungen unter 
freiem Himmel kann dieses 
Recht durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes be­
schränkt werdend"

Mit dem Versammlungsgesetz 
vom Juli 1953 hat sich die 
westdeutsche Bourgeoisie die­
ses „beschränkende Gesetz“ 
geschaffen.
Wer dieses Recht nach dem 
Gesetz haben soll und wer 
nicht wird gleich in § 1 festge­
legt.

Demonstrationsrecht

1953 Versammlungsgesetz

l

„ § 7 Jedermann hat das 
Recht, öffentliche Versamm­
lungen und Auf zöge zu veran­
stalten und an solchen Veran­
staltungen teilzunehmen. 
Dieses Recht hat nicht,
1. wer das Gründrecht der 
Versammlungsfreiheit gemäß 
Artikel 18 des Grundgesetzes 
(Verwirkung von Grundrech­
ten) verwirkt hat,
2. wer mit der Durchführung 
oder Teilnahme an einer sol- 
chen Veranstaltimg die Ziele 
einer nach Art. 21 zlZzs. 2 des 
GG durch das Bundesverfas- 
snngsgencht für verfassungs­
widrig erklärten Partei oder 
Teil-oder Ersatzorganisation 
einer Partei fördern will.
3. eine Partei, die nach An.
21 Abs. 2 des GG durch das 
Bundesverfassungsgericht für 
verfassu ngs widrig erk lärt
worden ist, oder.
4. eine Vereinigung, die nach 
Artikel 9 Abs. 2 des GG ver­
boten ist."

Metallarbeiterstreik 1954

1974 Gesetz zum Schutze des 
Gemeinschaftsfriedens
Auf Initiative von Bundesrat 
und CDU/CSU werden weite­
re Verschärfungen diskutiert 
und z.T. beschlossen, insbe­
sondere für das „Vorfeld“, 
die §§ 88a und 130a.
Im Entwurf der CDU/CSU- 
Fraktion heißt es unter dem 
Punkt „Lösung“ dazu:

: „...ist jedoch auch der Ge­
setzgeber aufgerufen, durch 
Verbesserung von Strafvor­
schriften der Polizei, den 
Strafverfolgungsbehörden und 
den Gerichten ausreichende 
Handhaben zur Bekämpfung

• solcher gewaltsamer Übergrif- 
; fe zu geben. Im Strafgesetz- 
! buch sollen der zu weitgehend 
; liberalisierte Tatbestand des
; Landfriedensbruchs und der
• Tatbestand der Androhung 
I von Straftaten ergänzt

werden.“

Polizeibrutalitäten gegen Stu­
denten 1973

Die CDU/CSU-Fraktion ver­
sucht hartnäckig ihre Vorstel­
lungen zum Demonstrations­
recht durchzusetzen und bringt 
Gesetzentwürfe ein.

26. April 1977 - Gesetzent­
wurf der CDU/CSU-Fraktion
„Artikel 4 ,
... 5. Nach § 22 wird folgen­
de Vorschrift ein gefügt: Wer 
Öffentlich, in einer Versamm­
lung oder durch Verbreiten 
von Schriften, Ton- und Bild­
trägern, Abbildungen und an­
deren Darstellungen zur Teil­
nahme an einer öffentlichen 
Versammlung oder einem 
.4 ufzug auffordert, deren 
Durchführung verboten oder 
durch vollziehbares Verbot 
untersagt ist, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft/'
„Begründung: ...Der Ent- 

i wurf sieht daher eine Abände- 
i rung des § 125 StGB dahinge- 
, hend vor, daß auch derjenige 
i mit Strafe bedroht wird, der 
! sich nicht aus einer Menge ent­

fernt, aus der heraus mit ver- 
I einten Kräften Gewalttätigkei- 
! ten begangen werden oder der 
i sich einer solchen unfriedli- 
! chen Menschenmenge an­

schließt. Diese Strafandro-
• hung soll erreichen, daß die 

nichtgewalttätigen Demon- 
' stranten oder Neugierige sich 
I entfernen, um so den Gewalt- 
i tätern die Abschirmung un­

möglich zu machen ...“ 
I (CDU/CSU-Fraktion)

5. Oktober 1977 - Gesetzent­
wurf der CDU/CSU-Fraktion
„/Irdfod 5
§ 2 Abs. 3 erhält folgende 
Fassung:

' (3) Niemand darf in einer öf-^ 
fentlichen Versammlung oder 
einem Aufzug
1. Waffen bei sich tragen, es 
sei denn, daß er zum Erschei­
nen mit Waffen behördlich 
ermächtigt ist;
2. sonstige Gegenstände, die 
dazu geeignet und bestimmt

sind, zu GewaZ/W/gArew? ge- 
gen Personen oder Sae/re« 
venvezzde/ werden oder vor 
der Anwendung unmittelba­
ren Zwangs durch die Polizei 
zu schützen, mit sich zu füh- 
rci;., ,.j. steh maskieren oder sonst 
unkenntlich zu /zzoc/tezr es sez 
denn, daß die zuständige Be­
hörde dies zugelassen hat, 
weil ein friedlicher .4 ödzu/ der 
Keroziyze/zzzzg ge vvo/zr/eZsve; 
/5L “

Das verabschiedete Gesetz ist 
durch die Zielsetzungen der 
CDU/CSU-Fraktion geprägt.

25.Sept. 1978 — Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über 
Versammlungen und Aufzüge
„.4r/^e/ 1
... ö. In § 14 A bs. 1 werden 
vor dem Wort ,anzumelden 
die Worte, ,unter Angabe des 
Gegenstandes der Versamm­
lung.oder des Aufzugs' emge- 
fügt.
6. § L5 zi&s. 1 erhält folgende 
Fassung:
,(I) Die zuständige Behörde 
kann die Versammlung oder 
den Aufzug verbieten oder 
von bestimmten Auflagen ab­
hängig machen, wenn nach 
den zur Zeit des Erlasses der 
Verfügung erkennbaren Um­
ständen die öffentliche Si­
cherheit oder Ordnung bei 
Durchführung der Versamm­
lung oder des Aufzuges un­
mittelbar gefährdet ist/ “

CDU/CSU machen einen wei­
teren Vorstoß

11. März 1981 - Bayerischer 
Landtag
,,. . .Daher müssen die gesetz­
lichen Vorschriften so umge­
staltet werden, daß auch dieje- 

. nigen bestraft werden können, 
I die sich einer ersichtlich ge­

walttätigen Zusammenrottung 
anschließen oder sich daraus 
nicht entfernen, und die auf 
diese Weise die Gewalttätigkeit 
der Menge fördern ...“(Ju­
stizminister K. Hillermeier)

i Knüppelüberfall 1981
: Gesetzestexte bis 1949 aus ..Texte zur deut­

schen Verfassungsgeschichte", bis 1981 air 
Bundestagsdrucksachen



Internationale Nachrichten

GB: „Letzte Chance“ 
der Regierung

Drastische Erhöhungen be­
schloß die britische Regierung 
in ihrem diesjährigen Haus­
halt, dem Budget. Am 10. 
März, dem Budget-Day, traten 
folgende Steuererhöhungen in 
Kraft: Benzin 25 Pf. je Liter, 
Alkohol 40 Pf. mehr pro Liter 
Bier, 50 Pf. je Flasche Wein 
und 3 DM je Flasche Whisky, 
Tabak 60 Pf. je 20er Schachtel 
Zigaretten. Die Autosteuer 
wurde von 300 DM auf 350 
DM im Jahr erhöht. Trotz ei­
ner großangekündigten einma­
ligen Sondersteuer auf die ho­
hen Zinsgewinne der Banken 
enthält der Haushalt anson­
sten für die Kapitalisten nur 
Zugeständnisse. U.a. senkte 
die Regierung die Strompreise 
und versprach ein Einfrieren 
der Gaspreise für Großkun­
den. Außerdem wird die Kör­
perschaftssteuer gesenkt. In 
der Tory-Partei gibt es eine of­
fene Revolte gegen diesen 
Haushalt, die Presse bezeich­
net ihn als ,,letzte Chance der 
Regierung Thatcher“. Bei der 
Abstimmung über die Erhö­
hung der Benzinsteuer enthiel­
ten sich so viele Tory-Abge­
ordnete bzw. stimmten gegen 
ihre eigene Regierung, daß de­
ren Mehrheit von mehr als 40 
auf 14 Stimmen zusammen­
schrumpfte. Ein Tory-Abge­
ordneter gab wegen des Haus-

IMB fördert Gewerk­
schaftsaufbau in Asien 
Mit der vor kurzem in Djakar- 
ta (Indonesien) durchgeführ­
ten Asien-Konferenz, geleitet 
von dem japanischen Metall­
gewerkschaftsvorsitzenden Mi- 
yata (Bild), hat der Internatio­
nale Metallgewerkschaftsbund 
(IMB) seine Anstrengungen 
um die internationale Gewerk­
schaftseinheit verstärkt. Maß­
regelung von Gewerkschaf­
tern, Behinderung der Ge­
werkschaftsarbeit und Gleich­
gültigkeit gegenüber der natio­
nalen Wirtschaftsentwicklung 
in den Entwicklungsländern 
Asiens warf die Konferenz den 
imperialistischen Kapitalinve­
storen vor. Investitionsschwer­

haltes seinen Übertritt in die 
neue Sozialdemokratische Par­
tei bekannt.

Streik brasiliani­
scher Polizisten

Seit dem 12. März streiken die 
Polizisten in Salvador, einer 
Stadt in der nordbrasiliani­
schen Provinz Bahia. Sie for­
dern einen Inflationsausgleich 
für ihre Gehälter und eine An­
passung der Löhne an den 
Sold der bewaffneten Streit­
kräfte. Das würde eine Erhö­
hung der Gehälter um nahezu 
das Dreifache bedeuten. Fast 
10000 Polizisten sind an den 

punkte sind die sog. Exportzo­
nen, wo Steuer- und Zollfrei­

heit sowie die polizeiliche Ver­
folgung jeder Gewerkschafts­
aktivität locken; gegenwärtig 
gibt es in Asien 70 Exportzo-

Auseinandersetzungen betei­
ligt. Der Gouverneur der Pro­
vinz wies ihre Forderungen zu­
rück und setzte Soldaten aller 
Waffengattungen ein, um den 
Streik zu brechen. Bei Ausein­
andersetzungen mit den Streit­
kräften kamen zwei Polizisten 
ums Leben.

EG gegen Selbstbe­
stimmungsrecht

Bei Stimmenthaltung von So­
zialisten, Kommunisten und 
einigen Christdemokraten hat 
das Europaparlament am 12. 
März Marokkos Krieg gegen 
die Unabhängigkeit der Demo- 

nen. Niedriglöhne und zuneh­
mend berufserfahrene Arbeits­
kräfte ermöglichen äußerst 
niedrige Produktionskosten. 
Nach einer IMB-Erhebung lie­
gen die Stundenlöhne in Indien 
bei 0,2 $, in Indonesien bei 
0,47 $, in Südkorea bei 0,82 $, 
in Malaysia bei 0,65 $ und in 
Singapur bei 1,04 $ (USA: 5,4 
$). - Die Konferenz stellte 
fest, daß ,, die rasch zuneh­
menden Produktionsanlagen 
in Entwicklungsländern Asiens 
eine Grundlage für konzen­
trierte Organisationsarbeit der 
Gewerkschaften . . . bilden.“ 
Die Zusammenarbeit der Me­
tallgewerkschaften soll die ge­
werkschaftliche Organisierung 
und den Abschluß von Tarif­
verträgen in Asien fördern.

kratischen Arabischen Repu­
blik (DARS) unterstützt. Ent­
gegen UNO-, OAU- und 
Blockfreien-Beschlüssen, die 
das Selbstbestimmungsrecht 
des saharauischen Volkes be­
kräftigt haben, behauptet die 
EG-Resolution, die Nationali­
tät der Bevölkerung der DARS 
sei nicht festgestellt. Drohend 
wird Algerien aufgefordert, 
sein Territorium nicht mehr 
für bewaffnete Angriffe auf 
Marokko zur Verfügung zu 
stellen. Die saharauische Na­
tionalversammlung hat den 
Beschluß verurteilt. Die Alge­
rienreise der Präsidentin des 
Europaparlaments Veil wird 
wahrscheinlich platzen.

Zimbabwe: Konferenz über Aufbauhilfe
1 Mrd. $ von den westlichen 
Imperialisten hatten die USA 
anläßlich der Londoner Rho­
desien-Konferenz 1979 zuge­
sagt, um die Patriotische Front 
Zimbabwes zu verpflichten, 
statt der entschädigungslosen 
Enteignung die weißen Land­
räuber nach der Unabhängig­
keit des Landes auszukaufen. 
5 200 weiße Siedler besitzen die 
fruchtbarsten Ländereien Zim­
babwes und kontrollieren die 
Agrarproduktion, während 
650000 schwarze Bauernfami­

28

lien in den unfruchtbaren 
Stammesgebieten sich kaum 
selbst ernähren können. Ge­
zahlt haben die Imperialisten 
bislang so gut wie nichts und 
damit die überfällige Landre­
form - grundlegend für die 
wirtschaftliche Unabhängig­
keit des Landes - sabotiert (s. 
Pol. Ber. 3/81). Am 23.3. er­
öffnete Robert Mugabe, Mini­
sterpräsident von Zimbabwe 
(Bild: in der UNO), eine fünf­
tägige Konferenz über Wirt­
schafts- und Finanzhilfe für

Zimbabwe, die 2 Mrd. $ für 
die Landreform und andere im 
Wirtschaftsprogramm der Re­
gierung vorgesehene Aufbau­
aufgaben erbringen soll. Teil­
nehmer sind 44 Staaten, dar­
unter die westlichen Imperiali­
sten und die VR China, UNO- 
Organisationen und Banken. 
Die SU ist der Einladung nicht 
gefolgt. Bislang haben die 
westlichen Imperialisten 750 
Mio. $ zugesagt. „Eine Weige­
rung der internationalen Ge­
meinschaft, Zimbabwe bei sei­
nem Umsiedlungs-, Wieder­
aufbau-, Landentwicklungs­
und Ausbildungsprogramm zu 
helfen, würde die bösartigen 
Absichten des Apartheid-Regi­
mes in Südafrika unterstützen, 
unsere Wirtschaft zu ruinieren 
und unser politisches System 
zu destabilisieren,“ erklärte 
Mugabe. In den Monaten vor­
her hatte er wie auch andere 
Regierungsmitglieder ange­
kündigt, bei einem Ausbleiben 
der Hilfe sei die Enteignung 
der weißen Siedler unumgäng­
lich.

Mauretanien: 
Putsch vereitelt

Am 14.3. drohte der marokka- , 
nische Außenminister dem 
Nachbarstaat Mauretanien: 
„Wir werden nicht mit ver­
schränkten Armen zuschauen, 
wenn von mauretanischem 
Territorium aus Angriffe ge­
führt werden.“ Zwei Tage spä­
ter versuchte ein bewaffnetes 
Kommando, den mauretani­
schen Staatschef Ould Haidal- 
la zu ermorden. Die Armee 
konnte den Putschversuch er­
sticken. Ermittlungen ergaben, 
daß das Kommando in einer 
marokkanischen Militärbasis 
trainiert worden und über Pa­
ris und Senegal eingereist war. 
Seit Abschluß eines Friedens­
vertrages zwischen Maureta­
nien und der für die Unabhän­
gigkeit der von Marokko bean­
spruchten Westsahara kämp­
fenden FPolisario hat Hassan 
II wiederholt versucht, seine 
Isolierung in der Region durch 
Intervention in Mauretanien 
zu durchbrechen.



Südafrika

Die westlichen Imperialisten verstärken 
die Hilfe für das Siedlerregime
Erfreut vermeldet die westdeutsche 
Bourgeoisie eine weitere Steigerung der 
Exporte in die ,,Republik Südafrika“. 
Von 1978 auf 1979 ist es den westdeut­
schen Imperialisten gelungen, vom 
dritt- zum zweitgrößten Handelspart­
ner des Siedlerregimes aufzusteigen 
und Großbritannien zu überrunden, 
die USA sind nach wie vor der größte 
Handelspartner. Zusammen halten 
diese drei fast 50% des südafrikani­
schen Außenhandels in ihren Fingern. 
Die Investitionen von Großbritannien, 
BRD und USA hielten 1976 knapp 
90% der gesamten ausländischen Inve­
stitionen, davon besaßen britische Im­
perialisten 6 Mrd. $, die USA 1,7 Mrd. 
und die westdeutschen Imperialisten 
über direkte und indirekte Investionen 
ca. 1,2 Mrd. $. Für die EG ist Südafri­
ka der zweitgrößte Kohlelieferant nach 
Polen. Die westdeutschen Imperiali­
sten beziehen außer Eisenerzen die für
die Stahlproduktion wichtigen Erze 
Nickel, Mangan, Chrom, Molybdän 
und Vanadium. Über Belgien erhalten 
sie Uran aus den namibischen Förder­
stätten.

1966 hat die UNO-Vollversammlung 
das südafrikanische Mandat über Na­
mibia beendet und einen Rat einge­
setzt, der den Abzug der Siedlertrup­
pen überwachen und Wahlen einleiten 
sollte. 1980 erklärt die Bundesstelle für 
Außenhandelsinformationen: ,,Nami­
bia ist umstrittenes Mandatsgebiet, das 
gegenwärtig wie eine selbständige Pro­
vinz verwaltet wird, aber wirtschaftlich 
mit Südafrika verbunden ist.“ Bis 1969 

'haben die westlichen Imperialisten ver­
hindert, daß Maßnahmen zur Durch­
setzung des UNO-Beschlusses über Na­
mibia ergriffen wurden. Dann setzen 
die Länder der Dritten Welt durch, der 
Siedlerregierung wenigstens einen Zeit­
punkt für den Abzug zu setzen. Nach­
dem das nicht geschieht, empfiehlt die 
UNO-Vollversammlung ein Waffen­
embargo gegen Südafrika, der Sicher­
heitsrat schließt sich dieser Empfeh­
lung an. Die militärische Ausrüstung 
des Siedlerregimes beweist, daß das 
Embargo nicht eingehalten wird, seine 
wirtschaftliche Unterstützung durch 
die USA, Großbritannien und die BRD 
nimmt zu.

1971 verurteilt die UNO-Vollver­
sammlung gegen die Stimmen u.a. 
Großbritanniens und der USA die 
,,fortgesetzte und wachsende Zusam­
menarbeit gewisser Staaten und aus­
ländischer Wirtschaftsinteressen mit 
Südafrika auf militärischem, wirt­
schaftlichem und politischem Gebiet“. 

Südafrika wird aufgefordert, sowohl 
aus Namibia abzuziehen als auch die 
Apartheid-Politik zu beenden. Das 
Siedlerregime verstärkt seine Truppen 
in Namibia und die Unterdrückung der 
azanischen Befreiungsbewegungen. 
Die Entfaltung des Befreiungskampfes 
kann es jedoch nicht verhindern.

1974 beantragen Länder der Dritten 
Welt den Ausschluß der Republik Süd­
afrika aus der UNO, der Auschluß 
scheitert am gemeinsamen Veto von 
USA, Frankreich und Großbritannien. 
Die BRD stimmt ebenfalls gegen den 
Ausschluß, den Ausschluß der südafri­
kanischen Delegation von der Teilnah­
me an der Vollversammlung können 
sie jedoch nicht verhindern.

Die südafrikanische Regierung zet­
telt derweilen in Namibia die ,,Turn­
hallenkonferenz“ an. Daraufhin kann 
im Sicherheitsrat der UNO auf Antrag 
der afrikanischen Staaten ein verbind­

Urananreicherungsanlage in Azania, gebaut mit Unterstützung der britischen 
Imperialisten. Zimbabwe hat beschlossen, keine Arbeiter mehr in die südafrika­
nischen Minen und Fabriken zu schicken, obwohl dies hohe Kosten'verursacht.

liches Waffenembargo durchgesetzt 
werden. Den Bestrebungen der Länder 
der Dritten Welt, einen Wirtschafts­
boykott durchzusetzen, um dem Sied­
lerregime seine Grundlagen zu entzie­
hen, widersetzen sich Großbritannien, 
Frankreich und die USA durch ihr Ve­
to. Stattdessen setzen sie im Sicher­
heitsrat die Bildung einer ,,Kontakt­
gruppe“ durch, die aus den Außenmi­
nistern der BRD, Frankreichs, Groß­
britanniens, Kanadas und der USA be­
steht. Die Kontaktgruppe schlägt nach 
parallellen Verhandlungen mit der 
SWAPO und der südafrikanischen Re­

gierung vor, Südafrika möge seine 
Truppen in Namibia auf 1500 Mann 
reduzieren, einen Waffenstillstand mit 
der SWAPO schließen und Wahlen un­
ter Aufsicht der UNO durchführen las­
sen. Die SWAPO erklärt, sie stimme 
dem Vorschlag zu, die Zugehörigkeit 
der Walfischbucht, auf die Südafrika 
Anspruch erhebt, stehe nicht zur Ver­
handlung. Der Anspruch auf die Wal­
fischbucht ist für Südafrika die offi­
zielle Begründung, die Verhandlungen 
platzen zu lassen. Die ,,Kontaktgrup­
pe“ hatte erst gar nicht Stellung ge­
nommen zu den Gebietsansprüchen 
des Siedlerregimes.

Obwohl die UNO-Vollversammlung 
schon 1977 die SWAPO als alleinige 
Vertreterin des namibischen Volkes an­
erkannt hat, bei Stimmenthaltung von 
BRD, Großbritannien und der USA, 
hat dies bisher noch keiner dieser Staa­
ten getan. Stattdessen festigen sie die 
wirtschaftlichen Beziehungen, auch 
wenn die politischen Beziehungen ein­
gefroren erscheinen. So sieht sich das 
Statthalterregime ermutigt, von Nami­
bia und Azania aus Überfälle gegen 
Angola, Mozambik und Zimbabwe zu 
unternehmen, diese Überfälle reißen 
bis heute nicht ab.

Über Jahre haben sich die BRD, 
Großbritannien und die USA enthalten 
bei Abstimmungen in der UNO und im 
Sicherheitsrat. Jetzt scheint ihnen der 
Zeitpunkt gekommen, diese Enthal­
tungen als Begründung zu nehmen, 
sich auch öffentlich nicht an die UNO- 
Beschlüsse zu halten. Die US-Regie­
rung hat in der letzten Woche eine süd­
afrikanische Militärdelegation und ei­
ne Delegation der illegalen ,,Turnhal­
lenregierung“ nach Washington vorge­
laden und versucht jetzt nachträglich, 
den Besuch als ein ,»Versehen“ bei der 
Visa-Zuteilung zu vertuschen.
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Pakistan
USA wollen Garantie­
macht werden

Seit Monaten halten die USA Pakistan 
hin. Angesichts von auf fast 12 Mrd. $ 
aufgelaufenen Schulden fordert die 
Militärregierung Zia ul Haqs die Um­
schuldung, um sich wenigstens von den 
drückendsten Verpflichtungen zu be­
freien. Die USA als größter Gläubiger 
lehnen ab.

Jetzt hat die Reagan-Regierung das 
Ansinnen gestellt, Waffen für afghani­
sche Widerstandsorganisationen durch 
Pakistan zu transportieren. Sie will 
sich damit nicht nur in die afghanische 
Befreiungsbewegung einkaufen, son­
dern Pakistan zum Stützpunkt gegen 
die Sowjetunion ausbauen.

in Innern ist die Militärregierung 
Zia ul Haqs isoliert. Seit Januar führen 
die Lehrer Kampfaktionen gegen ein 
neues Personalgesetz durch, das sie je­
der Rechte beraubt. Im Februar brach 
sich die tiefe Unzufriedenheit der Stu-

1200 km Grenze zwischen Pakistan 
und Afghanistan. Bild: Khaiber-Paß.

dentenmassen in großen Demonstra­
tionen und Streiks Bahn. Bis heute hält 
die Regierung mehrere Universitäten 
geschlossen. Rechtsanwälte und Rich­
ter wehren sich gegen die Tätigkeit der 
Militärgerichte, die inzwischen die Ge­
richtsbarkeit weitgehend beherrschen. 
Es scheint nur eine Frage der Zeit, bis 
sich die Arbeiterklasse und vor allem 
die Bauernmassen gegen drückende 
Armut und Unterdrückung erheben. 
Im Februar bildete die vom früheren 
Ministerpräsidenten Bhutto gegründe­
te Partei Pakistan’s People’s Party mit 
acht anderen Organisationen eine Ein­
heitsfront gegen Ausnahmezustand, 
Kriegsrecht, für Demokratie und freie 
Wahlen.

Nur durch Massenverhaftung und 
den Einsatz der Armee kann sich die 
Militärregierung derzeit halten.

Diese Situation also versuchen die 
US-Imperialisten, für sich zu nutzen.

Ob es ihnen gelingt, ist derzeit noch of­
fen, denn die Position Pakistans ist 
zweideutig. Zwar deutet Zia ul Haq an, 
daß als Vorbedingung die 1969 mit den 
USA abgeschlossene Sicherheitsverein­
barung in einen Sicherheitspakt umge­
wandelt werden müßte - die USA 
würden damit Garantiemacht in Paki­
stan, für diesen Fall bieten sie 1 Mrd. $ 
hauptsächlich ,,Militärhilfe“. Ande­
rerseits aber reagierte die pakistanische 
Regierung mit einem Nein auf das An­
sinnen, Pakistan für die US-Waffen- 
transporte zu benutzen: Die Beziehun­
gen zur ,»islamischen Welt“ und zur 
VR China seien und blieben die 
Hauptpfeiler der pakistanischen Au­
ßenpolitik.

Iran
Streit um weiteren 
Kurs der Revolution

Mit einem ,,Machtwort4 hat Ayatollah 
Chomeini am 16. März versucht, die 
andauernden heftigen Auseinanderset­
zungen innerhalb der iranischen Füh­
rung vorerst zu beenden. Solange der 
Krieg mit Irak andauert, sollen die füh­
renden Politiker keine öffentlichen Re­
den mehr halten. Am 5. März war es 
bei einer Rede von Präsident Bani Sadr 
in der Teheraner Universität zu bluti­
gen Zusammenstößen gekommen. Ei­
ne dreiköpfige Kommission aus Vertre­
tern Chomeinis selbst und der beiden 
streitenden Parteien - um Bani Sadr 
einerseits und die Islamisch-Republika­
nische Partei (IRP) andererseits - soll 
jetzt die Meinungsverschiedenheiten 
und die Vorwürfe der IRP gegen die 
Kriegsführung Bani Sadrs, der Ober­
kommandierender bleibt, untersuchen. 
Ob es mit der Kommission gelingt, den 
Streit um den weiteren Kurs der Revo­
lution zu entscheiden, ist fraglich.

Bani Sadr war im Januar 1980 mit 
70% der Stimmen auf einem Pro­
gramm gewählt worden, das antiimpe­
rialistische Wirtschaftsreformen vor­
sah: Landreform, Nationalisierung der 
Banken, Versicherungen und Großbe­
triebe. Insofern besiegelte die Wahl die 
Niederlage der gemäßigt bürgerlichen 
Strömung, die die erste Revolutionsre­
gierung unter Bazargan gestellt hatte. 
Im Mittelpunkt des jetzigen Streits ste­
hen jedoch nicht die genannten Maß­
nahmen; erst kürzlich hat das Parla­
ment auch den Außenhandel nationali­
siert. Vielmehr geht es um den Charak­
ter der Staatsmacht.

Bani Sadr tritt für die Konsolidie­
rung der verfassungsmäßigen Staatsor­
gane - auch unter Beiziehung frühe­
rer Schah-Offiziere und -beamter - 
ein, auf Kosten der direkt aus der Re­
volution hervorgegangenen Machtor­
gane, die weitgehend vom Klerus kon-

Iranische Truppen an der Front

trolliert werden. Die von hohen Geistli­
chen geführte IRP dagegen will ge­
stützt auf diese Organe alle anderen 
politischen Strömungen ausschalten, 
um ihre kleinbürgerliche Utopie von ei­
ner klassenkampflosen ,»islamischen“ 
Gesellschaft ungestört verfolgen zu 
können.

Dabei haben sich eigentümliche Al­
lianzen gebildet. Bani Sadr wird heute 
sowohl von einem Teil der Basar-Bour­
geoisie, die an ,,geordneten“ Verhält­
nissen interessiert ist, unterstützt, wie 
auch von den linksislamischen Muja- 
heddin, die um ihre politische Bewe­
gungsfreiheit gegenüber dem Klerus 
kämpfen. Auf die Seite der IRP haben 
sich die prosowjetischen Kräfte ge­
schlagen, vermutlich, weil ein Andau­
ern der inneren Wirren im Iran nur 
dem ,,natürlichen“ Einfluß des mäch­
tigen Nachbarn zugutekommt.

Daß beide Seiten die ,,Richtigkeit“ 
ihrer Linie im Krieg gegen Irak bewei­
sen wollen, erschwert eine Beilegung 
des Konflikts - wie das Scheitern der 
islamischen Vermittlungsversuche zeigt 
— zusätzlich.

Australien
Regierung organisiert 
Streikbruch

Drei Wochen dauerte der Streik des 
Bodenpersonals der australischen 
Fluggesellschaft Quantas in Sydney. 
Zur gleichen Zeit streikten die Arbeiter 
auf den neuseeländischen Flughäfen (s. 
Pol. Ber. 6/81). Um den Streik nieder­
zuschlagen, setzte die konservative Re­
gierung Australiens Militärflugzeuge 
ein und konnte so eine eingeschränkte 
Flugverbindung nach Neuseeland auf­
rechterhalten. Nach Beendigung des 
Streiks verlangten die Gewerkschaften 
der Tank- und Raffineriearbeiter von 
der Fluggesellschaft Quantas die Zusa­
ge, daß sie bei künftigen Auseinander­
setzungen weder Streikbrecher einset­
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zen werde noch die Regierung zum 
Streikbruch anrufen werde. Da Quan- 
tas die Zusage nicht geben wollte, 
sperrten die Gewerkschaften die Treib­
stoffzufuhr für Quantas. Das Boden­
personal führte den Streik, weil es eine 
stärkere Erhöhung der Löhne und Ge­
hälter durchsetzen wollte, als die Na­
tionale Schiedskommission für alle In­
dustriebetriebe festgelegt hat.

Die Schiedskommission kann ver­
bindliche Festlegungen über die Lohn­
erhöhungen aussprechen auf Grundla­
ge ihrer Berechnungen über die Steige­
rung der Lebenshaltungskosten. Für 
1981 ist eine Erhöhung der Löhne und 
Gehälter um 3,7% vorgesehen, nach 
Angaben der Gewerkschaften liegt dies 
unter der Preissteigerungsrate.

Das Schiedsabkommen verbietet den 
Kapitalisten, andere Löhne zu zahlen, 
als tariflich festgelegt ist. Das macht es 
auf der einen Seite schwierig, betriebli­
che Lohnerhöhungen durchzusetzen; 
die Gewerkschaften beharren auf die­
ser Regelung, denn sie schützt vor al­
lem vor untertariflicher Entlohnung. 
Mehrmals versuchten Kapitalisten, die­
se Festlegung zu umgehen, indem über 
Vermittler in Südkorea und Hongkong 
Arbeitskolonnen angeheuert wurden, 
denen Bezahlung etwas über dem hei­
mischen Lohn' zugesagt wurde; diese 
Löhne liegen jedoch weit unter den 
australischen. .

Die Kapitalisten versuchen außer­
dem, die hohe Arbeitslosigkeit zu nut­
zen, um Arbeitskräfte für die ehrgeizi­
gen Bergbau- und Veredelungsvorha­
ben umzuschulen, die dann zu niedri­
geren Tarifen bezahlt werden sollen als 
bei Facharbeitern üblich. Da sich die 
Gewerkschaften dagegen zur Wehr set­
zen, bemüht sich die australische Re­
gierung, den Einwandererstrom zu er­
höhen und Facharbeiter aus Europa 
ins Land zu locken.

US-Bergarbeiter
Streiks gegen Reagan 
Programm, für Lohn

Zehntausende Bergarbeiter demon­
strierten vor einer Woche in Washing­
ton gegen die Streichung der ohnehin 
niedrigen Berufsunfähigkeitsrenten für 
77000 Bergleute mit Staublunge. Wer­
den die Reagan-Pläne (s. Pol. Ber. 
6/81) Gesetz, müßten die durch die 
Profitgier der Grubenbesitzer zu Inva­
liden gemachten Bergleute von einer 
Rente vegetieren, die bei 20jähriger Be­
triebszugehörigkeit bei etwa 580 DM 
liegt. Wird die Streichung nicht zu­
rückgenommen, hat die Bergarbeiter­
gewerkschaft UMW mit einem allge­
meinen Streik gedroht. Sie ist damit 
führende Kraft der US-Arbeiterbewe- 
gung gegen das Reagan-Programm.

Gleichzeitig steht die UMW in einem 
schweren Kampf um einen neuen Ta­
rifvertrag, der 160000 US-Bergarbeiter 
erfaßt. Ihre Forderungen: Erhöhung 
des durchschnittlichen Stundenlohns 
von 10,10 $ um 38% auf drei Jahre 
Wiedereinführung der Lohnindexie­
rung an die Preissteigerungsrate, höhe­
re Schichtzulagen,, mehr bezahlte Ur­
laubstage, Erhöhung der Betriebsren­
ten - gegenwärtig 13,50 bis 15 $ mo­
natlich je Arbeitsjahr - auf ca. 20 $. 
Außerdem verlangt die Gewerkschaft 
einen Vollzeit-Sicherheitsinspektor 
und eine Krankenschwester für jedes 
Bergwerk und Streikrecht bei gefährli­
chen Arbeitsbedingungen — die mei­
sten Streiks in den Gruben sind gegen 
die Arbeitsbedingungen gerichtet. Daß 
nach der Einführung minimaler Sicher­
heitsvorkehrungen durch ein US-Bun- 
desgesetz 1969 die Arbeitsproduktivi­
tät im Bergbau um 30% sank, spricht 
Bände über den hemmungslosen Raub­
bau an der Lebenskraft der Bergarbei­
ter durch die US-Grubenbesitzer. Aber 
auch nach dem Gesetz ist die Zahl der 
Unfälle mit Invaliditätsfolge kaum ge­
sunken, sie lag 1978 bei 50 auf eine 
Million Arbeitsstunden.

Die US-Bergbaugesellschaften, 
meist kontrolliert von den Öl- und Ei­
senbahnmonopolen und zunehmend 
Anlagefeld für westdeutsche Energie­
konzerne, haben in den letzten zehn 
Jahren die Belegschaften fast völlig 
ausgewechselt. Während noch 1970 die 
Altersgruppe von 45 bis 54 am stärk­
sten besetzt war, sind es heute die Al­
tersgruppen der 16 bis 24- und der 25 
bis 34jährigen. 1000 Frauen arbeiten 
inzwischen unter Tage. Arbeitslosig­
keit und vergleichsweise hohes Lohnni­
veau (55% über dem Durchschnitt der 
Industrie) sorgten für den Zustrom fri­
scher Arbeitskräfte.

Das Kalkül der Bergbaugesellschaf­
ten, damit auch die gewerkschaftliche 
Kampfkraft zu schwächen, ist nicht 
aufgegangen. Als sie jetzt in den Ver­
handlungen von der UMW die Zustim­
mung zu ,, freiwilliger“ Sonntagsarbeit 
und zur Übernahme des bislang von 

UMW und Kapitalistenverband kon­
trollierten Rentenfonds verlangten, be­
streikten die Bergarbeiter 30 Kohlegru­
ben im Osten der USA. Durch Streiks 
hat die UMW schon einzelnen Berg­
baugesellschaften, die nicht dem Kapi­
talistenverband angehören, Zugeständ­
nisse bei den Betriebsrenten und bei 
der Lohnindexierung abringen kön­
nen.

Am 24.3. hat die UMW vorläufig ei­
nen neuen Tarifvertrag vereinbart, der 
Lohnerhöhungen um ca. 30% vor­
sieht, dessen genauer Inhalt bei Redak­
tionsschluß aber noch nicht bekannt 
war. Der alte Vertrag läuft am 27.3. 
aus. Möglicherweise streiken die 
160000 Bergarbeiter - „kein Vertrag, 
keine Arbeit“ —, bis sie in einer Urab­
stimmung über den neuen Vertragsent­
wurf entschieden haben.

Republik Irland
Vorbei ist es mit den 
„Vorteilen der EG“

Die Bauern in der Republik Irland sind 
in großer Unruhe. Mit Demonstratio­
nen und Protestkundgebungen fordern 
sie höhere Erzeugerpreise und niedrige­
re Zinsen. Die Unruhe dringt bis ins 
Parlament, Premierminister Haughey, 
der sich vor allem auf Abgeordnete aus 
ländlichen Bezirken stützt, plant auch 
aus diesem Grund vorgezogene Neu­
wahlen im Herbst.

1980 fiel das Einkommen der iri­
schen Bauern um durchschnittlich 
10%, während die Preise um 18,2% 
stiegen. Und die von den Banken kräf­
tig erhöhten Zinsen sorgen dafür, daß 
das verfügbare Einkommen der ver­
schuldeten Bauern - und welcher 
Bauer ist nicht verschuldet - noch ein­
mal kräftig beschnitten wird. 1980 be­
trug das Realeinkommen der Bauern, 
so errechnete die Regierung, nur 45% 
von dem Einkommen des Jahres 1979.
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Und die Entwicklung wird sich noch 
verschärfen: 1980 produzierten die 
Bauern schon 2,5% weniger Milch und 
reduzierten den Gesamtrinderbestand 
um 5%. Für 1981 bedeutet das Liefer­
senkungen von 20 bis 25% an Fleisch 
und Milch.

Als Irland 1973 der EG beitrat, 
konnte es durch besseren Zugang zu 
westeuropäischen Märkten die Mono­
polstellung der früheren britischen Ko­
lonialmacht als Hauptabnehmer lok- 
kern. Eine rasche Ausdehnung der 
landwirtschaftlichen Produktion war 
die Folge, die zwar einherging mit der 
fortdauernden Vernichtung der Klein­
bauern, aber den Boden abgab für die 
angebliche ,,Pro-EG-Haltung“ der iri­
schen Bauern, die von der Regierung 
und der Presse beschworen wurde und 
der Rechtfertigung der EG-Mitglied­
schaft diente.

Seit 1979, als Irland seine Währung 
vom Pfund Sterling löste und Mitglied 
des Europäischen Währungssystems 
(EWS) wurde, ist es damit vorbei. Ir­
land importiert weiterhin fast alle Pro­
duktionsmittel und viele Verbrauchs­
güter, und mehr als die Hälfte davon 
aus Großbritannien, das außerhalb des 
EWS blieb. Verbunden mit einer 
25%igen Abwertung des irischen Punt 
gegenüber dem britischen Pfund über 
zwei Jahre wirkt sich die britische In­
flation so verheerend in Irland aus und 
führte zu einer Inflationsrate von über 
18,2%. Irlands Exporte gehen aber 
mehr und mehr in andere westeuropäi­
sche Länder mit niedrigeren Inflations­
raten, zu deren Währungen das irische 
Punt durch das EWS im festen Wech­
selkurs steht. Für irische Waren erlö­
sen die irischen Produzenten, in Punt 
ausgedrückt, also wesentlich weniger 
als noch vor zwei Jahren.

Dieser Mechanismus ist der unmit­
telbare Anlaß der Krise in der Land­
wirtschaft. Ursache ist die weiterhin 
bestehende halbkoloniale Struktur der 
Wirtschaft der Republik Irland, ein 
Resultat von Jahrhunderten britischer 
Kolonialpolitik mit dem Ziel, Irland in 
die Viehweide Englands zu verwan­
deln. Die EG setzt diese Politik fort, 
ergänzt die Viehweide nur durch das 
,,Niedriglohnparadies“ für Montage­
arbeiten.

30000 kleine Bauern (von 220000) 
sind inzwischen berechtigt zur Sozial­
hilfe, also faktisch schon bankrott. Die 
Landflucht vergrößert die Arbeitslo­
senheere in den Großstädten. Zwi­
schen 7 und 17% liegt die Arbeitslosig­
keit, das weiß niemand so genau. Gute 
Bedingungen für den „profitabelsten 
Industriestandort in Europa , wie die 
irische Regierung in einer Anzeigen­
kampagne wirbt.

Kanada
Staatsbesuch von Reagan: Die Wider­
sprüche Kanada-USA sind lebhaft
Seine erste Auslandsreise unternahm 
Präsident Reagan nach Kanada. Am 
Flughafen empfing ihn nicht der Mini­
sterpräsident Trudeau, sondern der 
britische Generalgouvemeur Schreyer 
als Vertreter der britischen Krone. Es 
war der erste Staatsbesuch eines US- 
Präsidenten seit fast neun Jahren.

Die kanadische Bourgeoisie sieht in 
den letzten Jahren immer weniger 
Grund, der US-Bourgeoisie die Boden­
schätze und Arbeitskräfte des Landes 
zur freien Ausbeutung zu überlassen. 
Bei der Seerechtskonferenz der Verein­
ten Nationen hat die kanadische Dele­
gation in mehreren Fragen mit den 
Ländern der Dritten Welt gestimmt, 
gegen die USA, EG und Japan. Die 
US-Regierung verlangt jetzt Änderung 
der ausgehandelten Verträge, nämlich 
„garantierten Zugang zu den harten 
Mineralien des Meeresbodens für den 
US-Bergbau“. - Im Oktober hat die 
Regierung Trudeau ein Energiepro­
gramm vorgelegt, wonach bis 1990 
50% der kanadischen Erdölindustrie in 
einen kanadischen Staatskonzem über­

Zug um Zug enteignet die britische Kolonialmacht die Indianer und Inuit

führt sein sollen. Die Entschädigung 
der ausländischen Konzerne, vor allem 
US-Kapital, will die Regierung über 
Steuern auf den Gas- und Benzinver­
brauch finanzieren - als hätte nicht 
die kanadische Arbeiterklasse durch 
ihre Arbeit und als hätten nicht die ka­
nadischen Massen durch die ihnen ab­
verlangten Preise diese Konzernvermö­
gen geschaffen. Auf 12 Mrd. $ bezif­
fert eine gerade erschienene Studie der 
kanadischen Regierung allein die Ex­
traprofite, die die ausländischen Ölmo­
nopole zwischen 1958 und 1973, also 
vor der Preiskorrektur durch die 

OPEC-Staaten, durch gegenüber den 
US-Preisen überhöhte Preise und 
Monopolpraktiken eingesackt haben. 
Die Regierung Trudeau hat diese Stu­
die am 4. März veröffentlicht - eine 
Woche vor Reagans Besuch. Reagan 
seinerseits erklärte vier Tage vor seiner 
Reise nach Kanada, das Fischereiab­
kommen Kanada-USA, das seit zwei 
Jahren fertig ausgehandelt vor dem 
US-Senat liegt, sei nicht zustimmungs­
fähig.

Erreicht hat Reagan eine Verlänge­
rung des „Nordamerikanischen Vertei­
digungsabkommens“ NORAD um 
fünf Jahre und eine - freilich unver­
bindlich formulierte - Zusage zu ge­
meinsamen Sitzungen USA - Kana­
da-Mexiko über Wirtschafts- und 
Energiepolitik. Reagan will eine Art 
gemeinsamen Markt, also Niederrei- 
ßung aller noch bestehenden Handels­
und Kapitalschranken. Die Regierung 
Trudeau hat sich bisher recht energisch 
dagegen ausgesprochen.

In einer Ansprache vor den beiden 
Häusern des kanadischen Parlaments

suchte Reagan die Parlamentarier für 
die Vorherrschaft des US-Imperialis- 
mus zu begeistern: „Wir müssen zu­
sammenstehen, um die Unversehrtheit 
unserer Hemisphäre zu erhalten . . . 
die Lebensfähigkeit ihrer Nationen, ih­
re Verteidigung gegen den importierten 
Terrorismus, die Rechte aller unserer 
Bürger auf Freiheit, gegen die Provo­
kationen, die von außerhalb unserer 
Sphäre mit üblen Absichten begangen 
werden.“ Das ist seit Präsident Mon­
roe 1823 die Doktrin „Amerika den 
Amerikanern“, nämlich den US-Ame- 

I rikanern. Heute ist diese Doktrin gegen
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Kanadische Indianer: 
Landraub geht weiter
Aus dem Bericht des 4. Russell-Tri­
bunals über die Rechte der Indianer 
in Amerika

Kläger: Großer Rat über Vertrag 
Nr. 9 (Bund der Häuptlinge von Ver­
trag Nr. 9) als Vertreter der Nishnaw- 
be-Aski-Nation

Angeklagt: Regierung von Kana­
da; Provinzregierung von Ontario

Zusammenfassung: Der Vertrag 
über James Bay, abgeschlossen 1905, 
umfaßt ein Gebiet von etwa 538000 
Quadratkilometern. 40 indianische 
Siedlungen sind über das Gebiet ver­
streut, von denen 30 nur mit dem

Demonstration gegen Rassenunter­
drückung
Flugzeug erreichbar sind. Die Bevöl­
kerung zählt über 20000, das sind et­
wa 30% der gesamten Indianerbevöl­
kerung von Ontario. Den Indianern 
wurde gesagt, sie würden einen Ver­
trag über Frieden und guten Willen 
mit dem König und anderen Weißen 
abschließen und als Gegenleistung ei­
ne bestimmte Unterstützung von der 
Regierung erhalten. Ihnen wurde 
nicht gesagt, daß die unwiderrufliche 
Aufgabe ihrer Landrechte ebenfalls 
Bestandteil des Vertrags war. Der 
Vertrag war auf englisch abgefaßt, 
was die Nishnawbe-Aski 1905 nicht 
verstanden. Sie vertreten den Stand­
punkt, daß Vertrag Nr. 9 ungültig ist, 
weil das wichtigste, nämlich Einver­
ständnis, fehlte. Das indianische

Bau eines Wasserkraftwerkes an der James Bay

■ 1

Volk konnte sich nicht einverstanden 
erklären, weil die wirklichen Bestim­
mungen des Vertrages ihnen nicht 
vollständig erklärt worden waren.

Zusammenfassung: .. . 1972 be­
schloß die Regierung von Quebec, in 
mehreren Flüssen im nordwestlichen 
Teil der Provinz Wasserkraftwerke 
zu errichten. Mehrere indianische 
Stämme waren von diesen Maßnah­
men betroffen, die Cri und Inuit 
ebenso wie die Attikamek, Montag- 
nais, Algonquin und Naskapi. Nach 
mehreren gerichtlichen Schritten der 
Indianer und der Regierung begann 
die Regierung, Verhandlungen zu 
führen, jedoch nur mit den Cri, den 
Naskapi und den Inuit. Diese Ver­
handlungen führten zu zwei Verträ­
gen: dem ,»Abkommen über James 
Bay und das nördliche Quebec“ und 
dem ,»Abkommen über das nordöst­
liche Quebec“, in denen die Cri, die 
Naskapi und die Inuit-Stämme ihre 
Landrechte abtraten. Da nur das ka­
nadische Parlament einen Vertrag 
abschließen kann, mußte vom Parla­
ment ein Gesetzentwurf behandelt 
werden. Also verabschiedete das Un­
terhaus eine Gesetzesvorlage (Gesetz 
C-9 vom 4. Mai 1977), in der diese 
Verträge ratifiziert wurden. Durch 
dieses Gesetz wurden jedoch alle 
Rechte und Rechtstitel der ursprüng­
lichen Einwohner auf Land annul­
liert. Dadurch hat das kanadische 
Parlament einseitig die Landrechte 
der Attikamek, Montagnais und Al­
gonquin ebenfalls ausgelöscht. Dies 
geschah trotz des scharfen und förm­
lichen Protests seitens der Attikamek 
und der Montagnais. Mehrere staatli­
che Gremien in Kanada haben diese 
einseitige Auslöschung von Land­
rechten mit ihren ernsten Folgen für 
die genannten Stämme bereits verur­
teilt. Solange dieses Gesetz in Kraft 
bleibt und solange die kanadische Re­
gierung nicht die territorialen Rechte 
der Attikamek, Montagnais und Al­
gonquin anerkennt, stehen ihre Zu­
kunft und ihr Überleben als Volk auf 
dem Spiel.
(Quelle: Workgroup Indian Projeci, P.O. Box 
51322, 1007 EH Amsterdam) 

den Unabhängigkeitskampf der Völker 
Mittel- und Südamerikas gerichtet, an­
dererseits gegen die Expansionstätig­
keit der sozialimperialistischen Super­
macht. 1823 richtete sich diese Doktrin 
gegen die europäischen Kolonialmäch­
te, vor allem England und Spanien, ge­
gen die sich die US-Bourgeoisie Märkte 
und Kolonien erkämpfen wollte.

1823 hatte sich die US-Bourgeoisie 
gerade damit abfinden müssen, Kana­
da nicht der englischen Krone abknöp­
fen zu können. Im Siebenjährigen 
Krieg, der in Amerika als „Französi­
scher und Indianerkrieg* ‘ geführt wur­
de, nahmen England und amerikani­
sche Siedler Frankreich dessen Besit­
zungen in Amerika im wesentlichen ab, 
insbesondere das französische Kanada. 
Im Unabhängigkeitskrieg gelang es der 
amerikanischen Bourgeoisie nicht, Ka­
nada mitzuziehen. 1812 erklärte die

Demonstration auf dem Parlaments­
hügel von Ottawa am 28.2.81.

rasch erstarkte US-Bourgeoisie Eng­
land den Krieg, um die englische See­
herrschaft zu brechen und Kanada zu 
erobern. Die englischen Truppen wa­
ren in den Kriegen gegen Napoleon um 
die europäische Vorherrschaft in Euro­
pa gebunden, und die kanadische Mili­
tärtruppe war klein. Die Vorstöße der 
US-Siedler wurden vor allem von den 
Indianervölkem zurückgeschlagen. 
Die Indianer wurden im Krieg aufge­
rieben; Kanada blieb der britischen 
Krone erhalten.

Einen staatlichen Zusammenhalt 
entwickelten die kanadischen Siedler 
zunächst nur in der Unterdrückung der 
Indianer und Inuit (Eskimo) sowie in 
der Abgrenzung gegen die USA. Die 
kanadischen Siedler waren nicht unbe­
dingt treue Anhänger der britischen 
Kolonialmacht, oft mehr Gegner des 
Yankee-Chauvinismus. Die Eroberung 
der wirtschaftlichen Vormachtstellung 
der USA in Kanada vor allem seit dem 
2. Weltkrieg untergräbt beständig die­
sen staatlichen Zusammenhalt: Die 
Warenströme Kanadas fließen nicht 
west-östlich, sondern nord-südlich. 
Aus den Industriezentren am Gebiet 
der Seen, aus den Weizenfeldern von 
Alberta und Saskatchewan, aus der 
Ölausbeute in Alberta bedienen sich 
die US-Imperialisten direkt.
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Aus Kultur und Wissenschaft

Dressed to kill
• Durch Horror und Sex wird der „american way 

of life“ erst so richtig gemütlich
In verschiedenen Kinos der 
Bundesrepublik läuft jetzt der 
Horror Sex Film ,,Dressed to 
kill“. Buch und Regie sind von 
Brian De Palma, einem ameri­
kanischen Regisseur, der 
durch Horror-Filme bekannt 
wurde. Der Ort der Handlung 
ist New York. Kate Miller, eine 
ca. 45jährige Frau mit einem 
begüterten Gatten und dem 
Sohn Pete im Teenageralter, 
ist Patient bei einem Psychia­
ter. Ihm gesteht sie ein, daß ihr 
Mann sie im Bett nicht befrie­
digt. Bei einem Museums be­
such trifft sie einen Mann , mit 
dem sie schläft. Als sie nach 
Hause gehen will, wird sie im 
Fahrstuhl von — wie es scheint 
- einer Frau mit einem Ra­
siermesser umgebracht. Liz 
Blake, ein Call-Girl, sieht ei­
nen Moment lang den Mörder 
im Fahrstuhl. Sie wird von ihm 
gejagt, denn sie ist die einzige 
Zeugin und Call-Girl noch da­
zu. Der Sohn von Kate Miller 
rettet ihr das Leben, als der 
Mörder sie umbringen will. Liz 
Blake und Pete sind der An­
sicht, der Mörder müsse ein 
Patient von Dr. Elliott, dem 
Psychiater, sein. Also veran­
staltet Liz einen Striptease bei 
Dr. Elliott, um an die Adres­
sen der Patienten heranzu­
kommen. Es stellt sich heraus, 
daß Dr. Elliott der Mörder ist, 
ein Transsexueller, dessen 
weiblicher Teil der Psyche ihm 
nicht gestattet, Erregung bei 
einer Frau zu empfinden. Die 
Frau muß dann sterben.

Der Film ist spannend ge­
macht, aber die Spannung ent­
steht durch die Gegenüberstel­
lung von verlogenem gutbür­
gerlichem Leben und Brutali­
tät eines Transsexuellen: Die 
Beteiligten im Film haben eben 
Geld, nur Liz verdient ihr Geld

als besseres Call-Girl; einen 
Psychiater hat man eben; 
wenn man mit jemandem an­
bändeln will, dann verliert 
man seinen Handschuh; wenn 
man nichts von ihm will, zeigt 
man ihm seinen Ehering. Bru­
talität gibt es von Seiten einer 
Bande Schwarzer, die das wei­
ße Call-Girl verfolgen; Brutali­
tät von Seiten eines Transse­
xuellen, von dem man ja sowas 
auch erwarten kann. Das wird 
nicht offen ausgesprochen, 
sondern dadurch erledigt, daß 
die Personen entsprechende, 
mit Vorurteilen besetzte, Rol­
len haben, die mit Brutalität 
untermauert werden. Man 

sieht genau, wie das Rasier­
messer der Frau durch Gesicht 
und Körper fährt. Das Blut 
spritzt die Verglasung des 
Fahrstuhls hoch. Man sieht, 
wie die blutende Hand der 
Frau unter den Schlägen des 
Mörders zuckt. Der Zuschauer 
wird dahin getrieben, die bür­
gerliche Ehe, in der die Frau 
nur noch mit dem Mann zu­
sammenlebt, weil er das ent­
sprechende Vermögen hat, 
und das gutbürgerliche Leben 
als Zuflucht zu sehen.

Kein Wunder, daß der Film 
von der Jugendfilmverleih 
GmbH an Kinos verliehen 
wird.

Pornofilm - Angebot 
für Einsame

Eine namenlose gutsituierte 
Dame macht sich, hauptsäch­
lich mit einem Pelzmantel be­
kleidet, mit ihrem Chauffeur 
auf nach Schweden. Der Weg 
zum Bahnhof reicht dem Re­
gisseur des Films ,,Mademoi­
selle“ als Anlaß für eine Reihe 
von Geschlechtsakten. Nächst­
liegendes Objekt ist der Chauf­
feur, gefolgt von der Freundin 
samt deren erst zusehenden, 
dann aktiven Ehegatten. Un­
terdes kehrt Monsieur nach 
Hause zurück. Der Darsteller 
macht sich unverzüglich in ei­
ern längeren Kraftakt über das 
gelehrige Dienstmädchen her. 
Durch Wechsel der Schauplät­
ze und häufige Schnitte wird 
ein Ersatz für die Entwicklung 
einer Geschichte geboten. 
Ebenso verstümmelt wie die 
Handlung ist das dramatische 
Element des Dialogs. Außer 1 
knappsten Wechselreden zum 
Aufreizen der Zuschauer, 
Handlungsanweisungen und 
Stöhnen gibt es fast keine 
Worte. Allenfalls werden phy­
sische Empfindungen artiku­
liert, von Gefühlen ist nicht die 
Rede. Sonst bloß Klaviermu­
sik, teils mit Orchester. Ohne 
eigentliche Brutalitäten zeigt 
der Film die üblichsten Techni­
ken, über weite Strecken dar­
auf beschränkt, Körperteile 
unbekleidet und überdimen­
sional in maschinenmäßiger 
Betätigung vorzuführen. Er 
suggeriert Befriedigung des aus 
der Zerstörung persönlicher 
Beziehungen übriggebliebenen 
Bedürfnisses nach Beischlaf 
und findet ein diskretes und 
trauriges Publikum, das die 
Abfolge von Erregung, Lange- 
weile und Deprimiertheit 
kennt.

Verschrien, aber viel 
gelesen: Boccaccio

Hundert Novellen, jeweils 
zehn an einem Tag erzählt, 
durchflochten von einer Rah­
menhandlung, bilden das 1350 
von Giovanni Boccaccio ge­
schriebene ,,Dekameron“. 
Schauplatz ist Florenz, zu der 
Zeit Republik. Daß es ein 
heimlich zu lesendes, da frivo­
les Werk sei, diesen Ruf hat 
ihm erst die deutsche Bourge­
oisie verpaßt. Verpönt sein 
sollte (mit diesem Vorurteil zu­
gleich die treffende Kritik an 
der Willkür großer Herren und 
an den Institutionen der ka­
tholischen Kirche, der Ver­
kommenheit der Papsttums 
und speziell des Mönchswe- 
sens, dessen Vertreter häufig 
als Gauner, die die Leute aus-
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nehmen, und üble Heuchler in 
Sachen Sexualmoral erwischt 
werden.

Boccaccios Absicht ist, das 
beispielhafte Verhalten von 
zehn reichen jungen Leuten 
darzustellen, die durch selbst­
geschaffene Lebensregeln eine 
für Moral, Leben und den Be­
stand ihrer Klasse gefährliche 
Zeit überstehen. Als Anlaß 
und Kontrast dient in der Rah­
menerzählung die große Pest 
1348 in Florenz, die nicht nur 
zum Massensterben, sondern, 
was Boccaccio als schwerwie­
gender beurteilt, zur raschen 
Auflösung aller sittlichen Nor­
men führt. Die sieben Frauen 
und drei Männer beschließen 
der Verwilderung auszuwei­
chen. Während der auf ihren 
Landgütern gut, aber enthalt­
sam verlebten Tage erlauben 
sie sich, von allen Gegenstän­
den zur geselligen Unterhal­
tung zu sprechen, also auch 
von derberen und zarteren Lie­
besabenteuern. Ihre Helden 
sind nicht nur Adlige, sondern 
auch Handwerker und Kauf­
leute. Unter den täglich als 
Aufgabe gestellten Themen 
ordnet Boccaccio unterschied­
liche Geschichten zu einem 
streng gegliederten Novellen­
kranz. Er verarbeitet volks­
tümliche Formen, Schwänke 
und Witze, die in Italien und 
Frankreich umlaufen, aber 
auch Geschichten anderer Völ­
ker, wie die Ringparabel, die 
u a Lessing für sein Drama 
„Nathan der Weise“ verwen­
dete. Durch Kunstmittel wie 
Verlegung der Orte der Hand­
lung in die nächste Umgebung 
erweckt er den Eindruck der 
wahren und neuen Begeben­
heit, auf der die klassische De­
finition der Novelle fußt. 
Giovanni di Boccaccio, Das Dekame- 
ron, Frankfurt/M. 1978, Insel-TB Bde. 
7 und 8, je 9,00 DM.

„Wer hat Angst 
vorm Sex?“

1977 brachte eine Aufklä­
rungsserie im DGB-Jugendma­
gazin ‘ran die Reaktion in Ra­
ge. Die „Zentralstelle für Be­
kämpfung gewaltverherrli­
chender, pornographischer 
und anderer jugendgefährden­
der Schriften“ München z.B. 
verfolgte zwei Jugendliche, die 
‘ran-Werbeprospekte verteilt 
hatten, wegen „Verbreitung 
sittlich gefährdender Schrif­
ten“.

1978 erschien die Serie als 
Buch: „Auch Fummeln muß 
man lernen“ wendet sich an 
Jugendliche ungefähr ab 14. In 
dieser Altersphase sind die se­
xuellen Gefühle insbesondere 
der Jungen schon voll ent­
wickelt, können sich aber

kaum frei betätigen. Im Ge­
gensatz z.B. zu den pornogra­
phischen und voyeuristischen 
„Bravo“-,»Aufklärungen“ ist 
das Buch in der Darstellung se­
xueller Praktiken eher zurück­
haltend. Im Gegensatz aber 
zur „Bravo“-Pornographie 
greift es die aufgeherrschten 
Moralbegriffe an. Ein Beispiel. 
Nach einer aufreizend-detail­
lierten Beschreibung von Ona­
nie rät „Bravo“: „Ebenso 
dumm wie das strikte Verbot 
wäre die Empfehlung: »Ona­
nieren ist weder schädlich noch 
schlimm; du kannst das ma­
chen, soviel du willst!4 Denn 
was ärztlich-wissenschaftlich 
erwiesen ist, ändert noch lange 
nicht die Meinung der Gesell­
schaft ...“ Zwar schlägt hier 
nicht mehr der Pfarrer mit der 
„Sünde“, dafür aber der auf­
geklärte „Aufklärer“ mit der 
„Meinung der Gesellschaft“ 
auf den Jugendlichen los. Der 
bleibt wie beabsichtigt im Kon­
flikt. Demgegenüber bemüht 
sich das ‘ran-Aufklärungs­
buch, die aus der Unter­
drückung der jugendlichen Se­
xualität entstehenden Konflik­
te freimütig anzusprechen, um 
sie zu lösen. Angst nämlich 
fördert die Konkurrenz in den 
Beziehungen zwischen den Ge­
schlechtern, und falsche 
Scham schlägt womöglich in 
ebenso falsche Scham- und 
Hemmungslosigkeit um, die 
immer Unterdrückung bedeu­
tet. Stattdessen soll der Ju­
gendliche lernen, „sich eine 
Quelle von Lust zu erschlie­
ßen, ohne daß man dabei den 
Partner kränkt und beunru­
higt. Dies aber würde heißen, 
daß mehr Solidarität unter Ju­
gendlichen auch verschiedenen 
Geschlechts möglich ist - und 
nicht Angst und Konkurrenz 
herrschen am Spielplatz der 
Sexualität. Und daß wir im 
Kampf am Arbeitsplatz diese 
Solidarität wohl brauchen 
können, das . .. wissen alle, 
die die Arbeitswelt kennenge­
lernt haben.“
Eva Jaeggi, Auch Fummeln muß man 
lernen. Köln. Bund-Verlag, 1978, Ran- 
Buch 5; 7,80 DM.

Schuhmode
Vormarsch der Plastikstiefel 
Fürs Frühjahr flache Schlappen
Auf 180 bis über 200 DM sind in diesem Winter die Preise für 
matsch- und schneefeste Stiefel gestiegen. Aus diesem Grund 
wurden wohl Moonboots soviel getragen - so heißen diese wat­
tierten Plastikstiefel. Sie kosten zwischen 40 und 50 DM. Zwei 
Paar Lederstiefel - eines für die „besseren Gelegenheiten“ und 
zu Röcken und eines für schlechtes Wetter - können sich nur die 
besser verdienenden Frauen leisten. Ledergefütterte Damenstiefel 
kosten ohnehin schon über 200 DM.

Moonboot-Besitzer berichten allerdings übereinstimmend, daß 
man diese Stiefel nicht den ganzen Tag tragen kann, denn man 
schwitzt darin stark. Sie sind ein idealer Nährboden für Schweiß­
füße und Fußpilz. Außerdem halten sie meist nur einen Winter 
lang, denn die äußere Plastikschicht zeigt bald Risse, und das 
Schaumgummifutter kommt dann darunter zum Vorschein. Ein 
weiterer Nachteil: Die Moonboots sind so weich, daß die Füße 
darin keinen richtigen Halt finden und man leicht mit dem Knö­
chel umknickt bzw. bereits bestehende Fußfehler verstärkt wer­
den. Für Kinder sind Moonboots besonders schädlich.

Weite Verbreitung unter Jugendlichen und jungen Leuten fan­
den auch die Joggingschuhe und turnschuhähnlichen Boots, 
meist mit weißen Kunststoff- oder Kreppsohlen. Diese sind zwar 
recht bequem, aber die „preiswerteren“ Modelle sind nicht wet­
terfest und auch nicht warm, da meist ungefüttert. Die Kreppsoh­
len zeigen häufig Neigung, sich vom Oberleder zu trennen.

Bei einem Teil der Jugendlichen ist das Tragen von Turnschu­
hen Mode geworden, im Herbst und bei trockenem Wetter sah 
man viele Mädchen mit Stoffschuhen aus Samt mit Gummisoh­
len. Die niedrigen Lehrlingslöhne und das Sinken des Realein­
kommens sind der Hintergrund solcher Modeerscheinungen, wo­
zu auch die alten Regenmäntel und Wildlederjacken aus Second- 
Hand-Shops gehören.

Weiter gab es da noch die Cowboystiefel. Die „Brigitte“ 
schrieb dazu: „Wer cowboygestiefelte Beine übers harte Pflaster 
stelzen sieht, fragt sich vielleicht: Warum haben die Schuhe diese 
auffallenden Absätze mit dem halsbrecherischen ,Fall-Winkel4? 
Heinz J. Stammel, Historiker und Cowboyexperte, weiß Be­
scheid: ,Mit schrägen Absätzen kommen die Cowboys schneller 
aus den Steigbügeln heraus und werden vom Pferd nicht mitge­
schleift, wenn sie stürzen.4 Auch wenn dieser nützliche Effekt 
beim Pflastertreten eher Fußschmerzen verursacht - für die Mo­
de wird er hingenommen.“ Wahrscheinlich ist der wirkliche 
Grund, warum sie soviel getragen werden, daß sie für ihren Preis 
- meist zwischen 150 und 190 DM - verhältnismäßig handfest 
gearbeitet sind, allerdings meist ungefüttert. Außerdem kann 
man sie sowohl zu Hosen als auch zu Röcken tragen.

In den letzten beiden Jahren etwa sind die Schuhe allgemein 
spitzer geworden, was jedenfalls für die Schuhe, die sich die Mas­
sen leisten können, bedeutet, daß sie unbequemer wurden. Die 
Paßform hat sich verschlechtert, in viele Schuhe kommt man 
überhaupt nicht mehr hinein. Außerdem haben die Schuhfabri­
kanten höhere Absätze propagiert. Beides zusammen macht 
schnelles Gehen oder gar Laufen unmöglich. Bei der Arbeit zie­
hen deshalb die meisten Frauen ohnehin bequemere Schuhe an.

Für das Frühjahr und den Sommer heißt jetzt die Mode-Devi­
se: flach. Die „Für Sie“ schreibt: „Die neuen Schuhe: Bequem­
lichkeit steht hier ganz vorn .. . Der Trend zu flachen Absätzen 
ist nicht zu übersehen, bei Pumps zeigt sich die Höhe sehr gemä­
ßigt.“ Auf jeden Fall nicht zu übersehen ist, daß die Schuhfabri­
kanten die Qualität weiter gesenkt und die Preise erhöht haben. 
So zum Beispiel bei den neuen „Ballerinas“, „Mokassins“ und 
„College-Schuhen“. Sie sind sowieso alle ungefüttert, was ihnen 
eine kurze Lebensdauer sichert, und haben aber auch noch ex­
trem dünne Sohlen, mit denen man sich auf hartem Asphalt- oder 
auch Kunststoffboden nur Plattfüße holen kann. Außerdem wer­
den sie schnell durchgelaufen sein, was hohe Schuhmacherrech­
nungen mit sich bringt.

Insgesamt kann man sagen, daß die Schuhfabrikanten immer 
weniger Leder für die Schuhe verwenden. Das fängt damit an, 
daß Schuhe mit Ledersohlen die Ausnahme bzw. sehr teuer sind, 
es geht weiter mit der Innenausstattung, die meist nur noch Pla­
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stik ist. Man erkennt das an dem Aufkleber ,,Obermaterial Le­
der“. Leder sparen die Schuhhersteller ganz sicher auch bei spit­
zen Schuhen gegenüber Schuhen, die der Form des Fußes ent­
sprechen, und am extremsten sind'hier die Riemchensandalen, die 
überhaupt nur deshalb am Fuß bleiben, weil sie um den Knöchel 
festgebunden sind.

Die Verschlechterung der Schuhqualität in den letzten Jahren 
hat zu steigenden Schuhreparaturen geführt. Nimmt man z.B. die 
Absatzflecken, so muß man diese meist bereits zwei Wochen 
nach dem Kauf der Schuhe machen lassen. Bei Pfennigabsätzen 
ist der Verschleiß besonders extrem, weil das ganze Körperge­
wicht auf kleinstem Raum lastet. Ein weiteres häufiges Übel: Da 
die Sohlen nur noch angeklebt statt angenäht werden, löst sich an 
der breitesten Stelle des Fußes das Oberleder. Die Besitzer der 
,,Mister-Minit“- und anderer Schuhschnellreparatur-Ketten ha­
ben jedenfalls aus den verschiedenen Betrugsmanövern der 
schuhherstellenden Kapitalisten ihrerseits ein einträgliches Ge­
schäft gemacht.

Hochwasser
Ausreichender Hochwasser­
schutz zu teuer
„Die Hochwasserkatastrophen, die weite Teile der Bundesrepu­
blik in den letzten Wochen heimsuchten, kosteten vier Menschen­
leben. Die durch die Wassermassen verursachten Schäden sind in 
ihrer Höhe noch nicht abschätzbar.“ So oder ähnlich lauteten in 
den letzten Tagen die Meldungen, die in Presse und Fernsehen 
über die Überschwemmungen berichteten. Man stellt sich die Fra­
ge, wieso es in einem industriell so hoch entwickelten Land wie 
der BRD überhaupt noch zu solchen Katastrophen kommen 
kann.

Daß es in diesem Jahr zu hohen Hochwasserständen gerade bei 
den Mittelgebirgsflüssen wie Weser, Leine und Main kommen 
würde, war vorhersehbar, da die Mittelgebirge in diesem Jahr 
sehr hohe, wegen der anhaltenden Niedrigtemperaturen sich auf­
häufende feste Niederschlagsmengen hatten. Durch plötzliches 
Tauwetter in Verbindung mit hohen flüssigen Niederschlagsmen­
gen kam es zu Hochwasserständen, die bis zu mehreren Metern 
über den mittleren Hochwasserpegeln lagen. Verstärkt wurde die­
ses durch das Überlaufen der in ihrem Fassungsvermögen zu 
knapp dimensionierten Talsperren.

Auffällig an den Meldungen der letzten Tage ist, daß die gro­
ßen Industriestädte wie Hannover, Bremen usw. von dem Hoch­
wasser verschont blieben, in ihrer näheren Umgebung jedoch 
ganze Landstriche in den Fluten ertranken. Das hat zweierlei Ur­
sachen: Zum einen ist das natürliche Niveau dieser Städte höher 
als das des Umlandes, zum anderen sind diese Städte hoch einge­
deicht, um auch bei außergewöhnlichen Hochwasserständen 
nicht der Gefahr einer Überschwemmung ausgesetzt zu sein.

So paradox es klingen mag, gerade Letzteres ist die Ursache da­
für, daß aus dem Hochwasser der Flüsse Hoch wasser katastro- 
phen werden. Das läßt sich gut beweisen an der Geschichte des 
Hochwasserschutzes und der Hochwasserkatastrophen am 
Rhein. Die niederrheinische Tiefebene gehörte seit jeher zu den 
fruchtbarsten Gebieten, und es fand deshalb schon weit vor unse­
rer Zeitrechnung Besiedelung statt. Diese Siedlungen lagen auf 
den hoch wasserfreien Gebieten, den „Geesten . Mit zunehmen­
der Bevölkerungsdichte entstand der Zwang zur Besiedlung der 
hochwassergefährdeten Marschen. Die Siedlungskerne schützte 

man vor dem Hochwasser, indem man sie auf künstlichen Hü­
geln, sog. „Pollen“, errichtete. Diese mußten nicht sehr hoch 
sein, da wegen der großen Fläche, in der sich das Hochwasser 
ausbreiten konnte, die Pegel niedrig waren.

Erst im Mittelalter wurden größere Flächen gegen das Hoch­
wasser durch „Banndeiche“ geschützt, deren Höhe gering war. 
Da nur verhältnismäßig kurze Stromabschnitte und zumeist nur 
eine Seite des Stromes eingedeicht wurden, war die Aufstauwir­
kung gering, so daß die Hochwasserpegel nicht wesentlich anstie­
gen. Grundsätzlich änderte sich die Situation, als im 17. und 18. 
Jahrhundert damit begonnen wurde, den Rhein beidseitig über 
größere Streckenabschnitte einzudeichen. Die Hochwassermas­
sen wurden derart eingeengt, daß es regelmäßig selbst schon bei 
durchschnittlichen Pegelständen in den Gebieten, die noch nicht 
eingedeicht waren, zu verheerenden Katastrophen kam. So lagen 
die Hoch wasser pegel 1784 und 1795 in Zons, das zwischen den 
eingedeichten Gebieten Köln und Düsseldorf uneingedeicht lag, 
um 4 bis 5 m über den damals bekannten durchschnittlichen Pe­
geln. Erst die Eindeichung des gesamten Rheines bis zur holländi­
schen Grenze, in Verbindung mit einem System von Vorflutern, 
sog. „Bannpoldern“, brachte eine Abschwächung der Gefahr 
von Hochwasserkatastrophen. Gebannt ist die Gefahr grundsätz­
lich nicht, denn das „Sicherheitsmaß“ für Banndeiche am Rhein 
beträgt nur 60 cm über dem Höchststand von 1926. Sie auf ein Si­
cherheitsmaß von plus 60 cm des Höchststandes von 1784 zu er­
höhen, wäre „gesamtwirtschaftlich nicht vertretbar“ (1). Sollen 
den Leverkusenern doch die Häuser wegschwimmen, Bayer ist 
darüber erhaben.
(1) Fr. Hess, Probleme des Hochwasserschutzes am Niederrhein.

Evangelische Soziallehre
Bodelschwingh — ein Vater des 
modernen Sozialstaates

Als einen der „Väter unseres modernen Sozialstaates“ hat NRW- 
Ministerpräsident Rau den Pastor Friedrich von Bodelschwingh 
charakterisiert. Recht hat er.

Nehmt den Armen nicht das Letzte weg, wundert euch nicht, 
wenn diese Massen an keinen Gott mehr glauben und sich vor 
keiner menschlichen Autorität mehr scheuen, rief der Pastor vor 
gutJOO Jahren den Kapitalisten zu. Vorbildlich fand er, wenn Ar­
beiter mit Spareinlagen an Betrieben und deren Gewinnen betei­
ligt waren, weil sich „auch die Fabrikbesitzer bei einem solchen 
Zusammenwirken wohl befanden“. Die eigenen politischen 
Freunde wies der konservativ-christliche Bodelschwingh stets auf■ 
ihre sozialen Pflichten hin, um der Sozialdemokratie zu wehren, 
deren entschiedener Gegner er war. Aus Barmherzigkeit und Lie­
be zum Armen und Schwachen setzte der Pastor ein Sozialwerk 
in Gang, wofür ihm die Sozialdemokratie heute dankbar ist, da­
mals dafür umso weniger.

Unter der Losung Arbeit statt Almosen legte er die Grundlagen 
für die heutigen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Demagogisch 
geißelte er den § 28, der die grundsätzliche Unterstützungspflicht 
des Staates für Arbeitslose festlegt, als Massenmörder. Würde er 
auch noch voll angewandt, „er würde dann ein unzähliges Heer 
von Faulenzern erziehen, die vom Schweiße und der Arbeit ande­
rer Leute sich ernähren wollten, und schließlich würde aus ganz 
Deutschland ein großer Sumpf von Faulenzern werden.“ In sei­
ner grenzenlosen Barmherzigkeit für die armen Brüder von der 
Landstraße fordert der Pastor eine „barmherzige Zucht“ durch 
volle Anwendung des Strafparagraphen 361,7, wonach ein abge­
wiesenes Arbeitsangebot mit Verurteilung wegen Verdacht der 
Vagabundage bestraft wird. Dazu organisiert und fordert er mit 
Erfolg Bereitstellung von Arbeiten gegen ein Taschengeld, wie 
„1. den barmherzigen Holzstall, 2. die ländlichen Arbeiterkolo­
nien, 3. die noch barmherzigere Steinklopfbude, 4. die deutschen 
Hochmoore, 5. die Obstplantagen in der Nähe der Großstädte“. 
Die Steinklopfbuden lieferten nicht nur den Gemeinden die nöti­
gen Pflastersteine für ihre Straßen, sondern halfen die arbeitsun­
willigen von den arbeitswilligen Arbeitslosen zu scheiden. Aus 
den Erfahrungen im Hochmoor rät Bodelschwingh: „Es ist aber 
dringend nötig, daß der Staat in umfassender Weise diese ratio-
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nelle Urbarmachung der Hochmoore in die Hand nimmt.“ Was 
jener bekanntlich auch getan hat. 1932 kann der Sohn von Bodel- 
schwingh auf die 50jährige Erfahrung der Arbeiterkolonien für 
den Freiwilligen Arbeitsdienst verweisen, wo eben auch gelernt 
werden muß, „daß die Arbeit Gabe und Dienst, Ehre und Freude 
ist“.

Neben der „Wanderarmenfürsorge“ war die Arbeiterwoh- 
--.nungsfrage ein zweiter Schwerpunkt der Tätigkeit des Pastors.

^Angesichts der beengten Wohnverhältnisse der Arbeiter war hier 
die Parole: den Arbeitern ein Heim auf ausreichend großer eige­
ner Scholle. 1885 gründete er den Deutschen Verein Arbeiterheim 
für Arbeiter, „die nach allen Seiten hin einen geordneten, nüch­
ternen und fleißigen Lebenswandel führen“. Das mußte der Ar­
beitgeber bescheinigen. Der Grund: „Nach unserer Überzeugung 
und Erfahrung ist die Ansiedlung des deutschen Arbeiterstandes 
in Stadt und Land auf eigener, möglichst großer Scholle das kräf­
tigste, ja vielleicht das einzige durchschlagende Mittel, der wach­
senden Unzufriedenheit zu wehren, aus hoffnungslosen hoff­
nungsvolle, sparsame und treue Staatsbürger zu machen und das 
schnell abwärts rollende Rad aufzuhalten, mit welchem unter 
dem unablässigen Schüren sozialdemokratischer Agitatoren un­
ser Volksleben dem Abgrund zutreibt.“ Zur Aufgabe des Vereins 
heißt es in der Satzung: „Er wird Vertreter der Landwirtschaft 
und Industrie zu überzeugen suchen, daß sie ihren Interessen 
nicht besser dienen können, als wenn sie die Zwecke des Vereins 
thatkräftig unterstützen . .., indem sie sich dadurch einen Stamm 
zuverlässiger Arbeiter sichern, ohne Gefahr zu laufen, das ange­
legte Kapital zu verlieren.“

1889 hatte der Verein 458 Mitglieder, 1912 1443, außer der Kai­
serin 17 Hochadelige, an die 100 staatlichen Körperschaften, wie 
Städte und Landesversicherungsanstalten, mittlere Kapitalisten, 
Pastoren leider nur vereinzelt Großindustrielle und auch einige 
schlagende Verbindungen. 1907 hatte Bodelschwingh ein Gesetz 
durchgebracht, das auch das Kapital der Rentenversicherung zur 
Anlage freigibt.

SPD
Detailliertere Staatszielbestim­
mungen ins Grundgesetz?

Inzwischen wird, ausgestrahlt von den Führungskreisen der SPD, 
der Umriß eines politischen und ideologischen Konzeptes deutli­
cher, das sowohl zur Schwächung des gegenwärtig noch erstar­
kenden Liberalismus und Konservativismus als gleichzeitig auch 
zur festeren Einbindung der Gewerkschaftsbewegung ins Gefüge 
monopolkapitalistischer Staatlichkeit aktiviert werden kann. Die 
erste Ankündigung dieses Konzeptes in der Regierungserklärung 
Schmidts:

„Unser Grundgesetz hat sich bewährt. Über seine tragenden 
Elemente besteht weite Übereinstimmung in unserem Volk. Die 
Bundesregierung wird prüfen, ob in das Grundgesetz detaillierte 
Staatszielvorstellungen oder Gesetzgebungsaufträge aufgenom­
men werden müssen.“

Am 19. März gab der neue Bundesminister der Justiz, Schmu- 
de, vor dem Bundestag eine Regierungserklärung zur „Rechtspo­
litik der Bundesregierung“ ab. In dieser unternahm Schmude un­
ter anderem eine Präzisierung und Erklärung der Verfassungs­
vorhaben der Bundesregierung:

„Das dynamische Verfassungsgebot der Sozialstaatlichkeit 
verlangt, daß wir die bloß formale Rechtsgleichheit aller Bürger 
zu einer inhaltlichen Chancengleichheit weiterentwickeln. Die 
ausgleichende Gerechtigkeit gebietet, dem Schwächeren zu hel­
fen. Wir brauchen soziale Ausgewogenheit nicht nur im Zivil­
recht, sondern auch im Strafrecht und auch im Strafvollzug.

Möglicherweise lassen sich die im Grundgesetz enthaltenen 
Staatszielvorstellungen mit Gewinn für unsere Verfassungsord­
nung weiter verdeutlichen und ergänzen. Die Bundesregierung 
prüft deshalb, ob detailliertere Staatszielbestimmungen und Ge­
setzgebungsaufträge in das Grundgesetz aufgenommen werden 
sollen, etwa die Sicherung des inneren und äußeren Friedens, der 
Schutz der Umwelt und der Gesundheit oder das Angebot ausrei­
chender und menschenwürdiger Arbeit für alle.“

Die Bundesregierung beabsichtigt also, einen Katalog von For­
derungen, die sich aus der wachsenden Kritik an Begleiterschei­
nungen und Folgen von Kapitalistenherrschaft und Kapitalisten­
wirtschaft ergeben haben, in Form der „Staatszielbestimmung“ 
eine Heimstätte in der Verfassung zu schaffen und zwar in Ver­
knüpfung mit dem Gebot „inneren Friedens“. Auf diesem Wege 
sollten sich, so mag die Überlegung sein, sowohl die Arbeiterbe­
wegung, wie auch die Bewegung gegen Kernkraftwerke, für bes­
sere Bildungsaussichten usw. mit dem bürgerlichen Staat versöh­
nen und von der direkten Verfechtung ihrer Interessen abdrängen 
lassen. Das Mandat zum Einsatz der Staatsgewalt gegen Fälle, in 
denen sich Bewegungen dem Gebot des inneren Friedens nicht 
beugen, wäre gestärkt. Konservative und Liberale kämen in 
Schwierigkeiten, wollten sie die Aufnahme dieser Zielbestimmun­
gen in die Verfassung hindern. Sie müßten die ganze Breite der 
Kritik sozialer und politischer Zustände auf sich ziehen. Aber die­
se Rechnung muß nicht aufgehen. Man höre, was der konservati­
ve Staatsrechtler einzuwenden hat:

„Der Versuch aber, den Grundrechtsschutz durch Einfügung 
eines sozialen Vorbehaltes auf den Staat auszudehnen, muß an 
der Ambivalenz dieses Vorbehaltes scheitern. Denn selbst wenn 
es gelingen sollte, gleichgültig auf welchem interpretatorischen 
Wege, den leistenden Staat über den Gleichheitssatz hinaus an 
Grundrechte zu binden, dann läßt es sich nicht bestreiten, daß die 
Sozialbindung nicht nur für den Staat, sondern auch für die so 
verstandene Freiheit gilt, mit der Folge, daß diese unter Berufung 
auf allgemeine, wirkliche oder vorgegebene Belange auch einge­
schränkt werden kann.“

Dem wäre hinzuzufügen, daß die Eigentumsgarantie für die 
Kapitalisten eine klare und harte Bestimmung des Grundgesetzes 
ist, das Recht auf Arbeit indessen unter dem Gesichtspunkt einer 
Zielbestimmung aufgenommen würde, d.h. als Versprechen auf 
eine unbestimmte Zukunft. Nicht zu übersehen i wäre anderer­
seits, daß der staatstragende SPD-Zweck, Polizeiknüppel und 
Kriegswaffen sozialglänzend einzuschmieren, zunächst die Ten­
denz zur Kritik sozialer und politischer Verhältnisse fördern 
müßte, so daß das sozialchauviriistisch angelegte Abenteuer ganz 
verschieden ausgehen kann.
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Das Wertprodukt und der Durchschnittslohn
Festzustellen ist im Bild Al, 
daß da, wo das Wertprodukt 
der Branche hoch ist, der 
Durchschnittslohn höher ist 
und umgekehrt. Nach Anga­
ben des Statistischen Jahr­
buchs sind im Wertprodukt 
„der Wert der Verkäufe von 
Waren und Dienstleistungen 
aus eigener Produktion sowie 
von Handelsware an andere 
Wirtschaftseinheiten“ zusam­
mengefaßt, „vermehrt um den 
Wert der Bestandsveränderung 
an Halb- und Fertigwaren aus 
eigener Produktion und um 
den Wert der selbsterstellten 
Anlagen.“ Im Bild A2 zeigt 
sich eine schwache Tendenz, 
daß bei einem hohen Anteil

angewandter Arbeitskraft der 
Durchschnittslohn der Bran­
che niedriger ist. Das negative

Vorzeichen des Korrelations­
koeffizienten gibt dabei die 
Richtung der Geraden an.
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Etwas schwächer als im Bild 
Al erweist sich im Bild Bl, daß 
da, wo die Vorleistungen hoch
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sind, der Durchschnittslohn 
der Branche auch höher ist. 
„Unter Vorleistungen ist der

Wert der Güter (Waren und 
Dienstleistungen) zu verste­
hen, die inländische Wirt­
schaftseinheiten von anderen 
Wirtschaftseinheiten bezogen 
und im Berichtszeitraum im 
Zuge der Produktion ver­
braucht haben.“ Sie stellen ei­
nen Bestandteil der Wertüber­
tragung dar. Das Bild B2 ver­
deutlicht, wie hoch ihr Anteil 
am Wertprodukt insgesamt ist. 
Die Verschiedenheit der Bran­
chen erschwert jedoch die Un­
tersuchung des Zusammen­
hangs in dieser Breite, in der 
rohstoffverarbeitende Indu­
strien mit Industrien der Ver­
brauchsgüterproduktion zu­
sammengefaßt sind.

Die Abschreibungen und der Durchschnittslohn
Mit einem Korrelationskoeffi­
zienten von 0,5, sowohl abso­
lut wie auch in ihrem Anteil 
am Wertprodukt, stellt sich 
der stärkste Zusammenhang 
zwischen dem Durchschnitts­
lohn und den Abschreibungen 
in der Branche in den Bildern 
CI und C2 dar. „Abschrei­
bungen messen die Wertmin­
derung des reproduzierbaren 
Anlagevermögens im Laufe ei­
ner Periode durch Verschleiß 
und wirtschaftliches Veral­
ten.“ Sie gehen ebenfalls als 
Element der Wert Übertragung 
in das Wertprodukt ein. Je hö­
her die Abschreibungen, desto 
höher auch der Durchschnitts­
lohn und umgekehrt.
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4.3.2 des Statistischen Bundes­
amtes „Kostenstruktur der 
Unternehmen“ entnommen.

® = Musikinstrumente
© = Sägereien, Holzv.
© = Zellstoff, Papier
© = Papierverarbeitung
® = Druckindustrie
® = Lederverarbeit.
® - Textilindustrie
® = Bekleidung
® = Nahrung, Genußm.
® = Baugewerbe

Einfluß der „Vei 
auf die Lohnhöh
Die in den letzten Heften 
durchgeführte Untersuchung 
ergab mit ausreichender Wahr­
scheinlichkeit, daß erstens in 
jenen Industrien, deren Ar­
beitskräftebedarf dem Umfang 
des Tagesgeschäftes leicht an­
gepaßt werden kann, Lohn 
und Gehalt niedriger stehen als 
in den anderen, und zweitens, 
daß diese Fähigkeit der Anpas­
sung mit steigender techni­
scher Ausrüstung der Indu­
strien abnimmt. Weitere Un­
tersuchungen, (siehe Spalten 
links) bestätigen: In jenen In­
dustrien, in denen die Wert­
übertragung des fixen Kapitals 
(gemessen in Abschreibungen 
pro Beschäftigten) höher ist, 
ist auch der Durchschnitt von 
Lohn und Gehalt höher. Und: 
In jenen Industrien, in denen 
der Wert des pro Beschäftigten 
verarbeiteten flüssigen Teils 
des konstanten Kapitals (ge­
messen in Vorleistungen pro 
Beschäftigten) höher ist, ist 
der Durchschnitt von Lohn 
und Gehalt ebenfalls höher.

Der Einsatz von komplizier­
ter und teurer Maschinerie so­
wie die Verarbeitung von rela­
tiv wertvollen Vorprodukten 
sind nicht nur Merkmale zur 
Unterscheidung der konkreten 
Arbeit, wie sie in den verschie­
denen Industriebranchen ver­
richtet wird. Diese Merkmale 
konkreter Arbeit differieren 
auch im Rahmen einer Bran­
che, ja einer Fabrik, ja von je­
der konkreten Arbeit eines ein­
zelnen Arbeiters zu der eines 
anderen erheblich. Fragt sich, 
ob der Zusammenhang zwi-* 
sehen Lohnhöhe und etwa die­
sen Merkmalen, wie er für die 
Branchen nachgewiesen wer­
den kann, auch im Rahmen ei­
ner Branche, einer Fabrik usw. 
tatsächlich besteht und auf die 
Verteilung der Lohn- und Ge­
haltssumme wirksam wird. 
Hierzu kann die Betrachtung 
der in Tarifverträgen festgeleg­
ten Tätigkeitsmerkmale die­
nen. Die in den rechten Spal­
ten abgedruckten Tarifbeispie­
le sind einem »analytischen* 
Tarifsystem entnommen. Wel­
che Eigenschaften der konkre­
ten Arbeit mißt dies »analyti­
sche System* vQrnehmlich?

Offensichtlich nicht die Ge­
schwindigkeit der Arbeit. Die 
Veranschlagung des Arbeits­
tempos z.B. durch Akkordsy­
steme geschieht erst, nachdem 
der »Arbeitswert*, d.h. eine 
Umschreibung der konkreten 
Arbeit hinsichtlich der Bewer-



tung“ Analytische Arbeitsbewertung in der Metallindustrie

tung, geschehen ist. Das analy­
tische System mißt ferner die 
Belastung des Arbeiters, aber 
nur durch Faktoren, die jede 
Arbeit erschweren und nicht 
allgemein. Betrachtet man dies 
analytische System aber unter 
den Gesichtspunkten »Übertra­
gung des Werts von fixem Ka­
pital* und »Übertragung des 
Werts vom flüssigen Teil des 
konstanten Kapitals* so findet 
man durchaus, daß im Beispiel 
A, also bei niedrigem »Arbeits­
wert*, diese beiden Größen 
ganz erheblich niedriger stehen 
als etwa im Beispiel B.

Das Kapital kalkuliert mit 
Kostpreisen. Im Falle der Ar­
beit unter A würde z.B. bei ei­
ner relativ hohen Fehlerrate 
der Kostpreis des Endprodukts 
durch übermäßigen Material­
verbrauch lange nicht so stark 
berührt, als etwa durch langsa­
mes Arbeitstempo. Der unter 
den Händen dieser Arbeiterin 
entstehende Neuwert pro Ar­
beitsgang wird relativ hoch 
sein, verglichen auf den Wert 
des übertragenen fixen und 
flüssigen Teils des konstanten 
Kapitals. Anders im Fall der 
Arbeit B, wo der Wert des z.B. 
zu Ende zu bearbeiteten Werk­
stücks bzw. die Folgen von Ar­
beitsfehlem im weiteren Ar­
beitsprozess in einem völlig an­
deren Verhältnis zu dem durch 
diese Arbeit neu gebildeten 
Wert stehen wird.

So würde aus der Wirkung 
der konkreten Arbeiten auf 
den Kostpreis die Tendenz der 

“Kapitalisten verständlich, eine 
Lohn- und Gehalthierarchie zu 
errichten, die mit der tatsäch­
lich verausgabten Arbeitskraft 
und folglich dem Hauptbe­
standteil der Reproduktions­
kosten sich nicht deckt.

Wie aber wäre erklärlich, 
daß die Arbeiterbewegung sich 
ihrerseits auf eine derartige 
Lohn- und Gehaltshierarchie 
einläßt? Bedenkt man, daß die 
Faktoren, die im Kapitalismus 
die Wirkung konkreter Arbei­
ten auf den Kostpreis ausma­
chen, gleichzeitig die Wirkung 
konkreter Arbeiten auf die 
Produktion des materiellen 
Reichtums in gewissem Um­
fang ausdrücken, wird ver­
ständlich, daß die gefundene 
Lohn- und Gehaltshierarchie 
der konkreten Arbeiten sich 
auf eine spontane Ansicht des 
Arbeitsprozesses durch die Ar­
beiter und Angestellten selber 
stützen kann.

Tarifbeispiel A: Einbau von Teilen in 
Chassis für Rundfunkempfänger
Der folgende beschriebene und analytisch bewertete Ar­
beitsvorgang ist typisch für den Einsatz weiblicher Arbei­
ter in der Elektroindustrie. Der Arbeitswert ergibt 5,35. 
Das entspricht in Bayern 1980 einem Tarifstundenlohn 
von 7,79 DM. Der effektive Monatslohn dieser Art von 
Tätigkeiten lag im letzten Jahr etwa bei 1800 DM. 59 von 
100 weiblichen Arbeitern verdienten- um diesen Lohn. 
(Leistungsgruppe 3, Effektivlohnstatistik der Arbeiter)

Werkstück: Chassis in der Größe von etwa 500 x 250 mm 
mit den üblichen in Chassis einzubauenden Teilen, wie 
z.B. Trafos und Übertrager, Einstellskalen und Dreh­
knöpfe, Ferritantenne, Tastaturen und gedruckte Schal- 
tungsplatlen.
Arbeitsunterlagen: Arbeitsauftrag, mündliche Unterwei­
sung, Arbeitsplan.
Betriebsmittel: Elektroschrauber, Handschraubenzieher, 
Mutternschlüssel, Steckschlüssel, Flachzange, Spitzzange, 
Nietvorrichtung.

Arbeitsplatz: Einzelarbeitsplatz an einer Werkbank in ei­
nem etwa 1500 m: großen, hellen, luftigen, heizbaren 
Saal, in dem Rundfunkempfänger zusammengebaut wer­
den. Arbeitsverrichtung sitzend.

Arbeitsvorgang und Arbeitsablauf: Das bereits teilweise 
an vorhergehenden Arbeitsplätzen zusammengebaute 
Chassis wird auf einem Transportband an den Arbeits­
platz herantransportiert. Das Chassis vom Transportband 
nehmen, auf den Arbeitsplatz stellen und die vom Werk­
stattlager bereits in Fächerkästen eingeordneten Teile ent­
sprechend der am Arbeitsplatz aufgestellten Arbeitsvor­
schrift in das Chassis einsetzen, festschrauben bzw. mit 
Rohrnieten festnieten. Das mit den vorgesehenen Teilen 
bestückte Chassis zum'Weitertransport zu den weiteren 
Arbeitsplätzen auf das Transportband zurückstellen. Be­
treuung durch einen Bandführer, der auch die Vorrichtun­
gen und Werkzeuge in Ordnung hält. Die Taktzeil beträgt 
zwischen 2 und 5 Minuten.

Nr. Bevvertungsmerkmal Rang Teil-
_______________________________________________ wert

01 Kenntnisse, Ausbildung und Erfahrung: Sach­
gemäßes Handhaben der Betriebsmittel, sachge­
mäßer und folgerichtiger Einbau der Einzelteile 
in das Chassis 10 1.00

02 Geschicklichkeit (Handfertigkeit und Körperge- 
wandt heil: Handfertigkeit beim Einbau der Tei­
le im beengten Arbeitsfeld 20 1.80

03 Belastung der Sinne und Nerven: Aufmerksam­
keit beim Einbau der Teile in das Chassis 15 1.35

04 Zusätzlicher Denkprozeß: keine 0

05 Betätigung der Muskeln: Belastung der Unter­
arm- und der Rückenmuskulatur durch die 
Schraubarbeiten und beim ständigen’Hantieren 
mit dem Chassis ” io 0,80

06 Verantwortung für die eigene Arbeit: Eur den 
sachgemäßen Einbau der Teile 5 0,40

07 Verantwortung für die Arbeit anderer: keine 0
08 Verantwortung für die Sicherheit anderer: keine 0

09 öl, Fett, Schmutz: keine 0

10 Staub: keine 0
II Temperatur: keine 0
12 Nässe, Säure, Lauge: keine 0
13 Gase, Dämpfe: keine 0
14 Lärm: keine 0
15 Erschütterung: keine 0
16 Blendung und Lichtmangel: keine 0
17 Erkältungsgefahr: keine 0

18 Unfallgefahr: keine 0

19 Hinderliche Schutzkleidung: keine 0

A rbeits wert(gesamt) 5,35

Quelle: Beschreibung und Bewertung der beiden Arbeitsvorgänge sind 
entnommen aus: Analytische Arbeitsbewertung Tut die bayerische Metal

Tarifbeispiel B: Herstellen von Metallmo­
dellen
Der folgende Arbeitsgang hat einen Arbeitswert von 29,95 
und damit einen tariflichen Stundenlohn von 11,34 DM 
(Bayern 1980). Das entspricht einem Effektivlohn in Höhe 
von etwa 2600 DM, den im Durchschnitt 60 von 100 
männlichen Arbeitern der BRD in der Metallindustrie im 
Juli 80 erhielten. (Leistungsgruppe 1. Effektivlohnstatistik 
der Arbeiter)

Werkstück: Metallmodelle aller Art für Maschinenforme­
rei, Gewicht 30 bis 150 kg.

Arbeitsunterlagen: Mündliche Anweisung nach Muster. 
Werkstück-Zeichnung, Arbeitsplan.
Betriebsmittel: Werkbank, Schraubstock, elektr. Hand­
schleifmaschine, elektrische Schleifmaschine mit biegsa­
mer Welle, Säulenbohrmaschine, Preßluftschleifmaschi- 
ne, Fräsmaschine, Handbohrmaschine, Handwerkzeug ei­
nes Werkzeugmachers, elektr. Hebezeug.
Arbeitsplatz: Einzelarbeitsplatz für die im Stehen zu ver­
richtende Arbeit in einer Werkhalle mit einer Bodenfläche 
von etwa 30x80 m, mit keinen besonders lärmerzeugen­
den Maschinen. Gute Tages- und Kunstlichtbeleuchtung. 
Für den Bedarfsfall Warmwasserbeheizung plus Warm­
luftzufuhr, Frischluftanlage, Asphaltboden.
Arbeitsvorgang und Arbeitsablauf: Herstellung von neuen 
Metallmodellen nach Werkstück-Zeichnung, Instandset­
zung von alten Modellen nach Muster oder mündlicher 
Anweisung durch den Meister. Die Werkstücke sind anzu­
reißen und auszuarbeiten. Die Arbeiten auf Werkzeugma­
schinen sind selbst auszuführen. Die fertigen Modelle 
müssen zur Modellformerei transportiert und dort zur 
Kontrolle der Formrichtigkeit ausprobiert werden. Repa- 
raturmodelle müssen auf die günstigste Reparaturmöglich­
keit untersucht und danach wiederhergestellt werden. Mo­
delle ebenfalls ausprobieren. Zeitweise Mithilfe anderer 
Arbeitskräfte. Es erfolgt danach keine Kontrolle der Mo­
delle mehr.

nehme: m dei bayerischen Mctalliiuhisirn MuiiJicii. <>.j

Nr. Bewertungsmerkmal Flang Teil­
wert

01 Kenntnisse, Ausbildung und Erfahrung: Um­
fangreiche handwerkliche und theoretische 
Kenntnisse sowie langjährige Erfahrung im 
Werkzeugbau, Sonderkenntnisse im Metallmo­
dellbau. Erfahrung im Arbeiten an hochwerti­
gen Werkzeugmaschinen und in der Bearbei­
tung der verschiedenen Werkstoffe. Lesen 
schwieriger und umfangreicher Zeichnungen. 
Erfahrung im Ausbessern von Modellen 75 7,50

02 Geschicklichkeit (Handfertigkeit und Körperge­
wandtheit): Beim Arbeiten an den Werkzeug­
maschinen. beim Arbeiten an Reparaturmodel­
len und beim Ausarbeiten schwieriger Modell­
formen von Hand 60 5.40

03 Belastung der Sinne und Nerven: Aufmerksam­
keit beim Anreißen und Herstellen der Einzel­
teile. beim Teilen und Zusammensetzen der 
Metallmodelle, bei der Reparatur von Modellen 
und beim Messen 55 4,95

04 Zusätzlicher Denkprozeß: Überlegung im Hin­
blick auf die zweckmäßige Arbeitsfolge bei den 
Modellen, auf bestimmte Verjüngungen am 
Modell oder Materialzugaben unter Berücksich­
tigung der Stromungsverhältnisse beim Abgie­
ßen und der Schrumpfung des abgegossenen 
Werkstückes 55 4.40

05 Betätigung der Muskeln: Durch ganztägiges 
Stehen, beim Hantieren mit zum Teil schweren 
Modellteiten und beim Bearbeiten derselben auf 
Werkzeugmachinen und von Hand, zeitweise in 
ungünstiger Körperhaltung 35 2,80

06 Verantwortung für die eigene Arbeit: Sachge­
mäßes Behandeln der Betriebsmittel, einwand­
freies Herstellen der neuen und der reparatur­
bedürftigen Modelle 35 2,80

07 Verantwortung für die Arbeit anderer: keine 0
08 Verantwortung für die Sicherheit anderer: für 

das unfallsichere Hinterlassen der verschiede­
nen Maschinen, beim Transportieren und Aus­
probieren 5 0,45

09 ÖL Fett, Schmutz: Durch die Arbeit an den 
Maschinen und durch Reparaturarbeiten 10 0,50

10 Staub: Durch den trockenen Schleifstaub 5 0,15
11 Temperatur: keine 0 -
12 Nässe, Säure. Laugen: keine 0
13 Gase, Dämpfe: keine 0
14 Lärm: Durch den Umgebungslärm 10 0,40
15 Erschütterung: keine 0
16 Blendung und Lichtmangel: keine 0
17 Erkältungsgefahr: keine 0
18 Unfallgefahr: Beim Bearbeiten von Hand, beim 

Arbeiten an verschiedenen Werkzeugmaschinen 
und beim Hantieren mit den Modellen 20 0.60

19 Hinderliche Schutzkleidung: keine 0

Arbeitswert (gesamt) 29.95
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Im nächsten Heft

Europa
SU-Manöver in Polen. USA bringen NATO auf Vordermann

Mit Manövern in Polen de­
monstriert die SU ihre Hege­
monie über Osteuropa. Die 
Gefahr einer Intervention 
wächst. Die USA drängen auf 
feste Kontrolle ihres Bündnis­
ses. Um den letzten Wider­
stand in der NATO gegen die 
Mitteistreckenraketenrüstung 
zu brechen — am 4.4. tagt die 
Nukleare Planungsgruppe —, 
brauchen sie die BRD, um die 
BRD-Hegemonial an sprüche 
über Westeuropa zu brechen, 
pflegen sie ihre Beziehungen 
zu Großbritannien und Italien.

Unterversorgung mit Wohnraum
Gesetze zur Enteignung von Grund- und 
Hausbesitz in europäischen Ländern
Verschiedentlich werden ge­
genwärtig Forderungen erho­
ben, die auf die Enteignung 
von Wohnraum hinauslaufen. 
Zwar rühren die Hausbeset­
zungen an das Privateigentum 
der bürgerlichen Gesellschaft, 
aber immerhin ist es Eigentum 
an Grund und Boden. Da war 
auch das industrielle Kapital in 
anderen imperialistischen Län­

dern weniger zimperlich,wenn 
es um die Schmälerung seiner 
Profite durch das Grundeigen­
tum ging. In anderen europäi­
schen Ländern sind die Enteig­
nungsgesetze für Boden und 
Wohnraum weitergehend als 
in der BRD, wo das Grundge­
setz nicht die Enteignung vor­
sieht, sondern die ,»Sozialbin­
dung“ des Eigentums enthält.

A rbei ts beschaffungsmaßnahmen
Billiglehrer, bezahlt aus der Arbeitslosenkasse

Über 200 arbeitslose Lehrer ar­
beiten in Hamburg als Haus­
aufgabenhilfelehrer mit ,,Kin­
dern aus soziokulturell be­
nachteiligten Kreisen“ im Rah­
men des ABM-Programms. 
Die GEW und ihre Personal­
ratsmehrheit lehnen die Zu­
stimmung zu den ABM-Ver­
trägen ab, da die Schulbehörde 
keine Zusage für Dauerbe­
schäftigung nach Vertragsende 

geben will. Die Bezahlung er­
folgt zu 90 Prozent aus den 
Geldern der Arbeitslosenversi­
cherung, zu 10 Prozent aus 
dem Haushalt Hamburgs.

ABM-Beschäftigte und 
GEW fordern die Umwand­
lung in Planstellen; der Senat 
will die Billiglehrer weiterhin 
haben, um die größten Lücken 
an den Schulen kostenarm zu 
füllen.

Palästina
Bewegung im besetzten Gebiet: Rückgrat des Befreiungskampfs
Das zionistische Siedlerregime 
steckt in einer tiefen Krise, ob­
wohl seine internationale Lage 
angesichts der Spaltungen in 
der arabischen Welt günstig 
scheint.

Eine Ursache der Krise ist, 
daß die Kämpfe der arabischen 
Massen in den besetzten Ge­
bieten selbst allen Spaltungs­
versuchen standhalten. Welche 
Organisationen führen diese 
Kämpfe, wer sind die Sprecher 
der Einheitsfront, welche Par 
teien sind tätig.


